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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Die 8. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet. Ich darf Sie herzlich begrüßen.

Entschuldigt sind die Abgen Sonja Kato, Josef Rauchenberger, Heike Trammer und Herr LhptmSt Dr Sepp Rieder.

Meine Damen und Herren!

Ich darf Sie informieren, Herr Landtagsabgeordneter Michael Kreißl hat mit Wirkung vom 24. April dieses Jahres sein Mandat zurückgelegt. (Beifall bei den GRÜNEN.) Herr Günther Barnet wurde mit heutigem Tag vom Bürgermeister an seine Stelle in den Gemeinderat und Landtag berufen. 

Wie Sie sicherlich aus der Stadtverfassung wissen - aber ich wiederhole es sehr gerne -, erlangen Nachberufene das Recht auf Ausübung des Amtes bereits mit Antritt, also mit Annahme der Berufung durch den Bürgermeister. Dies ist in diesem Fall so geschehen. Diese Nachberufenen haben gemäß § 16 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung bei ihrem Eintritt in den Gemeinderat die Angelobung zu leisten, daher wird in der morgen stattfindenden Gemeinderatssitzung von Herrn Günther Barnet das Gelöbnis geleistet werden, aber er ist ab heute Abgeordneter und anwesend. 

Ich darf Sie als neues Mitglied des hohen Hauses herzlich willkommen heißen und Ihnen für Ihre Tätigkeit alles Gute wünschen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Gestatten Sie mir, vor Beginn der Fragestunde, noch einige persönliche Bemerkungen aus der Funktion des Ersten Landtagspräsidenten:

Heute ist der 25. April. Wie Sie wissen, und aus gegebenem Anlass, habe ich versucht, ein bisschen in einem Buch zu blättern, das "Österreich II - Die Wiedergeburt unseres Staates" heißt und hier beschreibt Hugo Portisch den Beginn der Zweiten Republik wie folgt:

"Wann beginnt die Geschichte der Zweiten Republik? Mit der Befreiung und Besetzung Österreichs durch die alliierten Truppen, mit der Betrauung Karl Renners mit dem Amt des Staatskanzlers durch die Sowjets, mit der Unabhängigkeitserklärung durch die provisorische Staatsregierung am 27. April 1945 oder am 29. April, als Renner im ehemaligen Reichsratssaal des Parlaments das neue Österreich, die Zweite Republik proklamierte. Das jedenfalls sind die handfesten Daten." - Soweit die Zitierung von Hugo Portisch.

Tatsache ist, am 29. März 1945 überschritten die sowjetischen Truppen die österreichische Grenze bei Klostermarienberg, am 28. April überschritten die amerikanischen Truppen die österreichische Grenze in Tirol, am 29. April überschritten die französischen Truppen die österreichische Grenze im Bereich Vorarlberg und am 7. Mai die britischen Truppen die österreichische Grenze in Kärnten und leiteten damit die Befreiung Österreichs ein. 

Ausgehend von der Tatsache, dass bereits am 13. April 1945 unsere Heimatstadt Wien durch die sowjetische Armee befreit wurde, gab es nach der Einsetzung von Dr Theodor Körner als provisorischen Bürgermeister am 17. April und der Einigung der Parteien über eine neue österreichische Regierung am 23. April, mit dem 27. April 1945 die provisorische Staatsregierung unter Dr Karl Renner. 

Damit hat am 27. April 1945 meiner Auffassung nach, also 14 Tage nach der Befreiung Wiens, die Zweite Republik ihre Geburtsstunde gehabt. Hugo Portisch - und hier komme ich wieder zu seinem Buch - beschreibt das Glück und die Freude der überwiegenden Mehrzahl der Österreicherinnen und Österreicher über dieses Ereignis und meint: "Jedoch zu sagen, dass im April und Mai 1945 alle Österreicher die Wiedergeburt Österreichs mit großer Freude begrüßt hätten, würde auch nicht stimmen. Da klang bei vielen der Schmerz mit, etwas verloren zu haben und vernichtet zu sehen, woran sie freudig geglaubt haben, wofür sie selbst oder ihre Angehörigen Opfer gebracht hatten. Über 1,2 Millionen Österreicher hatten in den deutschen Streitkräften gedient, fast 250 000 von ihnen waren gefallen oder kehrten aus den Gefangenenlagern nicht mehr zurück."

"Andere" - und das beschreibt er auch sehr genau - "hatten Angehörige oder Freunde in den Vernichtungslagern des NS-Regimes verloren oder waren selbst ins Gefängnis oder ins Konzentrationslager gekommen, nicht selten unter Mitwirkung österreichischer Landsleute." - Soweit wieder Portisch.

Und ich schließe an, heute wissen wir noch mehr und umfassender, aber auch schon 1945 und auch vorher wusste man um das Leid, die Verbrechen, das Morden, die Tragik, die Not, die Zerstörung, die der Faschismus unserer Heimat und auch unserer Stadt brachte.

Wir kennen aber auch den Wiederaufbau und die tatsächliche Freiheit ab 1955 und deshalb ist es so wichtig - meiner Auffassung nach -, wenn man sich zu Österreich bekennt, und das tun wir, dass man dann sehr sensibel ist, wenn man merkt, dass es leider dennoch Einzelne, auch in unserer Republik und in unserer Stadt, gibt, die da offensichtlich der faschistischen Epoche nachtrauern oder das Wiedererstehen Österreichs sogar als Grund für einen Trauerakt mit Trauerreden verstehen. 

Und so möchte ich daher aus gutem Anlass als Erster Präsident des Wiener Landtags die Organe der Wiener Sicherheitsbehörden, aber auch den Herrn Innenminister auffordern, nicht zuzulassen, dass Kundgebungen oder Demonstrationen, die im völligen Gegensatz zur Wiedererstehung unserer Republik und zu unserer Verfassung stehen, zugelassen werden, ganz besonders nicht in wenigen Tagen, wie es beabsichtigt ist.

Ich meine, unsere Wienerinnen und Wiener haben ein Recht darauf, sicher zu sein, dass es für die Wenigen, die noch immer, leider, der NS-Zeit oder Großdeutschland nachtrauern, keinen Platz oder Veranstaltungsort für ihre, ich sage es jetzt so, Verrücktheiten in unserer Stadt geben kann. 

Ich wollte Ihnen das gerne mitteilen und sagen, weil ich auch den Herrn Innenminister bitte, in dieser Richtung tätig zu sein. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01947/2002/0001-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Helmut GÜNTHER gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Sind Sie der Auffassung, dass Tschechien der Europäischen Union beitreten kann, obwohl Teile der Benes-Dekrete, die eindeutig den seit 1993 in Geltung befindlichen Beschlüssen von Kopenhagen bezüglich der Wahrung der Menschenrechte sowie der Achtung und dem Schutz von Minderheiten widersprechen, sich weiterhin im Rechtsbestand der tschechischen Republik befinden?

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Der Europäische Rat hat in seiner Tagung im Juni 1993 in Kopenhagen festgehalten, dass ein Beitritt der mittel- und osteuropäischen Länder nur unter folgenden Voraussetzungen erfolgen kann:

Sie müssen über eine stabile demokratische und rechtsstaatliche Ordnung verfügen. 

Sie müssen eine funktionsfähige Markwirtschaft haben, die es ihnen ermöglicht, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der EU standzuhalten. 

Sie müssen die Menschenrechte wahren und den Schutz der Minderheit gewährleisten. 

Jene Teile der Benes-Dekrete, insbesondere soweit sie die Konfiskation von Vermögenswerten und die Entziehung der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft betreffen, sind heute Symbol für massive Verletzung von Menschenrechten. Die Aberkennung der Staatsbürgerschaft, die Enteignung und die daraus folgenden Massenvertreibungen zählen zweifellos zu den Gräueltaten und den dunkelsten Abschnitten der europäischen Nachkriegsgeschichte. Es stünde der Tschechischen Republik eine politisch-moralische Aufarbeitung der eigenen Geschichte nicht schlechter an als anderen Staaten, einschließlich Österreichs, die sich auch zu den dunklen Zeiten ihrer jüngeren Vergangenheit bekennen. 

Die Frage ist allerdings, ob es auch heute eine rechtliche Relevanz der Benes-Dekrete gibt, die grundsätzlich in Widerspruch zu den einschlägigen Bestimmungen der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft stünden. 

Um Klarheit zu gewinnen, werden von der Europäischen Union jene Benes-Dekrete, die die Vertreibung von Deutschen und Ungarn aus der Tschechoslowakei zur Folge hatten, dahingehend überprüft, ob sie dem Europäischen Recht widersprechen. Dem Vernehmen nach ist ein Rechtsgutachten des Juristischen Dienstes der Europäischen Kommission bereits fertig gestellt und soll demnächst veröffentlicht werden. Das Europäische Parlament hat im Übrigen, wie wir beide wissen, ebenfalls eine Studie beauftragt, um die Frage der Vereinbarkeit der Benes-Dekrete mit der Rechtsordnung der Europäischen Union zu prüfen. Eine Fertigstellung und Veröffentlichung dieser Studie ist vor dem Sommer zu erwarten. 

Lassen Sie mich aber auch feststellen, dass die Erweiterung der Europäischen Union um die mittel- und osteuropäischen Länder gerade für Wien und die Ostregion Österreichs besondere wirtschaftliche und politische Chancen eröffnet. Ich habe darauf an dieser Stelle schon mehrmals hingewiesen. Dieser zukunftsorientierte Prozess soll nicht dadurch behindert werden, dass alte historische Streitigkeiten, Vorurteile und Ressentiments hervorgeholt werden, sondern Geschichte aufgearbeitet wird. Gerade der in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts so erfolgreiche Prozess der Europäischen Integration hat nach den leidvollen Erfahrungen in der ersten Hälfte wesentlich zu Frieden und Sicherheit sowie zu Wohlstand und Prosperität der Menschen in Europa beigetragen. 

Dieses gemeinsam Erreichte durch schon überwunden geglaubte historische Ressentiments oder falschen Nationalismus in Frage zu stellen, ja zu gefährden, halte ich persönlich für den falschen Weg. 

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage hat Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Die tschechischen Parlamentarier haben gestern einstimmig beschlossen, dass die Rechts- und Eigentumsverhältnisse, die nach dem Krieg auf der Grundlage der Dekrete entstanden sind, unanzweifelbar, unantastbar und unveränderbar sind. Dies widerspricht auch dem, was Sie hier gesagt haben, denn die Tschechen sind anscheinend nicht bereit, sich mit dem dunkelsten Kapitel ihrer Geschichte, im Gegensatz zu Österreich, zu befassen. Möglich geworden ist dieser Beschluss der tschechischen Parlamentarier aber, glaube ich auch, weil es eine Zustimmung des Staatspräsidenten Havel gegeben hat, der durchaus einmal auch eine andere Linie vertreten und gesagt hat, es habe sich dabei um Rache und um Unrecht gehandelt, und dieser Linie wäre an sich nichts zuzufügen. 

Darum ist es für mich unverständlich, dass er jetzt diese Linie verlassen hat. Gleichzeitig hat im Anschluss daran Landtagspräsident Klaus gesagt, sollte Europa diese Entscheidung nicht akzeptieren, würde er seinen Leuten empfehlen, nicht für Europa zu stimmen. 

Jetzt wissen Sie wie ich, dass die Erweiterung der Europäischen Union ein europäisches Projekt für die nächsten Jahrhunderte ist und ganz Europa daran Interesse hat. 

Darum meine Frage: Verstehen Sie, wie ein Beitrittskandidat bereits vor dem Beitritt versuchen kann, Europa und die Europäische Union mit derartigen Wortmeldungen zu erpressen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal verstehe ich das nicht als eine Erpressung, sondern als eine Meinungsäußerung eines bedeutenden Politikers unseres Nachbarlandes. Denn selbstverständlich stehe ich auf dem Standpunkt, dass dieser Erweiterungsprozess der Europäischen Union ein ungeheuer wichtiger Schritt für die politische Entwicklung, für die wirtschaftliche Entwicklung, für die gesellschaftliche Entwicklung, für die Friedensentwicklung in diesem Europa ist. Aber es ändert nichts an der Tatsache, dass die Entscheidung darüber, ob die Tschechische Republik der Europäischen Union beitritt, letztendlich auch eine Entscheidung der Tschechischen Republik und ihrer Bevölkerung ist und ich kann nur davon ausgehen, dass die große Mehrheit der Tschechischen Republik tatsächlich um die Bedeutung des Schritts ihres Beitritts auch vor dem Hintergrund ihrer gesellschaftlichen, ebenso wie ihrer wirtschaftlichen Entwicklung auch weiß und sich nicht von den Ressentiments eines falsch verstandenen Nationalismus beeinflussen lässt. 

Aber ich denke, dass gerade in dieser Phase des tschechischen Wahlkampfs vermutlich nicht jedes Wort auf die Goldwaage zu legen ist, was ja nicht ein tschechisches Phänomen ist, sondern das wollen wir auch bei den eigenen Wahlkämpfen so halten, dass man nicht jedes Wort, das in solchen Zeiten gesagt wurde, unbedingt auf die Goldwaage legt. 

Was die Beurteilung dieses Dokuments, des gestrigen Parlamentsbeschlusses der Tschechischen Republik, bedeutet, so will ich kein vorschnelles Urteil abgeben, denn ich kenne den vollständigen Text nicht. Aber soweit ich weiß, enthält er auch ein Bekenntnis zu diesem Beitritt zur Europäischen Union und handelt die Frage der Kompatibilität durchaus vorsichtiger ab, als das mit Einzelzitaten bisher belegt wurde. 

Was mich aber besonders zu Vorsicht gemahnt, ist die Haltung des tschechischen Staatspräsidenten, dessen Wertschätzung wir offensichtlich teilen, und dessen bisheriger Haltung ich auch große Hochachtung abgewinnen kann. Wenn er nun einen Text an sich befürwortet hat, dann denke ich, dass es sich allemal lohnt, diesen Text auch genauer anzuschauen und genauer zu studieren. Ich hoffe sehr, dass, unabhängig von der Rechtsfrage, unabhängig von den Fragen der Restitution, unabhängig von diesen Fragen bilateraler Beziehungen, in der Tschechischen Republik begriffen wird - wozu auch wir sehr lange gebraucht haben -, dass es sich hier um eine politisch-moralische Frage handelt, dass wir die Verpflichtung haben, dort, wo in der Geschichte Unrecht passiert ist, uns schonungslos auch mit diesem Unrecht auseinander zu setzen, uns dazu zu bekennen, und vor allem auch in den Diskussionen dafür zu sorgen, dass solche Ereignisse, solche historischen Abläufe für die Zukunft unmöglich werden. 

Und diese Verpflichtungen haben wir alle, nicht "nur" - unter Anführungszeichen - wir Österreicher, ja selbstverständlich haben wir das, sondern es haben selbstverständlich auch alle, die an den schrecklichen Ereignissen damals beteiligt gewesen sind, sich mit dem auseinander zu setzen und die Schonungslosigkeit ist die Voraussetzung für das Nie Wieder. Wer vertuschen will, der besorgt die Wiederholung der Geschichte in Form einer noch größeren Tragödie. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Eine Zusatzfrage hat Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Dieses Haus hat Anfang Februar auf Antrag der GRÜNEN eine Resolution beschlossen, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, in der sich Wien zum Beitritt der Mittel- und Osteuropäischen Staaten klar bekennt, den Erweiterungsprozess aktiv mitgestalten will und auch ein klares Ja zum Beitritt (Die Rednerin holt das Mikrofon näher an sich heran.) - ups, da bin ich wieder - Tschechiens ablegt. Wir haben in dieser Resolution auch beschlossen, dass wir uns klar gegen jede Form der Vetodrohungen wenden und dass wir uns bilaterale Gespräche, auch der österreichischen Bundesregierung mit der tschechischen Regierung, erwarten, wonach es zu einer österreichisch-tschechischen Aussöhnungserklärung kommen soll, nach dem Vorbild des Deutschen Bundestags, wo sich beide Seiten zur Verantwortung für das Zustandekommen der Benes-Dekrete bekennen. 

Welche Schritte haben Sie als Landeshauptmann gesetzt, diese Resolution dieses Hauses umzusetzen und für eine österreichisch-tschechische Aussöhnungserklärung mit der klaren Verantwortung beider Seiten für das Zustandekommen der unrechten Benes-Dekrete einzutreten, und was haben Sie unternommen, um die bilateralen Beziehungen zu Tschechien zu intensivieren, wie wir es auch in dieser Resolution beschlossen haben? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Wir wollen die Außenpolitik dort belassen, wo sie letztendlich auch hingehört. Ich habe mit dieser Resolution das gemacht, was von mir verlangt wurde, nämlich sie der Österreichischen Bundesregierung und insbesondere der Frau Außenminister als eine Meinungsäußerung des Wiener Landtags zur Kenntnis gebracht. Außenpolitik ist ja wohl eines der konstitutiven Elemente der Republik und in der Verantwortung der Bundesregierung und so wollen wir es auch für die Zukunft belassen. Es kann nicht neun Außenpolitiken geben.

Aber diese Meinungsäußerung, diese von Ihnen ausführlich zitierte Meinungsäußerung des Wiener Landtags, ist der Bundesregierung zur Kenntnis gebracht worden. 

Was nun den viel wichtigeren zweiten Teil Ihrer Frage betrifft, nämlich, was trägt Wien selbst dazu bei, um zu einer Kooperation, zu einer verbesserten Kooperation als einer Grundlage dieser so genannten Aussöhnung zu kommen, das lässt sich ausführlicher beantworten, denn da darf ich schon darauf verweisen, dass noch in den Zeiten, als in Prag eine kommunistische Diktatur herrschte, sich nicht zuletzt auch mein Amtsvorgänger sehr bemüht hat, hier über die Systemgrenzen hinweg zu einer Zusammenarbeit zu kommen, und insbesondere nach 1989 haben wir als eine der Ersten Kooperationsverträge mit Prag und in Folge gesehen auch mit Brünn abgeschlossen, die sich in einer großen Bandbreite von der Zusammenarbeit, was den Aufbau einer Verwaltung betrifft, über Umwelttechnologie bis hin zu Kulturkooperationen beschäftigen und auch immer wieder umgesetzt wurden. 

Es ist gar nicht so wenig Geld etwa in die Kooperation der Umwelttechnologien geflossen, insbesondere was Abfallwirtschaft, Abwasserentsorgung und Ähnliches betrifft, aber ebenso ist es zu einer sehr organisierten Form des Kulturaustausches gekommen und wir wollen das für die Zukunft selbstverständlich auch fortsetzen. Es geht hier darum, das gut nachbarschaftliche Miteinander auch durch bestimmte konkrete Projekte zu dokumentieren und auch umzusetzen. Es war eine der, glaube ich, wirklich wichtigen Rollen, die Helmut Zilk auch eingeleitet hat, dass man durch die Zusammenarbeit der Städte, insbesondere der Hauptstädte, den Weg bereitet hat auch für die Zusammenarbeit der Länder.

Ich darf Ihnen hier mit großem Engagement auch berichten, dass trotz aller derzeitigen, sagen wir einmal, schlechten Beziehungen zwischen der Republik Österreich und der Tschechischen Republik und unüblichen diplomatischen Störungen in diesen Beziehungen, die Zusammenarbeit zwischen Wien und Prag und zwischen Wien und Brünn keineswegs gestört ist, dass die Kooperation gerade im kulturellen Bereich aktuell auf verschiedensten Ebenen verläuft und dass selbstverständlich auch der Wiener Bürgermeister immer ein gern gesehener Gast ist, der allerdings auch bei dieser Gelegenheit keine selbige vorübergehen lässt, um nicht über Atomkraftwerke zu diskutieren, was ich mein ganzes politisches Leben immer schon mit großem Vergnügen gemacht habe.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr Abg Prochaska.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Die erste Erklärung, die abgeben wurde, nämlich dass Sie die Vertreibungen auf Grund einiger der Benes-Dekrete als eine massive Menschenrechtsverletzung ansehen, erspart es Ihnen jetzt, mir die Frage zu beantworten, ob etwa die tölpelhafte Erklärung des sozialdemokratischen Ministerpräsidenten "Israel möge das Palästinenserproblem auf dieselbe Weise lösen, wie die Tschechoslowakische Republik das Sudetenproblem gelöst hat", zu qualifizieren. - Ich schließe lieber an die letzten Äußerungen von Ihnen an, wo Sie auf konkrete Maßnahmen verwiesen haben.

Es gibt mit einer Reihe - es müssen nicht Städte sein - auch kleinerer Gemeinden und Dörfer eine ganz großartige Zusammenarbeit, wo mit Hilfe der ehemaligen Bewohner gemeinsame kulturelle Veranstaltungen, die Pflege der alten Friedhöfe als Erinnerungsstätte der Ahnen, Wiedererrichtung von gesprengten Denkmälern und so weiter und so fort, vorgenommen werden. 

Kann man sich in Wien vorstellen, dass man auch auf der Ebene der kleinen Gemeinden, etwa durch Einladung von Schulklassen oder auch durch sichtbare Auszeichnungen an solche Bürgermeister, das Verhältnis zu entkrampfen versucht und die Ebene der eher unglücklichen Äußerung auf der nationalen Ebene in der tschechischen Republik somit fast unterlaufen könnte?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Mit der Ebene unglückseliger Äußerungen auf beiden Seiten der Grenze zwischen Österreich und der Tschechischen Republik wird man sich wohl befassen müssen, aber man merkt schon den Widerwillen in mir, den ich dazu habe, denn wenn ich an die Äußerungen des tschechischen Ministerpräsidenten zu den Sudetendeutschen denke und mir gleichzeitig in Erinnerung rufe, welche Bedeutung etwa die Seliger-Gemeinde in der sudetendeutschen Arbeiterbewegung auch hatte, dann trifft mich das doppelt. Zum einen als Humanisten, zum zweiten aber natürlich als Sozialdemokraten, denn wer mit derartigen Vorurteilen arbeitet, der kann mich als Gesprächspartner mit Sicherheit nicht haben. Nicht nur, weil es undifferenziert und nicht nur, weil es tölpelhaft ist, sondern weil es einfach unwürdig und unmoralisch ist, was hier in diesem Zusammenhang auch gesagt wurde. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)

Was die Formen der Zusammenarbeit betrifft, so gibt es hier zweifelsohne mehrere Ebenen. Die Form einer Fachzusammenarbeit, die sich durch EU-Recht beispielsweise ergibt, aber natürlich auch durch unsere nationale Kooperation, die ich für sehr wichtig halte. Aber, und das glaube ich, haben Sie zu Recht auch angesprochen, ist die Frage der Symbolik, die Frage des Gefühls, die Frage dessen, dass man den Menschen auf beiden Seiten der Grenzen vermittelt, es ist die alte Systemgrenze vorbei, es ist die Zeit des kalten Krieges vorbei, wir leben in einer Welt, in einem Europa, und dieses Gefühl muss man den Menschen auch geben, denn zweifelsohne gibt es eine Menge Leute, die ein Interesse daran haben, das nicht so zuzulassen, alte Grenzen heraufzubeschwören, falsch verstandene Nationalismen heraufzubeschwören. 

Und ich halte daher die Zusammenarbeit gerade auch im kleinen Raum für besonders bedeutend und bin hier einer Meinung und auch mit Dankbarkeit erfüllt, dass Kollege Dr Pröll sich hier auch sehr bemüht, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden, insbesondere des Waldviertels, aber auch des Weinviertels, zu solchen Kooperationen zu kommen und ich unterstütze ihn gerne dort, wo Akte der Symbolik auch gemeinsam zu setzen sind.

Natürlich ist es als Wiener Bürgermeister meine Aufgabe, in aller erster Linie darauf zu schauen, dass hier die Zusammenarbeit der Städte forciert wird und ich will auch dem Kollegen Pröll hier nicht irgendwie ins Handwerk pfuschen in Niederösterreich, solche Sachen würden meiner Freundschaft durchaus keinen besonders guten Dienst erweisen. Aber dort, wo wir gemeinsam Dinge tun können, symbolische Akte, aber auch materielle Akte setzen wollen, wie etwa an der Thayagrenze, dort mache ich das gerne und halte das auch persönlich gesehen für sehr wichtig.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Günther.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Eines der Hauptprobleme, das oft zur Eskalierung führt, ist, glaube ich, ein bisschen der deutsche Sozialdemokrat und Erweiterungskommissar Verheugen. Denn überall wo er hinkommt, erzählt er das, was gerade gehört werden möchte. Er kommt ins Europäische Parlament und sagt dort etwas gegen die Benes-Dekrete. Darauf gibt es einen Beschluss im Europäischen Parlament, dass das überprüft werden sollte, und er ist auf einmal im Europäischen Parlament dafür. Dann fährt er nach Prag und dort erzählt er Herrn Zeman, dass ohnedies alles in Ordnung ist mit den Benes-Dekreten. Dann kommt er nach Österreich und sagt wieder: "Nein, man muss schon reden drüber". - Und so geht es fort, ich könnte weitere Reisen aufzählen. 

Es ist jedenfalls eine schwierige Situation, die der Herr Erweiterungskommissar verursacht. Ich glaube auch, dass seine Aufgabe ganz einfach wäre, die Erweiterung sowohl für die Europäische Union, aber auch für die Beitrittskandidaten gut vorzubereiten, denn nur mit einer guten Vorbereitung ist auch ein guter Beitritt möglich. 

Aus dem Grund meine Frage: Sie sind auch noch in vielen europäischen Funktionen tätig, im Ausschuss der Regionen, aber Wien hat auch ein Haus in Brüssel, um auch Lobbying zu betreiben und auch weiterzugeben, was Wien und was auch die Wienerinnen und Wiener berührt. Vielleicht könnten Sie sich hier auch einsetzen, dass hier die Europäische Union auch auf der Basis des Kommissars eine Linie vertreten könnte?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, grundsätzlich bin ich der Auffassung - nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund meines früheren Berufs -, dass nur die Schlange mit gespaltener Zunge sprechen sollte und niemand anderer. Wer meint, dass es eine vernünftige Politik ist, jedem das zu erzählen, was er gerne hört, der scheitert. 

Da ist Verheugen wahrscheinlich nicht der Einzige, der das tut, wenn ich an ganz jüngste Interviews denke, die ich etwa gestern Abend zur Kenntnis nehmen musste. Aber das Kernproblem besteht ein bisschen auch darin ... (Zwischenruf aus der FPÖ: Arabien!) Ich freue mich, dass Sie so international sind, dass Sie auch arabische Sender sehen, das freut mich, dass Sie das tun (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.), aber vielleicht haben Sie das auch im Klub angeschaut, kann schon sein. 

Ich habe es immer schon als problematisch empfunden, dass man versucht, tatsächliche Probleme, die es in einer Diskussion um die Erweiterung gibt und die in Verhandlungen ausgeräumt werden sollten, dadurch zu umgehen, dass man eigentlich jedem das erzählt, was er hören will. Es hatte auch keinen Sinn, dass ein deutscher Bundeskanzler etwa nach Polen gefahren ist, um dort zu sagen, möglichst rasch soll Polen beitreten, und auf der anderen Seite nach Brüssel fährt, um dort zu sagen, Deutschland sei nicht bereit, auch nur eine Mark mehr zu bezahlen. Dies, wo doch jeder weiß, dass die Frage etwa der Agrarfinanzierung gerade bei Polen eine so bedeutende ist, dass sie sich nicht so ohne weiteres lösen lässt, dass man denen sagt, möglichst rasch herein und auf der anderen Seite aber sagt, keine müde Mark mehr. 

Das ist ein Widerspruch, der unauflösbar ist, ein so genannter Antagonismus, und es hat aus meiner Sicht heraus gesehen Politik so keinen Sinn, weil man nur Hoffnungen erweckt, aber dann nicht Probleme dabei löst. Das gilt aus meiner Sicht zweifelsfrei auch für den derzeitigen Erweiterungskommissar. Ich glaube, man sollte grundsätzlich einmal, gerade bei den großen Ländern in der Europäischen Union, ein bisserl darüber nachdenken, ob es wirklich sinnvoll ist, den Ausleseprozess für Kommissare, die man nach Brüssel schickt, danach vorzunehmen, ob man sie im eigenen Land noch brauchen kann. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 1. Anfrage erledigt.

Die 2. Anfrage (FSP/01946/2002/0001-KSP/LM) wurde von Frau Abg Petra Bayr gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: In den letzten Tagen sind Pläne von Justizminister Böhmdorfer bekannt geworden, den Jugendgerichtshof zu schließen. Trotz zahlreicher Proteste von Experten will Minister Böhmdorfer daran festhalten. Was bedeutet das aus Ihrer Sicht für Wien?

Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Sie stellen eine Frage zu der wirklich beachtenswerten und bekämpfenswerten Tatsache, dass Herr Minister Böhmdorfer den Jugendgerichtshof in seiner derzeitigen Form einer Veränderung zuführen will und fragen mich, was das aus meiner Sicht für Wien bedeutet.

Nun, der Wiener Jugendgerichtshof in der Rüdengasse besteht seit 1928. Es ist eine Einrichtung, die nicht nur ein Gerichtshof an und für sich ist, sondern die Jugendstrafanstalt und die Jugendgerichtshilfe in einer Einheit verbindet, und wir haben dazu in den letzten Jahren noch dadurch eine günstige Konstellation von Vernetzung erreicht, dass die Zentrale der MAG ELF in die unmittelbare Nähe übersiedelt ist. Hätte es nicht schon vorher eine hervorragende Kooperation gegeben, so ist sie jetzt jedenfalls noch erleichtert worden.

Eines ist in dieser Causa besonders wichtig, nämlich, dass es nicht allein, wie uns ganz gern vorgeworfen wird, ein politischer Reflex ist, dass man sagt, der freiheitliche Justizminister sagt etwas und daher kommt eine Gegenreaktion, sondern alle Expertinnen und Experten in diesem sehr breiten Feld sind einer Meinung, und hier sollte tatsächlich noch einmal nachgedacht werden. Eine bewährte Einrichtung nicht nur zur Bearbeitung von Kriminalität, sondern auch zur Bekämpfung von Kriminalität soll nicht zerschlagen werden. Wir alle wissen, dass Strafdelikte bei Jugendlichen ein ganz spezielles Vorgehen verlangen.

Es muss hier alles getan werden, um sie auf diesem Weg der Delinquenz rechtzeitig und nachhaltig zu begleiten und für ihre zukünftige Entwicklung zu sorgen, sei das mit zusätzlicher Ausbildung oder mit anderen Maßnahmen. Und hier ist dieses Zusammenspiel so wichtig. Dazu kommt noch, dass die Prävention, in der ja Wien in sehr vielen Themenbereichen führend ist, gemeinsam mit den Expertinnen und Experten des Jugendgerichts, aber auch aller anderen ExpertInnen in diesem Fachbereich ein Zusammenspiel ergibt, das unersetzbar ist und das man nicht zerstören soll.

Der Jugendgerichtshof leistet einen Beitrag, dass Wien zu den sichersten Städten der Welt gehört und niemand, dem diese Zielsetzungen ein Anliegen sind, kann auf die Idee kommen, eine solche Einrichtung einer solchen Veränderung zuzuführen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Was mir so wichtig ist, ist in dem Zusammenhang ein bisserl darauf aufmerksam zu machen, dass man nicht glauben soll, dass das eine Einzelmaßnahme ist. Und wer sich die Maßnahmen der letzten Zeit vor das geistige Auge zurückruft, der weiß, dass es wie eine Perlenkette ist, die hier Stück für Stück aneinander gereiht wird. 

Es ist dies auf der einen Seite die vom Innenminister veranlasste Auflösung der Wiener Jugendpolizei, es sind alle Maßnahmen, die sich gegen Bildungssysteme richten. Immer ist es die Jugend, die im Mittelpunkt steht. 

Vom Frauen- und Sozialminister, der ja auch für die Jugend zuständig ist - man glaubt es kaum, denn gehört hat man noch nichts von ihm in dieser Causa -, gibt es unendlich viele kleine Schrittchen, die immer dafür sorgen, dass Förderungsmaßnahmen für Jugendliche wegfallen. 

Was die Jugendarbeitslosigkeit betrifft, haben wir in diesem Haus berichtet. Man fragt sich also, was ist die Zielsetzung dahinter, was bedeutet dieses nächste Puzzleteilchen, das jetzt die Zerschlagung einer hervorragend funktionierenden Einheit darstellt? - Und auch noch die Vorgangsweise, nämlich tunlichst keine Diskussion, kein Einbeziehen derer, die jahrzehntelang dort gearbeitet haben, kein Einbeziehen der Stadt Wien - gut, das sind wir schon gewohnt -, die Voraussetzungen schaffen und dann durchtauchen, ohne Rücksicht auf Verluste. 

Das muss Auswirkungen haben, das hat sicherlich Auswirkungen auch auf die Wiener Struktur insgesamt und es wird vor allem Auswirkungen haben auf die Jugendlichen, die in diesem Vollzug drinnen sind. 

Ich weiß nicht, ob Sie den Bericht vor einigen Tagen gesehen haben, wo auch die Bundesländer - wo man immer sagt, Wien ist so eine Ausnahme und das gibt es nur in Wien und schadet es den anderen nicht, wird es auch den Wienern nicht schaden -, die bereits diesen Vollzug haben, über die großen Probleme berichtet haben, die es gibt. Denn es kann nicht, wie behauptet, in einer gemeinsamen Vollzugsanstalt eine Trennung erfolgen, sondern selbstverständlicherweise werden die Jugendlichen dann mit erwachsenen Straftätern zusammenkommen und das entbehrt jedweder Logik und jedweder Pädagogik.

Ich wende mich entschieden gegen diese Vorgaben, die hier gesetzt worden sind und weiß mich eins mit allen Expertinnen und Experten in diesem so breiten Berufsfeld und fordere die Rücknahme dieser Maßnahme. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich glaube, wir sind einer Meinung in dem Punkt, dass es sich um eine absolut schamlose Attacke gegen Jugendliche handelt, die straffällig geworden sind. Es ist eine schamlose Attacke gegen Wien. 

Die Frage, die sich aber jetzt natürlich stellt, ist: Was kann Wien tun, um zu retten, was noch zu retten ist? Was werden Sie in diesem Fall tun können?

Daher meine Frage: Ist es für Sie vorstellbar, Planposten für den nicht juristischen Bereich zur Verfügung zu stellen und mit dem Bundesminister darüber zu sprechen, diese Maßnahme doch noch zurückzunehmen, wenn Wien mitzahlt?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Sie schaffen es immer wieder, zu wirklicher Verblüffung beizutragen. Denn Ihre Lösungsmöglichkeiten sind immer nach dem selben Muster gestrickt: Auf der einen Seite sagen Sie, entsetzlich, was hier passiert. Wenn wir Planposten schaffen für nicht juristisches Personal, sollen die uns dabei helfen, das Justizministerium dazu zu bewegen, eine Schwachsinnsmaßnahme zurückzunehmen oder was soll das?

Und was soll die Fragestellung, ob Wien bereit ist, eine eindeutige Aufgabe des Bundes mitfinanzieren zu wollen? Wollen Sie endgültig das Wiener Budget, das ohnedies schon in einem hohen Ausmaß dazu beitragen muss, dass der gesamte Bundeshaushalt funktioniert, in den Ruin treiben, indem Sie von uns verlangen, Maßnahmen zu finanzieren, die Bundesaufgaben sind? - Ich weiß nicht, mit welcher Verantwortung Sie hier als Landtagsabgeordnete des Wiener Landtags überhaupt nur auf die Idee kommen können, solche Fragen zu stellen und dann noch wahrscheinlich enttäuscht über die Antworten sind? 

Ich sage hier eindeutig: Ich wehre mich gegen die Maßnahmen, werde alle, dort wo ich es kann, unterstützen und gemeinsam mit einer breiten Plattform von Expertinnen und Experten, die hier sagen, dass dies die falsche Maßnahme ist und zurückzunehmen ist, auftreten, fordere den Wiener Landtag und alle seine Abgeordneten auf, dasselbe zu tun, wenn sie im Sinne der Wiener Jugendlichen unterwegs sind. Aber ich fordere Sie auch auf, damit aufzuhören, ständig Belastungen von Wien zu verlangen, die in Wirklichkeit genau das Gegenteil bewirken, nämlich dass wir zumindest unseren Aufgabenstellungen, denen wir voll und ganz gerecht werden, mit dem nötigen Geld auch in Zukunft nachkommen können, in Frage zu stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Sie haben sich jetzt nicht ausgesprochen gegen die Vereinnahmung durch Frau Kollegin Jerusalem, die gesagt hat, wir sind uns ja einig, dass es sich bei der geplanten Maßnahme des Justizministers um eine schamlose Attacke gegen straffällig gewordene Jugendliche handelt, gegen Jugendliche an sich und gegen Wien insgesamt. Ich frage Sie, wie Sie das nicht zurückweisen können, ist doch nach den Plänen in keiner Art und Weise gedacht, das JGG zu verändern, nämlich das Jugendgerichtsgesetz mit den besonderen Verfahrensbestimmungen, mit den besonderen materiellen Bestimmungen. In keiner Weise ist daran gedacht, die Jugendgerichtshilfe in irgendeiner Weise zu verändern und die Zusammenarbeit mit nicht gerichtlichen Stellen, sondern es ist lediglich an eine räumliche Veränderung eines Gerichts gedacht. 

Können Sie erklären, wieso eine solche Veränderung derart vehement von Ihnen abgelehnt wird?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Herr Landtagsabgeordneter!

Ich gehe davon aus und ich weiß es, Sie sind Jurist. Ich anerkenne Ihre juristischen Kenntnisse und sicherlich die weitaus bessere Kenntnis der gesetzlichen Situation. Ich weiß aber auch, dass Sie seit Jahren in der Jugendarbeit tätig sind, seinerzeit ganz praxisorientiert und in weiterer Folge in vielen, vielen Bereichen auch Verantwortung mitgetragen haben für die Jugendarbeit der Stadt Wien. Und ich kann mir einfach nicht vorstellen, dass Sie sich jetzt auch mit Ihrer Fragestellung nur mehr auf die rein juristische, organisatorische Position zurückziehen und offensichtlich alles hintanstellen, was Sie aus Ihrer überaus großen Erfahrung im Umgang mit Jugendlichen und auch im Jugendstrafvollzug wissen müssen. 

Und ich habe nicht behauptet, dass es hier Veränderungen der gesetzlichen Situation gibt, aber ich behaupte, dass es sehr wohl Veränderungen geben wird, wenn man durch räumliche Veränderungen und durch die Veränderung des Zusammenspiels von einer Fülle von Einrichtungen tatsächlich eine Institution, die seit Jahrzehnten hervorragend funktioniert, auf Grund von nicht nachvollziehbaren Tatsachen gefährdet und nicht einmal die marginalen Einsparungen beziehungsweise der Verkaufserlös der Liegenschaft in der Rüdengasse können mich davon überzeugen, dass diese Maßnahme eine inhaltlich sinnvolle ist. 

Und ich sage daher noch einmal: Ich spreche mich dagegen aus, dass es passiert. Ich spreche mich dafür aus, dass man den guten Weg, der hier im Zusammenspiel mit sehr vielen Einrichtungen in den letzten Jahren begangen wurde, fortsetzt.

Präsident Johann Hatzl: Dritte Zusatzfrage: Herr Abg Ing Rudolph. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Das, was Sie vorhin als Schwachsinnsmaßnahme kommentiert haben, wird auch vom Österreichischen Institut für Jugendforschung in einer Presseaussendung vom 22.4. kritisiert. Allerdings kritisiert das Österreichische Institut für Jugendforschung - das auch darauf hinweist, dass es vom Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen subventioniert wird, - und schreibt hier ganz korrekt, dass Justizminister Dieter Böhmdörfer seine Absicht, den Wiener Jugendgerichtshof in das Wiener Landesgericht aufgehen zu lassen, den Betroffenen mitgeteilt habe. 

Also, das ist schon ganz wesentlich, dass es eine Absicht ist, eine Einladung zur Diskussion. Es ist keine Schließung. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Es ist keine Schließung, sondern es ist eine organisatorische Änderung. Das soweit zum Sachlichen. 

Aber, und insofern ist diese Presseaussendung vielleicht auch für Sie von Interesse, es wird hier nämlich auf Folgendes aufmerksam gemacht: Nämlich ein Drittel der in Österreich von Jugendlichen begangenen Straftaten und die Hälfte der Fälle an Schwerkriminalität entfallen auf Wien. Also, in der sichersten Stadt, in der es keine Kriminalität gibt, ist auf einmal ein Drittel der von Jugendlichen begangenen Straftaten zu registrieren und die Hälfte der Fälle an Schwerkriminalität. Im Vergleich zu kleineren Landeshauptstädten, wird hier weiter geschrieben, grassieren in großstädtischen Ballungszentren die Problemlagen, wie die der Arbeits- und Obdachlosigkeit, der Drogen- und Suchtprobleme und Ähnliches. 

Jetzt, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, frage ich Sie daher, weil das ja in Ihren ureigenen Zuständigkeitsbereich fällt: Welche sozialpolitischen Maßnahmen werden Sie veranlassen, um das, was hier vom Österreichischen Institut für Jugendforschung dargestellt wird, dahingehend zu verändern, dass diese Dramatik, die hier zum Ausdruck gebracht wird, durch sozialpolitische Maßnahmen abgemildert, verändert, verbessert wird?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Also, zu allererst, Herr Landtagsabgeordneter, bedanke ich mich und ich gehe davon aus, dass Sie mit Ihrem unendlichen Insiderwissen bereits mit dem Herrn Justizminister ein Gespräch geführt haben und uns hier jetzt andeuten wollen, dass es offensichtlich einen Meinungswechsel gibt, der zumindest noch eine Diskussion zulässt. Das heißt, man ist auch in der Freiheitlichen Partei offensichtlich gewillt, auf Expertinnen und Experten zu hören, wiewohl die Tatsache, dass nach der Information der Öffentlichkeit erst die Information der Betroffenen erfolgt ist, auch ein Beweis für die Vorgangsweise Ihres Justizministers ist, die ich zumindest beachtlich halte. 

Was ich kritisiere und was der Herr Justizminister als rechtliche Anomalie bezeichnet hat, nämlich den Wiener Jugendgerichtshof, das sage ich nach wie vor, dass dieser Jugendgerichtshof in seiner derzeitigen Form und auch durchaus in seiner Form der Abgrenzung zu anderen Vollzugsmaßnahmen und auch zu anderen Gerichten, eine Form ist, die ich begrüße und auch für die Zukunft für Wien so haben möchte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und die Feinheit Ihrer Klinge - das kann man dann im Protokoll nachlesen -, wenn Sie auf der einen Seite Ihr differenziertes Verhältnis zum Institut für Jugendforschung als subventionierten Verein des Sozialministers darstellen, und wir alle kennen diese Geschichte, und auf der anderen Seite, wenn es Ihnen genehm ist, eine Untersuchung desselben herausnehmen, um zu zitieren und dann noch zu interpretieren, dann sage ich Ihnen Folgendes: Wir haben in Wien seit Jahren ein Netzwerk aufgebaut, das sich im Bereich der Prophylaxe, im Bereich der Jugendarbeit, im Bereich auch der Bekämpfung von Kriminalität, gerade im Zusammenspiel auch mit dem Jugendgerichtshof und mit Dr Jesionek erfolgreich bemüht hat, hier von der Prophylaxe, von der Prävention bis zur Bekämpfung, tatsächlich zu erreichen, dass wir in Wien im Gegensatz zu sehr vielen anderen Großstädten - und die muss man vergleichen -, zu vielen, vielen anderen Großstädten tatsächlich keine nennenswerten und schon gar keine dramatischen Probleme, wie Sie sie nennen, haben, die hier besonderer Maßnahmen bedürfen. Und wenn es tatsächlich so wäre, wie Sie das sagen, ja, dann ist es ja noch viel unverständlicher, dass man zu einer Maßnahme greift, wo man einen Teil, einen so wichtigen Teil dieses gesamten Systems, zerstören will, nicht auflösen, das hat kein Mensch behauptet, sondern zerstören will, indem er an eine andere Einrichtung angeschlossen wird. Und tatsächlich wird der Standort in der Rüdengasse geschlossen, das werden Sie ja nicht abstreiten. 

Und daher stimmt auch das Wort "Schließung", wenn auch das andere eine organisatorische Veränderung ist. Beides wollen wir nicht.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Frau Abg Bayr.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wenn wir die mediale Berichterstattung in dieser Causa in den letzten Tagen betrachten, dann wird ja dort auch gemunkelt, dass es sich - ich sage es jetzt sehr salopp - bei dieser Schließung des Jugendgerichtshofs möglicherweise auch um eine Retourkutsche von Böhmdorfer an Jesionek für früher ausgefochtene Sträuße handeln könnte. Jetzt bin ich aber der Überzeugung, dass dieser Konflikt nicht nur eine politische Komponente hat, sondern durchaus auch eine fachliche Ebene und Sie haben in Ihrer ersten Beantwortung mehrmals erwähnt, dass alle Experten und alle Expertinnen gegen die Schließung dieses Jugendgerichtshofs sind. 

Jetzt meine Frage: Welche Argumente von welchen Experten und Expertinnen wurden gegen die Schließung des Jugendgerichtshofs ins Treffen gebracht?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmStin Grete Laska: Zum ersten Punkt: Die emotionale Situation des Herrn Justizministers entbehrt meiner Kenntnis und auch meines Interesses. 

Ich appelliere an seine Fachkompetenz und auf jener fachlichen Ebene sollte er sich auseinander setzen mit den Ärzten, mit den Psychologen, mit den Sozialpädagogen, mit den Sozialarbeiterinnen und –arbeitern, die in diesem Bereich tätig sind, mit den Pädagoginnen und Pädagogen der Schulen, der außerschulischen Jugendbetreuung, auch der Jugendpolizei, die es ja ebenfalls nicht mehr gibt, all dieser wirklich breiten Bandbreite von Expertinnen und Experten, die in jahrzehntelanger Erfahrung gemeinsam auch mit den kompetenten Leuten der Stadt Wien und in einer sehr, sehr dichten Kooperation hier gearbeitet haben und die Erfahrungen haben, die vielleicht - und das habe ich zuerst schon gesagt, aus der rein juristischen und vielleicht aus der wirtschaftlichen Sicht, wenn immer das hierbei eine Rolle spielt - dann doch dazu führt - und man soll ja nicht aufhören, optimistisch zu sein -, dass diese Maßnahme zurückgenommen wird. 

Und ich betone noch einmal, nachdem Herr Ing Rudolph offensichtlich hier schon etwas läuten gehört hat, vielleicht ist das der Hinweis auf eine Nachdenkphase und vielleicht kann er aus der heutigen Sitzung auch noch ein paar Argumente mitnehmen, dass er seinen Justizminister davon überzeugt, dass es für Wien jedenfalls wesentlich sinnvoller wäre, auch im Hinblick auf die Sorgen, die Herr Ing Rudolph hier geäußert hat, diese Maßnahme zurückzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01949/2002/0001-KGR/LM). 

Sie wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie als einer der Unterzeichner des Sozialstaatvolksbegehrens dem Antrag der Grünen, dass der folgende Zusatz: "Wien ist eine sozial engagierte Stadt. Gesetzgebung und Vollziehung berücksichtigen die soziale Sicherheit und Chancengleichheit aller Bewohnerinnen und Bewohner, unabhängig von Herkunft, Sprache, Hautfarbe, Staatsbürgerschaft, Religion, sexueller Orientierung und Geschlecht. Es gibt ein Recht auf Wohnen sowie auf Bildung und eine bedarfsorientierte Grundsicherung. Wien strebt die Teilhabe aller am kulturellen und sozialen Leben der Stadt an. Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben. Vor Beschluss von Gesetzen, Tarifen und Maßnahmen wird geprüft, wie sich diese auf die soziale Lage der Betroffenen, die Gleichstellung von Frauen und Männern und den gesellschaftlichen Zusammenhalt auswirken", in die Wiener Verfassung kommt, zustimmen?

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Es hätte Ihrer Frage hier nicht bedurft, dass man selbstverständlich auch darüber nachgedacht hätte, in welcher optimalen Form und vernünftigen Form und im größtmöglichen Konsens auch hier im Haus das Grundanliegen des Sozialstaatsvolksbegehrens auch in der Wiener Landesverfassung verankert werden sollte. Heute ist das zweifelsohne wichtig. 

Ich möchte aber, und das vielleicht im Gegensatz zu Ihnen und anschließend auch an die vorherige Frage, natürlich nicht daran vorübergehen, dass dies in erster Linie eine Angelegenheit des Bundes ist und an den Bund gerichtet gewesen ist, denn ich darf schon daran erinnern, dass die Intentionen dieses Sozialstaatsvolksbegehrens und ihrer Organisatoren natürlich eine war, die sich an den Bund selbst gerichtet hat und dort auch die Verantwortung liegt. Was wir hier setzen können, ist eine, wenn man so will, grundsätzliche Absichtserklärung, was ja auch sinnvollerweise in einer Stadtverfassung drinnen stehen sollte. 

Was wir hier tun können, ist, uns in verschiedenen Bereichen auch selbst für unseren eigenen politischen Bereich diese Zielvorstellung zu geben. Das sollte man auch tun. Und ich denke, dass die Gespräche, die es im Gefolge der Zuweisung dieses Antrags, den Sie eingebracht haben, dann geben wird, durchaus so sein werden, dass ich denke, dass sie zu einem Ziel führen können, jedenfalls, was diese verfassungsrechtliche Verankerung betrifft. 

Präsident Johann Hatzl: Eine Zusatzfrage, Frau Abgeordnete.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe und richtig interpretiere, sagen Sie, ja auch Wien wird eine Sozialverträglichkeitsprüfung einführen und in die eigene Verfassung etwas hineinschreiben, was als Pendant gelten kann zu dem, was das Sozialstaatsvolksbegehren da vorgeschlagen hat. Die Grünen wären gerne oder möchten gerne in diese Gespräche eingebunden werden, um gemeinsam Vorschläge erarbeiten zu können, die da hineinkommen. 

Können Sie uns zusichern, dass wir an diesen Gesprächen beteiligt sein werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Ich werde jetzt inhaltlich hier vom Pult in einer Fragestunde nicht die Verhandlungsergebnisse präjudizieren. Was letztendlich dann in diesem Antrag auch drinnen steht, das soll der Gegenstand der Gespräche, in Folge gesehen, sein. Ob die Sozialverträglichkeitsprüfung in der Tat eine ähnliche Rolle spielen kann, wie im ökologischen Bereich eine Umweltverträglichkeitsprüfung, das kann ich hier so nicht ohne Weiteres sagen, das muss man sich auch überlegen. Also, ich bitte Sie, meine Grundsatzerklärung dazu zur Kenntnis zu nehmen, aber mich nicht überzuinterpretieren, in Form einer frühzeitigen Festlegung von Verhandlungsergebnissen. 

Was den zweiten Teil der Frage betrifft, Frau Landtagsabgeordnete, so bin ich jederzeit bereit und freue mich auch immer sehr über die Zusammenarbeit mit den GRÜNEN, Einbindung von GRÜNEN, gerade auch in so essenziellen und wesentlichen Politikbereichen, wie das die Sozialpolitik ist. Aber gestatten Sie mir da schon die Anmerkung, dass insbesondere die Rolle der Wiener GRÜNEN im Zusammenhang mit der Kampagne zu diesem Sozialstaatsvolksbegehren dieser grundsätzlichen Absicht der Zusammenarbeit gerade auch im Sozialbereich doch auch sehr gründlich und grundsätzlich widerspricht. Denn ich darf Sie schon ein bisschen erinnern an Ihre eigenen Inserate, die Sie im Zusammenhang mit dem Sozialstaatsvolksbegehren geschalten haben. Wer nicht in der Lage ist, zu unterscheiden, was an Sozialdemontage durch die Politik der Österreichischen Bundesregierung stattfindet und dem, was die Stadtregierung hier in Wien macht, sondern dies auch noch in Inseraten während einer entsprechenden Kampagne, die in ihrer Ausrichtung und Zielsetzung ganz klar gewesen ist, wer das also nicht unterscheiden kann, das tut mir Leid, bei dem kann ich die Forderung nach Zusammenarbeit und Akkordierung wohl schwer ernst nehmen und der wird sich wahrscheinlich auch den Vorwurf des politischen Sektierertums gefallen lassen müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Die zweite Zusatzfrage stellt Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Das Sozialstaatsvolksbegehren haben in Wien verhältnismäßig wenige Bürgerinnen und Bürger unterschrieben, das heißt, jeder achte Bürger oder jede achte Bürgerin. Stimmen Sie mir zu, dass man davon ableiten könnte, dass die Wienerinnen und Wiener mit den Maßnahmen der Bundesregierung durchaus zufrieden sind? (Allgemeine Heiterkeit.) 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Es wird Sie wohl schwerlich verwundern, wenn ich Ihnen sage, ich stimme Ihnen nicht zu, was mir persönlich Leid tut. Aber wenn man schon ein gewisses Niveau an Zufriedenheit erkennen könnte, dann ist es wahrscheinlich das mit der Sozialpolitik der Wiener Stadtregierung und daher müssen sich in Wien wahrscheinlich auch weniger Menschen Sorgen machen. 

Aber ich stimme Ihnen auch in Ihrer Beurteilung in keiner Weise zu, denn wer sich die realen Vergleichszahlen ein bisschen vergegenwärtigt, so hat dieses Sozialstaatsvolksbegehren in Wien ganz ausgezeichnet abgeschnitten. Und ich bin glücklich und zufrieden damit, dass so viele Menschen diesen Akt, hinzugehen und zu unterschreiben, auch gesetzt haben. Und ich glaube, dass jeder, nicht nur die Österreichische Bundesregierung, jeder gut beraten ist, diese Meinungs-
äußerung der österreichischen, aber natürlich auch der Wiener Bevölkerung ernst zu nehmen. Denn es gibt ernste Sorgen, dass der soziale Zusammenhalt unserer Gesellschaft nicht mehr gewährleistet ist. Und deswegen richtet sich auch mein Appell, und hat sich auch immer wieder gerichtet, nicht in einer ausgrenzenden oder diffamierenden oder sonstigen Art und Weise, sondern in einer fast bittenden Art und Weise auch an die Christdemokraten, dass sie diesen Zusammenhang zwischen sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft und Demokratie in einem Land und in einer Gesellschaft auch erkennen und das ist aus meiner Sicht heraus gesehen, abgesehen von der Tagespolitik, der ernste Hintergrund hinter diesem Sozialstaatsvolksbegehren. 

Ich bedaure es sehr, dass dies dann in der folgenden Diskussion ohne jede sachliche Begründung auch so abgetan wird, ohne dass man sich ernsthaft mit diesen Fragen auseinander setzt. Wir werden daraus lernen müssen oder wir werden vom Wähler auch dafür bestraft werden. Aber das können Sie sich aussuchen. 

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Sie haben es ja angeschnitten: Dieses Thema muss jede Regierung beschäftigen, egal auf welcher Ebene, und jede Regierung muss bemüht sein, muss schauen, dass sie so sozial ausgewogen wie nur möglich regiert, weil sonst wird sie nicht lange Regierung sein. Daher glaube ich, dass diese Formulierungen hier Allgemeingut sein müssen. Aber Sie haben ja nicht ausgeschlossen, dass hier ein Schritt gesetzt wird und daher meine Frage: Ich glaube, wenn man die Verfassung ändert, muss das wohl überlegt sein, weil die Verfassung ist ja nicht irgendetwas. 

Daher die Frage, wenn man die Verfassung schon ändert, haben Sie auch Vorstellungen, dass man nicht nur den sozialen Aspekt als Zielsetzung reingibt, sondern auch andere gesellschaftsrelevante Themenkreise hier berücksichtigen könnte? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich kann ich mir vorstellen, dass man sich auch mit anderen gesellschaftlichen Themenkreisen beschäftigt. 

Die einzige Eingrenzung, die ich vollziehen würde, ist die, dass sie natürlich in Beziehung zu Wien und in Beziehung zu den Kompetenzen des Landes stehen sollten. Wie wir heute schon einmal gehört haben, Fragen der Außenpolitik, aber auch Fragen der Verteidigungspolitik und ähnliche Themenkreise sind ausschließlich Angelegenheiten des Bundes. Ich würde es daher ablehnen, zu diesen Themenfeldern entsprechende Einbeziehungen in der Wiener Verfassung zu machen, aber von den grundsätzlichen Fragen der Gesellschaft als Zielbestimmung her halte ich das für vernünftig.

Wir haben das in der jüngeren Vergangenheit etwa mit der Unterschutzstellung des Wassers getan, weil dies auch ein ganz wesentliches Zukunftsthema ist. Daher kann ich mir das selbstverständlich vorstellen.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage, Frau Abg Jerusalem. - Bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!
Ich möchte Sie schon an eines erinnern: Während nämlich die Kampagne gelaufen ist und die Leute aufgefordert wurden, zu unterschreiben, ist der SPÖ in Wien nichts anderes eingefallen, als die Tarife für die öffentlichen Verkehrsmittel zu erhöhen. Das war nicht gerade ein Motivationsschub und eine Unterstützung für dieses Volksbegehren, wenn dann bei den Leuten der Eindruck entsteht, es sind ohnedies alle gleich. (Abg Heinz Hufnagl: Sie haben einen "U‑Bahn-Express" in die falsche Richtung entwickelt!) Es ist ganz egal, ob die ÖVP oder die FPÖ oder die SPÖ regiert, alles ist gleich, weil alle sparen und auch in Wien gespart wird. Salamitaktikartig wird da Demontage betrieben und das stößt auf die heftige Kritik der Wiener Grünen.

Ich möchte Sie jetzt dazu ganz konkret noch etwas fragen. Sie können jetzt noch nichts zu den Inhalten sagen, das ist mir schon klar. Das kann man nicht von dem Rednerpult aus, aber es wäre eine Mindestanforderung, dass in Hinkunft, wenn neue Gesetze gemacht beziehungsweise Maßnahmen gesetzt werden oder wenn es um Tarife und Ähnliches geht, dass man nicht nur die Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme prüft, sondern eben auch die soziale Verträglichkeit. Werden Sie also dafür sorgen, dass in Hinkunft bei neuen Maßnahmen ganz genau darauf geschaut wird, wie sich diese Maßnahmen auf die Lage der betroffenen Bevölkerung auswirken werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Das ist Ihre Darstellung, dass die Bevölkerung den Eindruck hat, dass das, was in Wien passiert, dasselbe ist, was auf Bundesebene passiert. Das ist Ihre Darstellung, Ihre Polemik und die Polemik der Grünen in Wien, die ich nicht zur Kenntnis nehme.

Die Realität ist die, dass durch Maßnahmen, die in Wien gesetzt wurden, es aus diesen Titeln zu Mindereinnahmen von 1,7 Milliarden S gekommen ist und auf der Bundesebene 28 Milliarden S mehr Einnahmen. Das ist die Realität.

Wenn wir gerade bei den Verkehrstarifen das machen, was der Bund und Niederösterreich längst vollzogen haben und wir an die VOR-Tarife anpassen, dann stellen Sie sich her und sagen, das ist dasselbe was der Bund macht. Das halten Sie politisch und strategisch für richtig in einer Auseinandersetzung um die Demontage des Sozialstaats! Da sind Sie mir bitte nicht böse, das kann ich nicht nachvollziehen und ich halte das auch grundsätzlich für politisch falsch! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/01948/2002/0003-KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Welche Schritte haben Sie gesetzt, um den arbeitsfreien Sonntag gemäß dem Hinweis im Beschluss der Landeshauptleutekonferenz vom 6. März 2002 in unserer Wiener Landesverfassung zu verankern?

Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Zunächst einmal darf ich darauf hinweisen, dass sich die Resolution der Landeshauptleute oder der Beschluss der Landeshauptleute - es wird dort nicht zwischen Anträgen und Resolutionen unterschieden - in allererster Linie an den Bund richtet, denn die Landeshauptleutekonferenz hat zwar über die grundsätzliche Verankerung in einzelnen Landesverfassungen als eine Staatszielbestimmung hingewiesen, aber es wurde der Bund in erster Linie aufgefordert, dass er dies entsprechend umsetzt.

In der Sache selbst steht für mich außer Zweifel, dass die Sonntagsruhe gewährleistet sein soll. Das ist die Auffassung aller vier im Parlament vertretenen Parteien. Das ist die Auffassung aller vier hier im Landtag vertretenen Parteien. Das ist die Auffassung der Sozialpartner, durchgängig aller. Das ist die Auffassung der Kirche. Man muss auch dazusagen, es ist nicht die Auffassung einzelner Großunternehmer aus dem Handelsbereich oder ihrer Manager. Aber wenn man das ein bisschen auf die Waage legt, dann denke ich, dass man die Diskussion so führen sollte, dass die Sonntagsruhe in Zukunft gewährleistet ist.

Um gleich alle Missverständnisse auszuschalten: Das heißt nicht, dass ich sage, es soll sich generell an Öffnungszeiten nichts ändern oder es muss sich nichts ändern, denn ich darf darauf hinweisen, dass der Kollektivvertrag meiner Erinnerung nach bei den Handelsangestellten 38,5 Stunden festlegt, die heutigen Öffnungszeiten aber 66 Stunden pro Woche sind. Wenn es daher gewünscht wird, auf 72 Stunden pro Woche anzuheben, dann muss man das dem selben Prozess unterlegen, den es auch in der Vergangenheit bereits zur Erreichung der 66 Stunden gegeben hat. Das heißt, man hat Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern, den Wirtschaftsvertretern und den Arbeitnehmervertretern zu führen, um zu dieser Aufstockung zu kommen. Das ist ein ganz normaler Prozess, wie er in der Vergangenheit durchaus erfolgreich von den 40 Stunden auf die 66 Stunden schon durchgeführt wurde.

Den Sonntag - ich sage das unmissverständlich - soll man in Ruhe lassen.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage, Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Auch der Bundeskanzler und der zuständige Wirtschaftsminister haben den Sonntag außer Frage gestellt. 

Die Frage daher an Sie: Können Sie sich vorstellen, so wie es auch in den anderen Bundesländern der Fall ist, hier auf rechtlicher Ebene in Wien entsprechende Festlegungen zu treffen? Sie haben bei der vorigen Runde der Fragestunde etwa auf das Wasser hingewiesen. Ist Ihnen der Sonntag auch so viel wert, dass Sie ihn rechtlich verankern wollen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann!

Seien Sie mir nicht böse, aber die Frage der Wasserversorgung ist eine, so denke ich, auch im europäischen Kontext sehr wichtige Frage. Diese jetzt mit dem Sonntag zu vergleichen, scheint mir ein bisschen an den Haaren herbeigezogen zu sein. 

Wenn es nützlich ist, diesen Grundsatz, den wir alle teilen, der Sonntag soll mit Ausnahmen - das muss man hinzufügen - arbeitsfrei bleiben, denn gerade unsere Kommunaldienste sind am Sonntag selbstverständlich im Dienst, es müssen die Spitäler betrieben werden, es fahren die Straßenbahnen weiter, es wird die Energieversorgung gesichert - das muss man dazusagen, dass das für einen Teil der Bevölkerung ohnehin nicht gilt -, nicht gefährdet sein, in der Verfassung zu verankern, dann bin ich selbstverständlich bereit, ihn auch unter die Verfassung zu stellen. Aktuell gesehen kann ich auf Grund der politischen Meinungsauffassungen, die es, insbesondere im Parlament, aber auch hier gibt, diese Gefährdung nicht wirklich erkennen.

Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Diese Deklaration, dass weite Teile der Politik für diesen grundsätzlich arbeitsfreien Sonntag als Staatszielbestimmung sind, ist schön, aber die Praxis zeigt dann, wie man damit umgeht. Als Beispiel kann man die Ausweitung auf den Bahnhöfen anführen, wo Supermärkte et cetera ausgeufert sind, wo in Frage gestellt werden muss, ob sie diesen Bestimmungen entsprechen. Es ist das Geld für den Ausbau der großen Bahnhöfe mit einer großen Erweiterung im Gespräch - und es wird einmal kommen -, da ist dann davon auszugehen, dass auch diese Arten von Geschäften sich ausweiten werden. 

Daher meine Frage, weil es die Praxisumsetzung ist, die so etwas einschränken oder auch unterstützen kann: Ist vorgesorgt, dass in der praktischen Umsetzung zum Beispiel bei den Bahnhöfen genau das nicht passieren kann, dass hier wettbewerbsverzerrend die großen Ketten noch mehr Supermärkte installieren und damit diese Grundsatzbestimmung umgehen können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Sie wissen es vermutlich sogar noch besser als ich, dass gerade Arbeitsinspektorat, Marktamt und ähnliche Einrichtungen sehr darauf achten, dass die Bestimmungen, die auf Bahnhöfen gelten, auch eingehalten werden. Ich habe zweimal auch ein Gespräch mit dem Chef vom Billa gehabt, der der Hauptnutznießer dieser Bahnhofsverkäufe ist, und ich darf Ihnen versichern - was Sie vielleicht nicht wissen -, dass Herr Dr Schalle keine so rasende Freude mit allfälligen Einschränkungen am Bahnhof, mit allfälligen Kontrollen und Ähnlichem hat, er aber einer der drei Hauptbetreiber dieser Sonntagsöffnungen ist. 

Ich denke, dass wir hier gemeinsam bemüht sein müssen, jene Ausnahmeregelungen, die es an einem Sonntag im Verkauf gibt, einschließlich oder vielleicht sogar vor allem in Richtung der Privaten, gemeinsam gut zu kontrollieren, denn die Last der Kritik des Herrn Dr Schalle werden wir dann wahrscheinlich gemeinsam leichter tragen können als getrennt.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage stellt nun Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben es schon angesprochen, Sonntagsarbeit ist für viele Wienerinnen und Wiener längst Realität in der Gastronomie und in den Pflegeberufen. Auch im Transportgewerbe müssen Menschen sonntags arbeiten, was Lebensqualität und auch die Chance auf ein geregeltes Privatleben natürlich massiv beeinträchtigt. In Wien ist die Tendenz zu Werkverträgen, freien Dienstverträgen stark steigend, wodurch immer mehr Menschen gar keinen Arbeitszeitregelungen und gar keinen sozialen Schutzbestimmungen mehr unterliegen. 

Wir Grüne sehen diese Flexibilisierung des Arbeitsmarkts, die zunehmenden Deregulierungstendenzen des Arbeitsmarkts, sehr kritisch. 

Ich möchte Sie daher fragen, was Sie als Landeshauptmann dafür tun, was die Stadt Wien dafür tut, sich für jene Menschen einzusetzen, die jetzt schon in diesen prekären Arbeitsverhältnissen arbeiten, die jetzt schon Sonntagsarbeit oder auch Nachtarbeit verrichten müssen? Was tun Sie da?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Ich würde Sie schon bitten, ein bisschen zu differenzieren, denn wenn Sie grundsätzlich all jene Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer, die in Nachtarbeit oder in Sonntagsarbeit tätig sind, als prekäre Arbeitsverhältnisse bezeichnen, werden wir ein wenig in Schwierigkeiten kommen. Ohne Sonntagsarbeit werden die Spitäler nicht aufrecht erhalten werden können, sind verschiedene Pflegebereiche nicht aufrecht zu erhalten und wird die Straßenbahn nicht fahren. Ob man damit eine so große Freude hat, wenn zum Beispiel an einem Sonntag die gesamte Gastronomie in Wien gesperrt hätte, das wage ich zu bezweifeln, weil ich doch auch den einen oder anderen Egoisten in Ihren Reihen kenne, der am Sonntag einen gewissen Wert darauf legt, dass er in ein Wirtshaus oder auch in die gehobene Gastronomie gehen kann. Aber natürlich muss man auf der anderen Seite auch sehen, dass das mit Geld allein nicht abgegolten werden kann. 

So denke ich, dass es sehr vernünftig ist - aber dazu bedarf die Arbeitnehmervertetung auch nicht unbedingt unserer Empfehlung -, dass man insbesondere mit Fragen des Zeitausgleichs eine ganze Menge regeln kann, dass das im Gegensatz zu dem, was wahrscheinlich viele meinen, sowohl dem Arbeitgeber als auch dem Arbeitnehmer heute mehr entgegenkommt, als das noch vor einigen Jahren der Fall gewesen ist. Die Frage der frei zur Verfügung stehenden Zeit hat heute zweifelsfrei eine höhere Bedeutung, als es die materielle Entschädigung noch vor einigen Jahren gewesen ist. 

Darüber hinaus gibt es aber viel tiefer gehende und sehr ernste Fragen, über die ich mich da nicht hinwegschwindeln will. Die Frage der KAPOVAZ zum Beispiel ist eine aus meiner Sicht heraus gesehen sehr ernste Frage. Da findet man in mir zunächst einmal einen entschiedenen Gegner der KAPOVAZ-Regelungen, weil diese in der Tat menschenvereinnahmend sind und zu Entfremdungsprozessen führen, die über die übliche Entfremdung in der Erwerbsarbeit hinausgehen. Hier halte ich Regelungen, die allerdings im Bund zu treffen sind, weil wir in Wien keine Möglichkeit haben, Eigenregelungen zu treffen und es KAPOVAZ im Gemeindebereich nicht gibt, für vernünftig, die gerade diese besonders beeinflussende, besonders entfremdende Form von Arbeitsverhältnissen, die sich aus KAPOVAZ ergeben, ausschließen. 

Dass wir darüber hinaus bei dem, was sich durch Werkverträge oder ähnliche Arbeitsverhältnisse kennzeichnet, zu einem generell gesehen höheren Ausmaß an Flexibilität kommen müssen, liegt wahrscheinlich anhand der Arbeitsverhältnisse wiederum klar zu Tage. Wir werden mit rein normalen Arbeitsverhältnissen, mit denen wir aus unserer Geschichte der Arbeitswelt heraus vertraut sind, in Zukunft beispielsweise im Bereich elektronischer Entwicklungen, aber auch von Dienstleistungen, nicht auskommen können. So einfach werden wir in Zukunft nicht mehr leben können, dass es ausschließlich geregelte Arbeitsverhältnisse gibt, die von 8 Uhr Früh bis 4 Uhr Nachmittag dauern. Das wird es nicht spielen, wie man in Wien sagt. 

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage, Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ist, als dieser Beschluss in der Landeshauptmännerkonferenz gefasst wurde, auch ausgemacht worden, dass man sich regelmäßig mit weiteren Schritten zu diesem Thema, wie man den arbeitsfreien Sonntag erhält, auseinander setzen wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Es ist dort ein einziger Schritt vereinbart worden. Ich darf Ihnen versichern, dass es bei den vielen Punkten der Landeshauptleutekonferenz ein Teilaspekt gewesen ist, der notabene ohne Widerspruch unter den Landeshauptleuten geblieben ist, dass man diesen Beschluss der Bundesregierung zur Kenntnis bringt. Das wird mündlich durch den anwesenden Sektionschef schon passiert sein, aber das soll auch durch den Vorsitzenden der LH-Konferenz, zurzeit Lhptm Dr Pühringer, der Bundesregierung zur Kenntnis gebracht werden. Das ist auch der Umsetzungsschritt.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/01947/2002/0002-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Ing Herbert RUDOLPH gestellt und ist ebenfalls an den Landeshauptmann gerichtet: Stimmen Sie mit Ihrer amtsführenden Präsidentin des Wiener Stadtschulrats überein, aus der Bundesbehörde Wiener Stadtschulrat das "Headquarter" der sozialistischen Bildungspolitik machen zu wollen?

Ich ersuche um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ihre Frage wäre sehr einfach und sehr kurz zu beantworten - nämlich mit einem klaren Nein -, für den Fall, dass die Frau amtsführende Landesschulratspräsidentin dies tatsächlich so gesagt hätte. Wie ich aber aus verschiedenen anderen Medienmitteilungen, vor allem jedoch auch durch ihre persönliche Erklärung, die sie dazu abgegeben hat, zur Kenntnis nehme, hat sie das nicht gesagt und damit ist die Sache für mich erledigt. 

Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass ein Stadtschulrat als eine nachgeordnete Dienststelle des Bundes kein politisches "Headquarter" ist. Das ist gar keine Frage.

Präsident Johann Hatzl: Abg RUDOLPH begehrt eine Zusatzfrage.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Während der Bund in Wien Schulen baut, die im Herbst in Betrieb gehen, zum Beispiel Heustadelgasse im 22. Bezirk, schließt Wien hingegen Schulen. (Abg Kurt Wagner: Wieder einmal ein guter Schmäh!) Das ist ein interessantes Gegenmodell zur Bundesregierung. Also, der Bund baut Schulen für Wien, die eröffnet werden, aber Wien schließt Schulen. 

Es bedarf seitens des Stadtschulrats für Wien einer an sich relativ einfachen verwaltungstechnischen Maßnahme, nämlich dafür zu sorgen, dass rechtzeitig für diese neuen Schulen auch Direktorinnen und Direktoren zur Verfügung stehen. Nun ist es aber so, dass der Stadtschulrat es bis dato verabsäumt hat, entsprechende Ausschreibungen für diese Schulleiterposten vorzunehmen, sodass diese Schulen im Herbst in Betrieb gehen werden, ohne dass es einen Schulleiter geben wird. 

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann: Was werden Sie tun, damit es in dieser Beziehung endlich zu einer ordnungsgemäßen Amtsführung seitens der amtsführenden Präsidentin des Wiener Stadtschulrats kommt? 

Präsident Johann Hatzl: Ich gehe davon aus, dass der Herr Landeshauptmann das beantworten kann, auch wenn der unmittelbare Zusammenhang mit der Grundsatzfrage nicht ganz leicht erkennbar ist. (Heiterkeit bei der SPÖ.) - Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Es ist aus meiner Sicht überhaupt nicht erkennbar, aber es soll sein. An die Bestimmungen unserer Geschäftsordnung hält sich ohnehin niemand mehr. Da soll auch das sein, es ist ja im Prinzip schon egal. (Abg Mag Christoph Chorherr: Das ist eine schwer wiegende Kritik am Herrn Präsidenten!) - Der Herr Präsident schaut schon darauf, der hat schon Recht. Wenn dann seine Milde mit Schwäche verwechselt wird, dann ist das natürlich ein Problem. Das muss man auch in aller Offenheit einmal sagen.

Zunächst einmal halte ich Ihre Feststellung, dass der Bund Schulen baut und Wien Schulen schließt, für eine wirklich bemerkenswerte. Das ist skurril, denn alle Bundesschulen, die demnächst eröffnet werden, sind von der früheren Österreichischen Bundesregierung beauftragt, finanziert und durchgeführt worden, und das ohnehin in einem enormen Nachholverfahren. Darauf möchte ich schon einmal hinweisen. 

Ottakring hat beispielsweise 88 000 Einwohner - das ist eine Spur mehr als Klagenfurt - und hat zwei Mittelschulen. Das sollte man auch einmal sagen. Bei Simmering ist das in einem noch krasseren Verhältnis gewesen. Daher ist es durchaus richtig, dass man seitens des Bundes diesen Nachholprozess durchgeführt und Bundesschulen gebaut hat. 

Im Hinblick auf die Pflichtschulen war das ganz anders. Die Pflichtschulversorgung in Wien war immer eine ausreichende wie auch hervorragende. Dass man natürlich bei Veränderungen der Schülerzahlen allfällige Konzentrationen herbeizuführen hat, liegt wohl im Interesse der Sache und nicht zuletzt auch im Interesse dessen, was Sie immer gefordert haben, dass man selbstverständlich auch in diesem Bereich auf eine effiziente Verwendung von Steuergeldern zu schauen hat. Dass wir auf der anderen Seite dieses große Programm der Schulrenovierung entsprechend fortsetzen, wird Ihnen sicherlich auch nicht entgangen sein. Daher kann in Summe gesehen von einem Einsparen gar keine Rede sein, um Ihre hingeworfene Bemerkung, dass Wien Schulen schließt und der Bund Schulen baut, ins richtige Licht zu rücken.

Sollte es in der Tat so sein, dass seitens des Stadtschulrats Ausschreibungen noch nicht, verspätet oder sonst irgendwie suboptimal behandelt worden sind, werde ich in meinem Besuch, den ich in den nächsten Tagen im Wiener Stadtschulrat habe, im besonderen Ausmaß darauf hinweisen, mich informieren lassen und allfällig das auch korrigieren.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Der Stadtschulrat oder das, was im Kollegium vor sich geht, ist ohnehin demokratiepolitisch, jenseits von allem, was in Europa Standard ist, durch eine Geschäftsordnung geregelt, die jegliche Diskussion absolut unterbindet. Ich habe mich schon oft gewundert, wieso Sie als Präsident nicht einschreiten und etwas dagegen unternehmen, weil das eine Schande für Wien ist, dass es Derartiges gibt. Das wollte ich nur einmal zur Einleitung gesagt haben, weil ich manchmal den Eindruck habe, Sie wissen gar nicht, was dort im Stadtschulrat über die Bühne geht. Das ist das Eine. (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist ja unglaublich!)

Das Andere: Nachdem die Präsidentin nicht nur angekündigt hat, der Stadtschulrat wird zum "Headquarter" der SPÖ, sondern auch gemeint hat, sie werde ein Mandat im Nationalrat annehmen und von dort aus dann die Geschicke lenken, lautet meine Frage: Können Sie jetzt zusichern, dass die Präsidentin nur Präsidentin sein wird und nicht auch noch nebenbei ein Mandat im Parlament annehmen wird, um dann in dieser Doppelfunktion zu agieren?

Präsident Johann Hatzl: Es ist ein bisschen ein Problem, dass der Landeshauptmann keine Mandate vergibt, aber der Herr Landeshauptmann wird sicherlich eine Antwort wissen. - Bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Wenn ich mich dunkel erinnere, ist die Geschäftsordnung im Stadtschulratskollegium nicht ein Erlass von mir oder eine diktatorische Anordnung, sondern ein Beschluss des dortigen Kollegiums. Das Recht des Bürgermeisters, einen Beschluss des Kollegiums zu sistieren, ist mir bis zur Stunde unbekannt. Ich werde mich aber danach erkundigen.
Ich glaube jedoch, generell gesehen, dass nach all den Jahren, die Sie hier sitzen, Ihnen heute einfällt, zu sagen, dort seien die demokratischen Verhältnisse Ihrer Beschreibung nach pauschal jeglichem europäischen Vergleich spottend, ist bemerkenswert. Warum haben Sie mir das nicht schon vor sieben Jahren gesagt? (Abg Susanne Jerusalem: Damals war es noch nicht so! Das ist geändert worden!) - Selbstverständlich ist alles geändert worden! Das ist ganz klar! Das ist ja alles ganz neu! Ganz neu hat man jetzt diese undemokratischen Verhältnisse geschaffen, die Sie hier kritisieren! (Abg Susanne Jerusalem: So ist es!) Seien Sie mir bitte nicht böse, ich bin bereit, jederzeit und gerne auf vernünftiger Ebene im Hinblick auf Mitbestimmung zu diskutieren, aber doch nicht so! (Abg Susanne Jerusalem: Herr Abg Strobl ist mein Zeuge!) Dass Sie sich jetzt den Herrn Abg Strobl als Zeugen holen, finde ich großartig! Das ist sehr bezeichnend für Sie, Frau Landtagsabgeordnete! (Beifall bei der SPÖ.) Zu dem Bündnis gratuliere ich Ihnen! Das ist würdig!

Was das Zweite betrifft, so glaube ich, habe ich Sie noch schlechter verstanden. Haben Sie jetzt in dieser Zusatzfrage gemeint, dass das passive Wahlrecht einer österreichischen Staatsbürgerin eingeschränkt werden soll? (Abg Günter Kenesei: Das hat sie nicht gesagt!) Ich halte es doch nicht für möglich, dass ein grüner Mandatar - ich halte das bei anderen für möglich, aber nicht bei einem grünen Mandatar - allen Ernstes sagt, ich solle unterbinden, dass eine österreichische Staatsbürgerin passiv ihr Wahlrecht wahrnimmt und für den Nationalrat kandidiert! (Abg Susanne Jerusalem: Sie sollten mir besser zuhören!) Das halte ich für ungeheuerlich! (Abg Susanne Jerusalem: Zuhören!) Ich habe zugehört! Das halte ich für ungeheuerlich, und das gerade von Ihnen! Das habe ich mir nicht erwartet, sage ich Ihnen ganz offen! Das habe ich mir nicht erwartet!

Im Übrigen ist die Frage der Kandidatur auf einer Liste eine Frage der Entscheidung der Partei und hat hier nichts verloren. Zum Zweiten entscheidet das letztendlich der Wähler, ob jemand ein Mandat bekommt. Deshalb ist diese Frage aus der Sicht unverständlich. Dass Sie aus der anderen Sicht gesehen einer österreichischen Staatsbürgerin das passive Wahlrecht aberkennen wollen, halte ich für verwegen! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich werde von meinem Recht Gebrauch machen und mich heute der Zeugenaussage entschlagen. (Heiterkeit bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Dafür habe ich Verständnis!)
Ich darf daher zu dem Punkt, der ursprünglich gefragt wurde, zurückkehren und darf Sie zitieren, wenn Sie im ORF richtig zitiert wurden. Die Aussagen der amtsführenden Präsidentin sind in mehreren Medien abgedruckt gewesen und Sie haben demnach darauf so geantwortet, dass Sie sehr unglücklich über diese Aktion, über diese Aussage, sind.

Die ÖVP-Position in der Frage der Reform oder Weiterentwicklung der Landesschulbehörde ist klar. Wir hätten es sehr begrüßt, wenn Wien die Chance wahrgenommen hätte, zum Beispiel eine Landeshauptmann-Stellvertreterin oder eine Stadträtin mit der Funktion des amtsführenden Präsidenten in der Vertretung zu betrauen, wie das zum Beispiel in Vorarlberg der Fall ist. 

Ich darf Ihnen daher die Frage stellen, welche Aussage zur Weiterentwicklung des Stadtschulrats durch die Frau Präsidentin hätten Sie erwartet, damit Sie wieder glücklich sind? (Allgemeine Heiterkeit.)

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich bin Ihnen unendlich dankbar, dass Sie sich um meine positive Befindlichkeit und vor allem meine Glücksgefühle so große Sorgen machen. Ich darf Ihnen versichern, das brauchen Sie nicht zu tun. Ich bin rundum glücklich, bin rundum zufrieden. Alles ist soweit in Ordnung. Jedenfalls danke ich schön für Ihr Mitgefühl, das Sie da aufbringen. 

Meine Äußerung, die Sie richtig zitieren, hat sich nicht auf die Bemerkung mit dem "Headquarter" bezogen, denn natürlich hat man mir sofort berichtet und auch belegt, dass diese Äußerung nicht gefallen ist und daher gegenstandslos ist. Mein leichtes Unglücklichsein hat sich auf etwas bezogen, was Sie wahrscheinlich eher nachvollziehen können, dass ich nämlich als Parteiobmann der Wiener Sozialdemokraten ein bisschen unglücklich gewesen bin - nicht aus den selben Gründen, wie das bei Ihnen der Fall ist -, aus dem Grund, dass Mandatsdiskussionen außerhalb der entsprechenden Parteigremien immer eine sehr unglückselige Sache sind. Aber wem erzähle ich das! Sie verfügen ja über Ihre eigenen Erfahrungen darüber, dass Diskussionen über Parteifunktionen außerhalb der Gremien immer schlecht sind und ein bisschen ein Problem sind. Das gilt natürlich auch für den gegenständlichen Fall.

Mein Unglücklichsein, diese kleine Trübung, wenn man so sagen kann, dieses kleine Wölkchen, das es gegeben hat, ist in der Zwischenzeit vorüber. Ich bin wieder vollkommen glücklich und danke Ihnen für das Mitgefühl.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage: Herr Abg Ing Rudolph.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich bin froh, dass man Sie nicht als wunschloses Unglück titulieren muss, denn das ist nie etwas Schönes. 

Sie haben angekündigt, demnächst einen Besuch im Stadtschulrat zu machen. Das freut mich. Sie haben gesagt, dabei werden Sie wieder auf die ordnungsgemäße Amtsführung der amtsführenden Präsidenten schauen. 

Ich darf Sie bitten, bei dieser Gelegenheit einen zweiten Aspekt zu berücksichtigen, und zwar Folgenden: 

Zwei Landesschulinspektoren, eine Inspektorin, ein Inspektor, gehen in Pension, beide sind SPÖ-nahe, und es gibt bereits feststehende Namen, wer diesen beiden nachfolgen soll. Ich kann Ihnen hier die Funktion sagen. Ich werde Ihnen die Namen hier nicht sagen, aber ich werde Ihnen beide Namen in einem Kuvert mit dem heutigen Datum übermitteln, sodass Sie das von mir belegt haben. 

Meine Frage an Sie: Werden Sie dafür Sorge tragen, dass im Zuge des Auswahlverfahrens für diese beiden Landesschulinspektorenfunktionen sämtliche Kriterien der Objektivität und des Verfahrensrechts eingehalten werden, damit auch andere Damen und Herren, die sich um diese Funktion bewerben, eine Chance haben, neben diesen beiden seitens der SPÖ bereits als Fixstarter geltenden Damen, sich erfolgreich bewerben zu können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Selbstverständlich, so wie ich das immer tue. 

Im Gegensatz zu Ihnen kenne ich keine Namen, die Fixstarter sind. Da sind Sie mir ein bisschen voraus. Das ist gar keine Frage. Sie kennen sich auch bei der SPÖ-Nähe viel besser aus als ich, was mich aber nicht weiter stört. Es gibt immer Menschen, die etwas besser wissen als man selbst. Damit habe ich kein Problem. 

Es steht natürlich außer jedem Zweifel, dass hier die selben Maßstäbe an Objektivität zu gelten haben, wie das bei anderen Postenbesetzungen der Fall ist.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 5. Anfrage beantwortet. 

Die 6., 7. und 8. Anfrage werden nicht mehr aufgerufen, meine Damen und Herren, auch die 9. nicht. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/01954/2002/0002-KGR/AL). Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "31 774 Frauen arbeitslos - Was tut Wien?" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Dr Vana, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

"31 774 Frauen in Wien arbeitslos - Was tut Wien?" haben wir zum Thema dieser Aktuellen Stunde gemacht, weil es höchste Zeit für dieses Haus ist, sich über dieses Thema zu unterhalten. Wir haben Alarmstufe Rot am Arbeitsmarkt, was die Frauenarbeitslosigkeit betrifft. Man müsste eigentlich konkreter sagen, Frauenerwerbsarbeitslosigkeit, denn unter Arbeitslosigkeit leiden die meisten Frauen nicht. Sie wird nur nicht bezahlt und nicht richtig ökonomisch bewertet, aber das ist ein anderes Thema. 

Wir haben 31 774 Frauen beim Arbeitsmarktservice als arbeitslos gemeldet. Die Dunkelziffer liegt natürlich weitaus höher. Wie wir wissen, gibt es viele Frauen, die eigentlich gerne erwerbstätig sein wollen, aber nicht beim Arbeitsmarktservice gemeldet sind, so genannte Hausfrauen, Studentinnen, aber auch viele Frauen, die sich angesichts der tristen Lage am Arbeitsmarkt entmutigt fühlen und sich gar nicht melden, weil sie vom Arbeitsamt auch nicht vermittelt werden, jedenfalls nicht in gescheite Jobs. 

Wenn eine Frau, sagen wir, ab 40 mit Kindern, zum Arbeitsmarktservice kommt, ist die erste Antwort, die sie bekommt, ob sie wirklich arbeiten will. Die zweite Antwort ist, dass man dann vielleicht irgendeinen Teilzeitjob für sie findet.

Angesichts dieser Lage, denke ich mir, wird der "Job Day", der heute vom Arbeitsmarktservice auf der Mariahilfer Straße veranstaltet wird, leider auch nichts daran ändern. Ich denke, es ist nicht die Zeit für Eigenwerbung und Selbstdarstellungen des Arbeitsmarktservices, sondern eher Zeit, sich um die arbeitslosen Frauen und um die Lage der Frauen am Arbeitsmarkt wirklich zu kümmern. 

Während das AMS auf der Mariahilfer Straße steht, spart es die arbeitsmarktpolitischen Beratungsstellen in Wien kaputt. Die Budgetmittel sind erst unlängst um 20 Prozent gekürzt worden. Gleichzeitig wird die Beratungszeit für arbeitslose Menschen auf ein Minimum reduziert. Das, denke ich mir, ist nicht die richtige Antwort auf die Probleme der Frauen am Arbeitsmarkt. Ich denke, wir müssen uns hier mit diesem Thema wirklich ernsthaft auseinander setzen. 

Eine alarmierende Tatsache ist, dass die Rahmenbedingungen für Arbeitsmarktpolitik noch nie so schlecht gewesen sind wie jetzt, unter der blau-schwarzen Bundesregierung, die Arbeitslose nicht unterstützt, sondern Arbeitslose bekämpft und die gerade für Frauen - oder gegen Frauen - eine Frau-an-den-Herd-Politik mit dem Kindergeld macht. 

Tatsache ist, Wien ist Schlusslicht beim Kampf gegen die Frauenarbeitslosigkeit, vor allem was die Zahlen betrifft. Wien hat mit 36,3 Prozent den höchsten Anstieg an Frauenarbeitslosigkeit von allen Bundesländern. Wien hat als einziges Bundesland einen höheren Anstieg der Frauenarbeitslosigkeit als der Männerarbeitslosigkeit seit Februar dieses Jahres. Wir Grüne - nicht nur wir, sondern auch die Wirtschaftsforscher und Wirtschaftsforscherinnen - haben das seit langem vorhergesagt, aber es ist in keiner Weise seitens der Wiener Stadtregierung adäquat darauf reagiert worden. 

Die Jugendarbeitslosigkeit - das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen - bei jungen Frauen, 19- bis 25‑jährigen Frauen, weist seit dem letzten Jahr einen 57‑prozentigen Anstieg in allen Branchen und in allen Qualifikationen auf. Das, meine Damen und Herren, können wir nicht hinnehmen! Wir Grüne nehmen das nicht hin! Wir fordern nicht nur, dass wir uns heute darüber erstmals ernsthaft unterhalten, sondern wir fordern nach wie vor ein arbeitsmarktpolitisches Sofortprogramm für Frauen - wir haben das schon einmal eingebracht, aber es wurde leider abgelehnt -, denn 31 774 arbeitslose Frauen sind 31 774 arbeitslose Frauen zu viel. 

Da wird es nicht reichen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, 18,4 Milliarden S in die Bauwirtschaft zu investieren, wie es Herr StR Rieder getan hat. Da werden auch nicht die 3,3 Millionen EUR, die Sie seitens der Stadt zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit angekündigt haben, reichen, denn - das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen - das muss man einmal in Beziehung zu den 18,4 Milliarden EUR für die Bauwirtschaft setzen. 3,3 Millionen EUR sind läppische 500 S pro Arbeitslosem. Ich denke mir, das ist ein Hohn angesichts der Lage, in der wir uns befinden! Es wird auch nicht reichen, 140 IT-Kurse für Frauen anzukündigen. Das ist das Einzige, was ich dem Programm für Frauen, das der so genannte Sozialpartnergipfel vorgestern vorgestellt hat, entnommen habe. 140 IT-Kurse für Frauen, bei 31 774 arbeitslosen Frauen! Das, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist zu wenig! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Es ist auch zu wenig - und ich finde es eigentlich enttäuschend -, dass bei der Sondersitzung des Gemeinderats zur Arbeitslosigkeit, die wir hier vor kurzem hatten, und ebenso bei der von der Sozialdemokratischen Fraktion eingebrachten Aktuellen Stunde zur Jugendarbeitslosigkeit niemand außer den grünen Rednern und Rednerinnen auf die Situation der Frauen eingegangen ist. Das finde ich eigentlich beschämend! Ich hoffe, dass ich heute von Ihnen Antworten bekomme, was Sie jetzt gegen die Frauenarbeitslosigkeit tun. 

Diese 3,3 Millionen EUR sind läppisch, dennoch begrüßen wir natürlich auch, dass es wenigstens 3,3 Millionen EUR seitens der Stadt Wien zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gibt. Aber wo genau werden diese Mittel für Frauen eingesetzt? Wo sind die Wiedereinsteigerinnenprogramme? Wo sind die Qualifizierungsprogramme? Wie viele Frauen wollen Sie fördern, und mit welchen zusätzlichen Mitteln?

Ich betone "zusätzliche Mittel", weil Sie sagen immer - und das werden Sie wahrscheinlich auch heute wieder tun -, was es denn nicht schon alles Gutes für Frauen gibt, was der Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds nicht alles Wunderbares schon fördert. Das ist gut und schön, aber Tatsache ist auch, dass der Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds die Mittel für frauenspezifische Programme letztes Jahr - mit Wirksamkeit von heuer - um die Hälfte gekürzt hat, von 77 Millionen S auf 38 Millionen S. Da will ich heute schon von Ihnen wissen, wie Sie dieses Geld den Frauen für den Arbeitsmarkt zurückgeben. Werden Sie von den 3,3 Millionen EUR, die Sie angekündigt haben, zumindest die 33 Millionen S, die Sie im WAFF gekürzt haben, den Frauen für den Arbeitsmarkt zurückgeben? - Das will ich heute von Ihnen wissen, nicht das, was schon passiert, sondern das, was Sie jetzt endlich zusätzlich als Reaktion auf die dramatisch gestiegene Frauenarbeitslosigkeit in Wien machen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Nicht nur das wollen wir von Ihnen wissen. Es geht, wie wir wissen, nicht mehr nur um die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, um das - wie ich es nenne - statische Drücken von Arbeitslosenzahlen, sondern es geht um mehr. Es geht um die strukturellen Veränderungen am Arbeitsmarkt. Es geht darum, dass wir darauf reagieren. Es geht darum, dass deutlich wird, dass Flexibilisierung und Deregulierung am Arbeitsmarkt vor allem zu Lasten von Frauen gehen und dass immer mehr Frauen zwar einen Job haben, aber keinen Job, der nur annähernd existenzsichernd und annähernd befriedigend ist, was die Arbeitsbedingungen betrifft, dass immer mehr Frauen auch in Wien in so genannte atypische und prekäre Arbeitsverhältnisse abgedrängt werden. 

Diese Frauen sind nicht einmal in den 31 774 Frauen, die arbeitslos gemeldet sind, enthalten. Das sind Frauen, die noch keine Vertretung haben. Das sind Frauen, die ihre Existenz nicht sichern können und die trotz Job in die Armutsfalle geraten. Wir haben 28 000 Wienerinnen in geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen. Wir haben 66 000 Wienerinnen in Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen, die nicht existenzsichernd sind. Jede vierte Frau in Wien ist nicht mehr vollzeitbeschäftigt. Jede vierte Frau hat auch keinen eigenen Pensionsanspruch mehr. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Was sind Ihre Antworten dagegen? Was sind Ihre Antworten? Sind Ihre Antworten: Frauen in Teilzeitjobs oder atypischen Beschäftigungen zu vermitteln, mit dem Slogan "Hauptsache, ihr habt irgendeinen Job, und Hauptsache, ihr drückt uns die Statistik, damit wir als Wiener Arbeitsmarkt besser dastehen"? Ist das Ihre Antwort? 

Ich sehe meine Kolleginnen aus der Sozialdemokratischen Fraktion heftig den Kopf schütteln. Ich würde heute gerne von Ihnen die Antworten haben, welche Konzepte, und zwar nachhaltige Konzepte, nicht nur konjunkturelle Reaktionen und nicht nur Finanzspritzen, die einmal wirken, Sie für diese strukturellen Veränderungen des Arbeitsmarkts haben, der zu steigenden Einkommensdisparitäten führt. In manchen Arbeitsgruppen haben wir über 50 Prozent Einkommensdisparität zwischen Frauen und Männern. (Abg Martina LUDWIG: Haben die Grünen Konzepte dagegen?) Welche Antworten haben Sie dagegen, dass wir Schlusslicht in Europa bei den Einkommenszuwächsen und übrigens auch Schlusslicht bei der Kinderbetreuung sind? (Abg Martina LUDWIG: Wie sieht Ihr Konzept aus?) Glauben Sie, dass sich das von alleine löst? (Abg Mag Sonja Wehsely: Glauben Sie das? Machen Sie doch einmal Vorschläge!) - Warten Sie, darauf komme ich noch zu sprechen!

Ich lese in der Austria Presse Agentur etwas, das ich wunderbar gefunden habe. StR Rieder sagt: "Unmittelbare positive Effekte am Arbeitsmarkt sind durch das vorgelegte Programm nicht zu erwarten. Eine Entspannung bei den Arbeitslosenzahlen erwarten wir erst im kommenden Jahr. In Wien wird es vermutlich erst ab 2004 ein stärkeres Greifen des Beschäftigungswachstums geben." - Bitte, was heißt denn das? Und was machen wir bis dahin? Zuschauen und abwarten, bis die Wirtschaft, der Arbeitsmarkt und die Konjunktur das alles angeblich löst? Oder was tun wir? Was tun wir jetzt? Was tun Sie jetzt und heute zusätzlich für Frauen? - Das will ich von Ihnen wissen! (Abg Chrisian Oxonitsch: Dazu haben wir viele konstruktive Sachen!) 
Ich möchte heute von Ihnen konkrete Stellungnahmen zu drei Vorschlägen, die alle nicht neu sind und die wir schon verschiedentlich gestellt haben, sei es in Anfragen oder Anträgen. 

Das Eine ist etwas, da müssen wir gar nicht in die arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien gehen, sondern da können wir in den eigenen Wirkungsbereich, in den eigenen Verwaltungsbereich gehen. Was tun Sie denn an aktiver Frauenförderung im öffentlichen Dienst? - Lassen Sie uns das Gender Mainstreaming, das wir beschlossen haben, doch endlich umsetzen! Lasen Sie uns die Frauen im öffentlichen Dienst fördern! Lassen Sie uns die positive Diskriminierung endgültig nach allen Seiten absichern, damit sie nicht vom EuGH ausgehöhlt wird! Lassen Sie uns auch über die Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse diskutieren!

Die Teilzeitfalle existiert auch in der Gemeinde Wien. Wir bekommen viele Beschwerden und Unzufriedenheiten von Beamtinnen der Gemeinde Wien, die sagen, sie fühlen sich dadurch, dass sie ein Teilzeitarbeitsverhältnis mit der Gemeinde Wien haben, eigentlich aus dem regulären Arbeitsprozess ausgeschlossen und sie müssen sich Fortbildungsmaßnahmen in der Privatzeit leisten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Sie wissen, vor allem in höheren Funktionen gibt es innerhalb der Gemeinde Wien bei der Rückkehr aus der Karenz ein massives Problem, dass die Frauen wieder in ihren alten Job zurückkehren. Es gibt meistens schlechtere Jobs. Das alles sind Probleme, die Sie in Ihrem eigenen Wirkungsbereich angehen können. Das ist das Eine. 

Über das Zweite haben wir uns auch schon öfters unterhalten.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Würden Sie jetzt bitte zum Schluss kommen? Die Redezeit ist schon zu Ende.

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Sie haben dann ausreichend Zeit zu antworten. 

Der zweite Punkt ist die öffentliche Auftragsvergabe: Lassen Sie uns endlich die Forderung des Frauen-Volksbegehrens umsetzen, die öffentliche Auftragsvergabe an die Existenz von Frauenförderplänen zu koppeln. 

Meinen dritten Punkt habe ich schon angesprochen: Lassen Sie uns im Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds endlich eine progressive, klare, deutliche und konkrete Frauenförderpolitik machen! Lassen Sie uns die Mittel, die der WAFF gekürzt hat, den Frauen endlich zurückgeben, und zwar jetzt, nicht erst nächstes Jahr, wie wir es auf Antrag der Grünen beschlossen haben! Lassen Sie uns die 33 Millionen S in Qualifizierungsprogramme, in Wiedereinsteigerinnenprogramme investieren! (Abg Dr Matthias Tschirf: Also bitte, Frau Präsidentin!)

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende und schon weit überschritten.

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Den einen Satz werde ich noch haben. 

Vor allem sollen diese Investitionen für Frauen im Niedriglohnbereich erfolgen und nicht nur im Hochlohnbereich, wie es Ihr männlicher Stadtrat jetzt vorgeschlagen hat! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Plus 20 Prozent!)
Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich halte es mit dem Amt eines Präsidenten für nicht vereinbar - ich sehe, Präsident Hatzl ist derzeit nicht im Raum -, dass er bei der Eröffnung einer Landtagssitzung zu einer tagespolitischen Angelegenheit eine parteiliche Aussage macht. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 82 000 Arbeitslose in Wien ist ein Drittel mehr als vor einem Jahr, Frauen ganz besonders, fast 32 000. Es wurde schon gesagt von der Frau Kollegin, mehr als 36 Prozent mehr als vor einem Jahr. Wenn man sich den Durchschnitt von Österreich anschaut, sind es 16 Prozent. Auch 16 Prozent sind zu viel, denn jeder Arbeitslose ist zu viel, aber 16 Prozent zu 36 Prozent, ist eine vernichtende Bilanz und eine Bankrotterklärung der sozialistischen Alleinregierung in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich hoffe sehr, meine Damen und Herren, Sie reden sich nicht wieder auf die Bundesregierung aus. Sie tragen nämlich in Wien die Verantwortung. Sie haben die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, die notwendig gewesen wären, absolut ungenügend wahrgenommen! Als wir im Jänner eine Sondersitzung verlangt haben, und zwar nicht aus Jux und Tollerei, sondern aus Sorge um die Wienerinnen und Wiener, muss ich sagen, waren Ihre Konzepte sehr dünn. Sie haben in erster Linie den Bund angeschüttet und das war es dann. Damit war Ihr Repertoire erschöpft. 

Ein Gutachten des AMS zeigt deutlich auf, dass 64,7 Prozent der Arbeitslosigkeit durch schrumpfende Beschäftigung verursacht werden. Wo sind Ihre Gegenstrategien? - Bis zum Jahr 2005 - das sagt sogar das AMS - wird die Beschäftigung in Wien stagnieren. Wo sind Ihre Konzepte dagegen, wenn Herr StR Rieder mitteilt, das bis 2004 um noch ein Jahr zu verkürzen? Was machen Sie bis dahin in Wien mit den vielen Arbeitslosen, sowohl den Frauen als auch den Männern und vor allem den vielen Jugendlichen. Alle Alarmglocken müssten bei Ihnen läuten, denn es geht um 82 000 Schicksale, die Ihnen ein Anliegen sein müssten! Das kann Sie doch nicht kalt lassen! 

Wenn ich in die Reihen schaue, habe ich den Eindruck, es lässt Sie kalt. Was tun Sie? - Sie belasten! 4,5 EUR mehr für Müllbeseitigung. Bei denjenigen, die auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind, räumen Sie jetzt auch ab, 22 EUR mehr für die Jahresnetzkarte. In der letzten Zeit sind allen die Stromrechnungen ins Haus geflattert, pro Haushalt in etwa um 40 EUR mehr. Tarife, Kindergärten, Sportplätze - in 5 Minuten kann man die Grauslichkeiten, die Sie vorhaben oder schon gemacht haben, gar nicht alle aufzählen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Sie bringen nur eine Wortmeldung ohne Inhalte!) 

Herr Landeshauptmann, für die fehlende Arbeitsmarktpolitik und die vielen Belastungen tragen Sie die Verantwortung! Seit die SPÖ in Wien die Alleinherrschaft hat, greift sie ungeniert in die Taschen der Wienerinnen und Wiener! Wenn Sie die notwendige Reformarbeit der Bundesregierung laufend kritisieren, so grenzt das angesichts der blamablen Wiener Politik an pure Heuchelei! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Leider ist Herr Landtagspräsident Johann Hatzl nicht anwesend. Ich möchte zu seiner Eröffnung der heutigen Landtagssitzung sagen, dass er die Geschäftsordnung und seinen Vorsitz missbraucht hat, als er beispielsweise dem Innenminister unterstellt hat, nicht rechtmäßig vorzugehen. (Abg Godwin Schuster: Das ist aber nicht das Thema der Aktuellen Stunde! - Abg Johann Römer zu Abg Godwin Schuster: Das ist aber auch nicht Thema der Eröffnung der Landtagssitzung!)

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Stadträtin, ich bitte Sie, zum Thema der Aktuellen Stunde zu sprechen.

StRin Karin Landauer (fortsetzend): Er hat eine für den 8. Mai ... (Abg Godwin Schuster: Sie haben jetzt gar nicht die Möglichkeit, zu diesem Thema zu sprechen! Zuhören!) - Regen Sie sich nicht auf! (Abg Godwin Schuster: Sprechen Sie zum Thema der Aktuellen Stunde!) Ich kann das genauso wie der Herr Landtagspräsident! (Abg Kurt Wagner: Sie können es nicht!) Sie glauben doch nicht allen Ernstes, wenn Sie die Absolute haben, können Sie alles in diesem Hause machen! (Abg Kurt Wagner: Nein! Aber Sie können nicht zuhören!) Das weise ich auf das Entschiedenste zurück! (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Landtagspräsident Hatzl hat einer für den 8. Mai angemeldeten Veranstaltung unterstellt, dass sie nicht auf der österreichischen Rechtsordnung beruht. (Abg Godwin Schuster: Nein, das hat er nicht!) Beides ist zurückzuweisen, auf das Schärfste zurückzuweisen, weil es eine reinste Polemik ist! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Er hat nur ein Ersuchen an den Herrn Innenminister gerichtet!)
Meine Damen und Herren! Sie mit Ihrer Absoluten, werden jetzt einmal das Arbeitslosigkeitsproblem der Frauen lösen! (Abg Godwin Schuster: Mit keinem Wort haben Sie sich distanziert!) - Sie können sich nachher zum Wort melden und mir antworten, ich habe nur 5 Minuten Zeit. (Abg Kurt Wagner: Sie können nicht verhindern, dass wir Zwischenrufe machen!) - Warum haben Sie das beim Landtagspräsidenten nicht gemacht? (Abg Kurt Wagner: Weil er die Wahrheit gesagt hat!) Er hat nicht die Wahrheit gesagt, sondern er hat reine Polemik gemacht! (Abg Godwin Schuster: Sie haben zum Thema nichts zu sagen, sonst könnten Sie Ihre Redezeit nicht so verplempern!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich bitte Sie, sich wieder zu beruhigen und zum Thema zurückzufinden. 

StRin Karin Landauer (fortsetzend): Ich habe gerade gesagt, Sie werden jetzt mit Ihrer absoluten Mehrheit 31 000 Frauen eine Arbeit beschaffen. Das ist Ihre Aufgabe! Es ist nicht Ihre Aufgabe, hier im Hause Polemik zu betreiben! (Abg Kurt Wagner: Aber Ihre Aufgabe ist das auch nicht!) Das ist sehr wohl die Aufgabe! Sie dürfen mit Ihrer Absoluten nicht glauben, über alles hinwegfahren zu können! (Abg Godwin Schuster: Vielleicht könnten Sie endlich zum Thema kommen!) Kümmern Sie sich um die arbeitslosen Frauen in dieser Stadt! Dann haben Sie genug zu tun! (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist wirklich ein Hohn für jede einzelne arbeitslose Frau, wenn sich Finanzstadtrat Sepp Rieder hinstellt und sagt, dass jetzt einmal nichts passieren wird, sondern erst 2004 etwas passieren wird. Ist das allen Ernstes Ihre Wahrheit? (Abg Inge Zankl: Ich würde Ihnen einen Ohrenarzt empfehlen!) - Ich habe gut gehört und ich habe gelesen. Ich brauche keinen Arzt und Sie brauchen nicht zu polemisieren! Was heißt, ich brauche einen Arzt? (Abg Kurt Wagner: Wir haben gesagt, wir würden Ihnen einen Ohrenarzt empfehlen, sonst nichts!) Ich würde mir an Ihrer Stelle einmal überlegen, was Sie mit Ihrer Absoluten tun! 

Wie gesagt, es geht hier eigentlich um etwas, wo Sie sagen, es ist Ihnen ein wichtiges Anliegen, und zwar um die Frauen, die arbeitslos sind, die teilweise keine Pension bekommen, weil sie nur geringfügig beschäftigt sind. Aber was haben Sie zu bieten? - Nichts! - Wo sind Ihre Frauenförderungsprogramme! Was passiert damit? - Nichts. 

Wir sind der Meinung, es ist höchst an der Zeit, dass ganz massive Frauenförderungsprogramme erstellt werden. (Abg Martina Malyar: Das sollten Sie im Parlament sagen, nicht hier!) - Kommen Sie nicht mit dem Parlament daher! Sie haben im Parlament 30 Jahre lang gefuhrwerkt! Hier sind Sie seit 70 Jahren an der Macht. Was haben Sie seit 70 Jahren gemacht? (Abg Johann Driemer: Wir haben aktive Arbeitsmarktpolitik betrieben!)

Wir haben immer noch ungleichen Lohn. Wir haben 31 000 Frauen in der Arbeitslosigkeit. Sie haben all diese Probleme nicht gelöst! Das ist allein Ihre Verantwortung! Da können Sie noch so viel anderes reden, es stimmt nicht! (Abg Martina Malyar: Wer hat die Frauenprogramme gestrichen?) - Wer war denn 30 Jahre lang an der Macht? Wer hat denn 30 Jahre lang Frauenpolitik gemacht? - Wir nicht! Sie sind das! (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat denn die Frauenprogramme gestrichen?) Ich glaube, Sie befinden sich in einem völligen Verdrängungswettbewerb. Kehren Sie vor Ihrer eigenen Tür! Lösen Sie das Problem der 31 000 Menschen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Sie haben keiner einzigen Frau geholfen!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Frauenberger zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ja, 31 774 arbeitslose Frauen sind eine maximal unerfreuliche Situation. Sie sind aber auch gleichzeitig aus unserer Sicht ein Auftrag für verantwortungsvolle Politikerinnen und Politiker, gemeinsam gegen die Kürzungen von Arbeitsmarktmittel vorzugehen und für eine aktive Arbeitsmarktpolitik für Frauen zu kämpfen. 

Ich habe hier 5 Minuten Zeit, um zu erklären, was es alles an Programmen und Maßnahmen gibt. Das wird wohl gar nicht möglich sein. Ich werde mich daher auf das Beschreiben der Eckpfeiler unserer Maßnahmen beschränken müssen. 

Ich bin aber gar nicht sicher, ob das überhaupt gehört wird, weil das würde eigentlich der Strategie der Grünen widersprechen, nämlich der Strategie, die Stadt Wien immer wieder schlecht zu machen. Ich habe heute in der Einleitung dieser Aktuellen Stunde Ihre Konzepte und Ihre Ideen vermisst, wie wir die Misere der 31 774 arbeitslosen Frauen lösen können. Immerhin sitzen wir gemeinsam im WAFF, wir sitzen gemeinsam im Ausschuss, wir haben gemeinsam diese überparteilichen Gemeinderätinnenarbeitsgruppe, wo wir das immer wieder zum Thema machen (Abg Dr Monika Vana: Sie?), und ich fordere Sie auf, dass wir gemeinsam die Verantwortung dafür übernehmen, uns um diese Anliegen der Frauen zu kümmern! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich verweise gleich zu Beginn sehr wohl aber auch auf die Verantwortung der Bundesregierung (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Bundesregierung und die Opposition sind verantwortlich dafür!), weil sie nämlich keine aktive Arbeitsmarktpolitik betreibt. (StRin Karin Landauer: Die Sozialisten sind da für nichts verantwortlich!) Sie erfindet Leistungen der Familienförderung, die sie mit der Gießkanne verschüttet und fördert in Wirklichkeit nicht den Wiedereinstieg von Frauen, sondern sie fördert den Ausstieg von Frauen aus der Erwerbstätigkeit. (StRin Karin Landauer: Das ist ein völliger Unsinn! Das können Sie noch 100 Mal sagen, deswegen wird es nicht richtiger!) Das ist aus meiner Sicht eine sehr rückschrittliche Beschäftigungspolitik für Frauen und das ist nicht unser Konzept in der SPÖ! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Es wird nicht richtiger, auch nicht, wenn Sie es noch so oft sagen! Das ist wirklich absurd!) 

Das Konzept der SPÖ ist, eine eigenständige existenzsichernde Erwerbstätigkeit von Frauen zu schaffen und zu erreichen. Ein Problem in der gesamten Arbeitsmarktservicepolitik ist natürlich, dass es das Ziel gibt, die Chancengleichheit in allen Maßnahmen zu verankern. Trotz dieses Ziels sind wir damit konfrontiert, dass es im Arbeitsmarktservice Wien zu Kürzungen und Einstellungen von Frauenmaßnahmen gekommen ist, die durchaus erfolgreiche Maßnahmen waren und natürlich Trägerinnen jetzt in große Schwierigkeiten bringen. Ich gehe davon aus, dass wir auf das Know‑how dieser Trägerinnen nicht verzichten können, wenn wir eine gute frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik setzen möchten. 

Die Stadt Wien tut alles, um die Einsparungen auf der Bundesebene zu entschärfen. Es gibt 7 Millionen EUR zusätzlich durch diesen Sozialpartnerinnengipfel. Wien stockt noch einmal um 3,3 Millionen EUR auf. Wir haben damit ein Gesamtpaket von immerhin 25,4 Millionen EUR für ein Wiener Sonderqualifizierungsprogramm zur Verfügung. 

Dieses Qualifizierungsprogramm richtet sich nicht nur an Jugendliche, wie Frau Abg Dr Vana gesagt hat, sondern es gibt darin sehr wohl einen Schwerpunkt, der die Ausbildungsmaßnahmen für Frauen berücksichtigt. Insgesamt stehen uns für Frauen 9,25 Millionen EUR zur Verfügung, hauptsächlich für Frauen, und das auf Initiative der Wiener Regierung. 

Es gibt aber auch - darauf möchte ich noch ganz kurz zu sprechen kommen - sehr konkrete Maßnahmen, wie wir die Arbeitslosigkeit von Frauen hintanstellen können: Der WAFF hat ein zielgerichtetes frauenspezifisches Programm entwickelt: "FRECH - Frauen ergreifen Chancen". Natürlich ist hier noch nicht das gesamte Volumen des Vorjahrs zur Anwendung gekommen, aber es ist einmal ein erster Schritt. In diesem konkreten Programm geht es darum, Frauen zu beraten, wie sie sich weiterqualifizieren können, wie sie umsteigen können, und wie sie sichere existenzsichernde Jobs bekommen.

Das ABZ Wien hat zwei neue Maßnahmen im IT-Bereich: "Officetraining" und "IT-Professional". 

"Women, come to the technology" ist eine Fortsetzung eines erfolgreichen Programms, wo es darum geht, Frauen sichere Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. 

Die Stadt geht aber auch den Schritt weiter, dass sie sagt, es muss ausreichende Rahmenbedingungen für Frauen geben, um eigenständig existenzsichernd erwerbstätig sein zu können. Ich nenne hier nur das Netz an Kinderbetreuung, die Motivation zum Wiedereinstieg, die Frauenförderprogramme, das Handbuch zur Implementierung von betrieblicher Frauenförderung und natürlich die Implementierung des Gender Gedankens, Gender Mainstreaming als ein zusätzliches Konzept, um Gleichstellung für Frauen in dieser Stadt tatsächlich herzustellen. 

Dort, wo Wien kann, handelt es verantwortungsvoll und intensiv. Wir stehen für eine aktive frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich darf zu Beginn meiner Rede einen Wunsch äußern: Wenn es in Zukunft eine Mitteilung des Herrn Landtagspräsidenten, eines Stadtrats oder einer Stadträtin gibt, kann man das in der Präsidiale in aller Ruhe vorbesprechen. Dann kommt eine Mitteilung und anschließend kann man, wie es demokratisch auch sinnvoll wäre, eine Debatte abführen, an der sich auch die Abgeordneten dieses Hauses beteiligen können. Ich hielte das für eine Selbstverständlichkeit! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.)
Ich möchte nun auch die Gelegenheit ergreifen, an dieser Stelle zu deponieren, dass die Tatsache, dass das Gender Mainstreaming im WAFF und in der Gemeinde verankert ist, erstens eine tolle Sache ist und zweitens auf die Grünen zurückgeht. Also es ist schon ganz klar, woher da die Initiative gekommen ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) Ich war auch sehr lange Mitglied im WAFF, und dort war überhaupt nie die Rede davon, dass man die Frauen im Speziellen fördern sollte. (Abg Martina LUDWIG: Das ist ein Scherz!) Da war es schon notwendig, dass ein bisschen ein Anschub gekommen ist und dass die Grünen initiativ geworden sind. (Abg Godwin Schuster: Dass jetzt künftig unterschieden wird, wie viele Frauen und wie viele Männer eine Förderung bekommen, ist eine "tolle" Sache!) Also, so viel muss schon auch einmal gesagt werden. 

Meine Damen und Herren! Eine Anmerkung: Unter diesen vielen Arbeitslosen sind auch sehr, sehr viele Jugendliche, die arbeitslos sind, und darunter auch sehr viele Mädchen und junge Frauen, die arbeitslos sind. Das ist eine Katastrophe, denn im Grunde genommen teilt ihnen die Gesellschaft mit: Wir brauchen euch nicht, ihr seid zu nichts gut! Sie werden damit an den Rand der Gesellschaft gedrängt, denn sie gehören dann nämlich auch nicht dazu und können es sich nicht leisten, am sozialen und am kulturellen Leben teilzunehmen. 

Das ist etwas, womit sich dieser Landtag beschäftigen muss! Die Ressource Jugend zu vernachlässigen, ist unklug, ist politisch unklug, und dagegen muss die Politik etwas tun. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Godwin Schuster: Genau deshalb gibt es die Programme, die jetzt durchgeführt werden!) 

Ich möchte an dieser Stelle aber schon etwas anmerken, weil wir so freundlich miteinander reden, Herr Abg Schuster. (Abg Godwin Schuster: Freundlich ist das nicht! Das ist eher peinlich, was Sie da sagen!) Das Einzige, was mir in Erinnerung ist, was die Sozialdemokratie da geleistet hat, das ist dieser Mensch, der Herr mit der roten Krawatte und den gelben Stiefeln, der plötzlich mitten im Wahlkampf angetreten ist, um zu sagen: Kein Jugendlicher wird auf der Straße stehen! - Toll! Gestanden sind sie trotzdem, die Jugendlichen, nämlich auf der Straße. (Abg Godwin Schuster: Im Gegensatz zu euch haben wir Aktivitäten gesetzt! Das ist der Unterschied!) Und dann hat man das Geld hineingepulvert in diese "Euroteam"-Geschichte, an der Sie heute noch kauen.

Was wir verlangen, sind tatsächlich Maßnahmen, die gesetzt werden müssen, wichtige Maßnahmen. Man hätte zum Beispiel statt des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds etwas anderes machen können. Man hätte ein Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsgesetz schaffen können und dann hätten die Menschen ein Recht gehabt auf Fortbildung, auf Weiterbildung und auf Unterstützung. (Abg Godwin Schuster: Bei wem? Bei welcher Firma? Planwirtschaft gibt es in Wien nicht!) Das wäre schon ein Schritt mehr gewesen und davon hätte ich viel gehalten, wenn dieser Schritt gemacht worden wäre. (Abg Godwin Schuster: Dieses System gab es im ehemaligen Ostblock!)
Wir reden im Übrigen - und auch das nur eine Anmerkung am Rande - immer von den Menschen, die als arbeitslos vorgemerkt sind. Da gibt es aber die vielen, die auf der Straße stehen und nicht einmal vorgemerkt sind. Die sind überhaupt nirgendwo, die sieht man gar nicht. Und dann gibt es noch die vielen, die unter das Kapitel "Lügen mit Statistik" fallen, die nämlich gerade in irgendwelchen Kursen sitzen, die ihnen in der Regel nicht viel bringen, und die daher auch nicht als vorgemerkt gelten. Da muss viel geschehen, und es gibt vieles, was im eigenen Bereich der Stadt Wien geschehen kann. Ich habe es hier von dieser Stelle aus schon oft gesagt. 

Weil es mir aber ganz wichtig ist, möchte ich auch noch auf die Lage der Jugendlichen hinweisen, die keine österreichische Staatsbürgerschaft haben. Die gehen zum AMS, werden von dort weggeschickt, weil sie nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz nicht arbeiten dürfen. Dann gehen sie zum Integrationsfonds, zur Schulberatungsstelle und erfahren dort, dass sie auch kein Recht auf eine Lehre haben, weil sie nicht die Hälfte der Schulzeit hier verbracht haben. Dann gehen sie auch dort weg und werden zum Modenapark geschickt, und dort wird ihnen bestätigt, dass die Lage so arg ist, wie sie eben ist. 

Das ist eine Katastrophe! Der Landtag muss sich damit befassen, und die Grünen sind gerne bereit, da heftig mitzuarbeiten und heftig Ideen zu investieren (Abg Godwin Schuster: Wie beim letzten Mal!), wie wir das beim Gender Mainstreaming ja schon bewiesen und vorgezeigt haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Lakatha zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte nur ganz kurz auf einen Vorfall des heutigen Tages eingehen. Der Innenminister hat in der Demokratie ausschließlich nach dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit vorzugehen. Sie, Herr Präsident Hatzl, der Sie jetzt durch Abwesenheit glänzen, haben heute in der Früh unter Missbrauch Ihrer Funktion als Präsident dem Innenminister unterstellt, dass er das nicht tut. Ihre Vorgangsweise, Herr Präsident, ist ein Skandal, und sie wird von uns als frei gewählte Mandatare zurückgewiesen. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) So etwas entspricht nicht dem Demokratieverständnis der ÖVP.

Ich möchte jetzt auf die Arbeitslosigkeit eingehen, und zwar auf die von Österreich und jene von Wien, und da möchte ich den Sozialdemokraten sagen, dass man wirklich nicht sagen kann, immer und überall ist der Bund schuld. Die Daten beweisen es jetzt. In Wien ist die Arbeitslosigkeit um 33,1 Prozent gestiegen, bei den Frauen sogar um 36 Prozent. Ist wirklich nur der Bund schuld? (Abg Inge Zankl: Ja!) Das gebremste Wirtschaftswachstum ist ein internationales Problem und leider, das muss ich sagen, auch ein österreichisches. 

Aber bleiben wir jetzt bei Vergleichszahlen in Österreich und bei den Frauen. In Niederösterreich hat die Frauenarbeitslosigkeit um 11,8 Prozent, in der Steiermark um 8,8 Prozent, im Burgenland um 1,8 Prozent und in Kärnten um 0,9 Prozent zugenommen. In Tirol hat die Frauenarbeitslosigkeit um 3,4 Prozent abgenommen. Und was ist hier bei uns in Wien? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir haben die höchste Zuwachsrate bei der Frauenarbeitslosigkeit, und zwar sind es 36,3 Prozent. Das sind Vergleichszahlen, die zeigen, dass es nicht Sache des Bundes ist, sondern dass es ausschließlich an einer nicht vorhandenen Problemlösung der sozialdemokratischen Alleinregierung in dieser Stadt liegt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt verschiedene Möglichkeiten, Frauen Arbeitsplätze zu verschaffen. Erstens einmal ist es ganz sicher eine höhere, qualifizierte Ausbildung. Notwendig ist die Kinderbetreuung. Da fehlt sehr viel bei den bis zu den Dreijährigen. (Abg Martina LUDWIG: 100 000 Betreuungsplätze fehlen in ganz Österreich!) Sie brauchen gar nicht die Stirne zu runzeln. Tagesmütter sind vorhanden, aber nein, Sie wollen ja keine haben. Das verschafft Arbeitsplätze. Brauchen wir nicht! (Abg Martina LUDWIG: Sie haben die Kindergartenmilliarde gestrichen!) Wenn Sie die Gruppengrößen in den Kindergärten verringern, haben wir auch mehr Arbeitsplätze für Frauen, und das kommt auch den Kindern zugute.

Im Pflegebereich wissen wir, wie viel Pflegepersonal fehlt. Das machen sehr oft Frauen, weil es ihnen liegt. Wo liegt der Anreiz, den Sie geben, dass Frauen sich für diesen Beruf entscheiden? Heimhilfe werden wir demnächst immer mehr brauchen. Was wird da geschehen? Die Leute sollen länger zu Hause bleiben, aber es werden keine Maßnahmen von Ihnen gesetzt. 

Frauen verdienen im Durchschnitt 30 Prozent weniger als Männer. (Abg Martina Ludwig: Aber nicht in Wien! Sagen Sie das dazu!) Im Durchschnitt. Die Bundesregierung hat allen Müttern 6 000 S Kinderbetreu-
ungsgeld für wesentlich längere Zeit gewährt. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die einzige Reaktion war dasselbe wie hier: ein entrüsteter Aufschrei. (Abg Martina LUDWIG: Sie haben das Problem der Arbeitslosigkeit verschärft!) Aber budgetär haben Sie das bereits berücksichtigt. Budgetär haben Sie 12 Millionen bei der Sondernotstandshilfe bereits gestrichen. Das war im Budget, denn das hat man ja dann gleich einrechnen können. 

Ihr Herz für Frauen ist ein plakatives. Das, was wir von Ihnen fordern, und zwar von Ihnen als Alleinregierung, denn es kann ja bei Ihnen niemand mitreden (Abg Godwin Schuster: Eineinhalb Milliarden hat der Bund für Wien gestrichen!), möchte ich Ihnen ehrlich sagen: Keine Beschönigungsreden, keine Plakate, sondern endlich Maßnahmen, um die Probleme der Frauen in dieser Stadt zu lösen und Arbeitsplätze zu schaffen. (Abg Martina LUDWIG: Gehen Sie zu Bartenstein! Hier sind Sie falsch!) Denken Sie nach! Es gibt Möglichkeiten hiefür. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Präsident Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Abg Dr Monika Vana: Der Römer spricht zur Frauenarbeitslosigkeit?)

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Auch wenn es Ihnen, nämlich der Mehrheit, nicht passt, muss man trotzdem auf das zurückkommen, was heute hier Bemerkenswertes passiert ist. Und wenn man darauf hinweist, dann brüllen Sie die Rednerin nieder, weil Sie das nicht hören wollen. Aber was ist heute in Wirklichkeit passiert? - Nehmen wir es zur Kenntnis: Der Erste Präsident eröffnet die Sitzung, hält staatstragend einen Rückblick auf Ereignisse. Alle im Saal sind betroffen. Und dann, in zwei kurzen Sätzen, trifft er eine politische Wertung, die noch dazu falsch ist, und stellt fest, dass eines der Grundrechte durchbrochen werden soll, nämlich das Demonstrationsrecht. Es besteht keine Möglichkeit, darüber zu diskutieren, aber er - und das sage ich jetzt nicht leichtfertig, ich habe es mir lange überlegt - geht her und missbraucht sein Amt als Erster Präsident hier im politischen Kleinkrieg in einer Art und Weise, wie ich es ihm wirklich nicht zugetraut hätte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin tief betroffen, doch Sie reagieren überhaupt nicht auf dieses Thema. Mich macht das deshalb betroffen, weil alle anderen Parteien im Hause dasselbe Gefühl haben. So eine Vorgangsweise kann es bitte nicht geben. Ich erlaube mir, nur ein, zwei Sätze vorzulesen aus dem Interview mit Parteiobmann Van der Bellen, der gesagt hat:

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich würde bitten, jetzt zum Thema zu kommen, Herr Präsident.

Abg Johann Römer (fortsetzend): "Ich bin nicht der Meinung, dass diese Aktivitäten der Burschenschaften verboten werden sollen."

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Keine Zitate, sondern Diskussion zu einem Thema.

Abg Johann Römer (fortsetzend): "In Österreich herrscht ein Grundrecht auf Demonstrationsfreiheit. Das gilt auch für rechte Organisationen." (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber nicht für Neonazi!) Das ist der Unterschied - ich möchte das nur festhalten - in der Politik eines Herrn Van der Bellen und eines Herrn Hatzl. Wenn der Bürgermeister gesagt hat, wir haben die Mehrheit, wir müssen diese Stadt auch in Demut regieren oder verwalten, dann bitte ich Sie, auch in Demut vor den demokratischen Einrichtungen zu arbeiten und nicht mit Ihrer Mehrheit über die Oppositionsparteien drüberzufahren und zu glauben, Sie können machen, was Sie wollen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir behandeln ein sehr ernstes Thema heute in der Aktuellen Stunde, und wir hatten ja bereits am 23. Jänner eine große Sitzung, bei der uns schon aufgefallen ist, dass Herr VBgm Rieder in seiner Mitteilung ein Bild gemalt hat über den Arbeitsmarkt, das überhaupt nicht stimmt. Schon damals wurde darauf hingewiesen, dass Sie offensichtlich vollkommen falsch liegen, und die Ereignisse, die Zahlen der letzten Monate haben ja gezeigt, dass es nicht besser wird, sondern in Wirklichkeit schlechter - und dies trotz verschiedener Faktoren, die man auch noch bedenken müsste. 

Die Wirtschaft ist nämlich nicht so schlecht, und alle Mitteilungen, die wir von den Fachleuten erhalten, weisen darauf hin, dass der Konjunkturaufschwung schneller geht. Also da müsste einmal etwas drinnen sein, aber das gilt vielleicht für ganz Österreich, für Wien leider nicht. Offensichtlich stimmt in Wien das Stimmungsbild nicht, stimmen die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft nicht, denn sonst könnte es ja nicht sein - darauf wurde bereits hingewiesen -, dass gerade in Wien die Arbeitslosigkeit exorbitant gestiegen ist, bei den Frauen sogar unbeschreiblich stark angestiegen ist. 

Ein weiteres Thema ist natürlich die Qualifikation, die offensichtlich nicht stimmt. Deshalb haben wir auch immer wieder mitgestimmt, wenn dem WAFF das Geld gegeben wurde, um Weiterbildung, um Ausbildung gewähren zu können, um den Arbeitssuchenden Unterstützung geben zu können. Aber trotz dieser Millionen muss man feststellen, dass offensichtlich nicht ausreichend Vorsorge getroffen worden ist. 

Ein Thema, das die Frauenarbeitslosigkeit besonders betrifft - und das sage ich als Mann, ich weiß schon, dass es die Männer genauso betrifft -, ist natürlich auch, dass die Gemeinde Wien überhaupt nicht reagiert hat auf die geänderten Bedingungen und die Kinderbetreuungseinrichtungen nicht entsprechend den Anforderungen umgestellt hat. Da ist es auch nicht verwunderlich, wenn viele Menschen in die Arbeitslosigkeit flüchten oder versuchen, sie ein bisserl zu verlängern, weil sie einfach keine andere Möglichkeit sehen, mit ihrem Kind eine adäquate Kinderbetreuungseinrichtung aufsuchen zu können. (Abg Martina Malyar: Reden Sie wirklich von Wien? - Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie verwechseln da etwas!) Also auch das muss man zur Kenntnis nehmen, dass das in Wirklichkeit alles nicht geschehen ist. (Abg Martina LUDWIG: Weil Sie die Kindergartenmilliarde abgeschafft haben!)

Man kann daher festhalten - und das möchte ich Ihnen auch noch sagen, denn Sie können es nicht oft genug hören -, dass im Jahr 2001 unter einer Regierung unter der Beteilung der Freiheitlichen immerhin 50 000 Frauen mehr in Österreich in Beschäftigung gestanden sind, als im letzten Jahr eines sozialdemokratischen Bundeskanzlers. Sie können sich die Zahlen ja anschauen, Sie können sie vergleichen, das stimmt. Aber dass Wien trotz aller Bemühungen hier nicht mithalten hat können, hat offensichtlich einen anderen Grund, und ich befürchte, dieser Grund liegt augenscheinlich im Versagen der Wiener Stadtregierung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Martina LUDWIG zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. (Zu Beginn der Rede der Abg Martina LUDWIG stellen viele der SPÖ-Abgeordneten Plakate mit der Aufschrift "─mädchen→Macht www.maedchenmacht.at" auf ihren Plätzen auf.)

Abg Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dass Sie keine Ahnung von Politik für Frauen haben, machen nicht nur die Zahlen deutlich, die leider dramatischen Zahlen, die wir in den letzten zwei Jahren mit ansehen müssen, sondern auch Ihre heutigen Wortmeldungen. Kollegin Landauer, Sie haben es tatsächlich zusammengebracht, in 5 Minuten kein einziges Wort zum Thema zu sagen, außer: Kümmern Sie sich drum! Kümmern Sie sich um die Frauen! Sie selbst haben kein einziges Wort zur Problematik an sich hier heraußen festgestellt. Leider ist das alles, was Sie zur Frauenpolitik zu sagen haben, und leider ist das auch alles, was Ihre Minister im Parlament dazu zu sagen haben. 

Denn eines, denke ich, muss klar festgestellt werden: In einem ganz hohen Ausmaße - und das war schon immer so - trägt die Bundesregierung die Verantwortung für Arbeitsmarktpolitik und dorthin haben Sie Ihre Kritik und Ihre Forderungen zu richten. Und das sage ich auch zu Ihnen, Kollegin Vana.

Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich bin nicht verwundert über die dramatischen Zahlen, denn wir haben von dieser Stelle aus in den letzten zwei Jahren schon des Öfteren darauf hingewiesen, wohin diese Politik, die Sie in der Bundesregierung seit zwei Jahren betreiben, führen wird, und jetzt haben wir es leider schwarz auf weiß. Abschöpfen aus aktiver Arbeitsmarktpolitik - allein in den letzten zwei Jahren waren das 35 Milliarden S; Bartenstein sitzt auf einer Reserve von insgesamt 1,5 Milliarden S in Form einer Rücklage des AMS -, Sie nehmen bei den Investitionen zurück, Sie streichen alle Gelder für Kinderbetreuung. Das ist ja eine Farce, dass Sie sich hier herausstellen, Kollegin Lakatha, und über Kinderbetreuung reden, wo doch die Bundesregierung mit dem Zeitpunkt, als sie angetreten ist, sofort alle Gelder, die es für Kinderbetreuung gegeben hat, gestrichen hat. Es fehlen 100 000 Kinderbetreuungsplätze in Österreich. Wien ist nach wie vor Vorreiterin, denn im Gegensatz zur Bundesregierung bauen wir unsere Kinderbetreuungseinrichtungen aus. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Es gibt kein einziges Bundesland, wo es so hohe Kinderbetreuungskosten gibt wie in Wien!) 

Es gibt von Ihrer Seite keine Investitionen in die Bildung. Tausende Studentinnen, Studenten und Lehrer demonstrieren mittlerweile. Sie haben das Kindergeld eingeführt und damit drängen Sie Frauen aus dem Arbeitsmarkt. Die ersten Zahlen zeigen es auch hier: Keine Kinderbetreuung und Einführung des Kindergeldes heißt: Verstärkung der Arbeitslosigkeit für Frauen. Mich wundert das nicht. 

Was mich allerdings wundert, sind die Aktionen der GRin Vana. Frau Gemeinderätin, jetzt sind Sie ein Jahr hier in diesem Haus, Sie sind ein Jahr im WAFF, im Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, und alles, was ich von Ihnen bislang gehört habe, ist, erstens zu jammern und zweitens zu versuchen, sich zu profilieren durch Schuldzuweisungen, und zwar durch falsche Schuldzuweisungen. (StRin Karin Landauer: Haben Sie das Budget des WAFF halbiert oder die Opposition?) Sie haben in diesem letzten Jahr keinen einzigen Vorschlag gemacht, was die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit für Frauen betrifft. (Abg Dr Monika Vana: Wir haben Anträge eingebracht! Haben Sie das komplett vergessen?) Sie haben einen Antrag gestellt, was Gender Mainstreaming im Bereich des Budgets des WAFF betrifft. Den haben wir natürlich angenommen, haben aber schon darauf verwiesen, dass das Budget des WAFF Gender-Kriterien entspricht. 

Sonst habe ich von Ihnen noch keinen einzigen Vorschlag zum Bereich aktive Arbeitsmarktpolitik gehört. Und die Antworten auf Ihre Fragen hat Ihnen die Kollegin Frauenberger schon gegeben. Denn während Sie einfach nur Schuldzuweisungen machen und mittlerweile seit einigen Wochen hier in Wien Handlanger einer schwarz-blauen Bundesregierungen spielen, anstatt hinüberzugehen und gemeinsam mit uns Initiativen im Nationalrat zu unterstützen (Beifall bei der SPÖ.), setzen wir Initiativen. Wir setzen Initiativen im Bereich des Budgets. (Abg Dr Monika Vana: Machen Sie es, oder machen Sie es nicht?) Die Kollegin Frauenberger hat es Ihnen gesagt. Da haben Sie leider hinten getratscht. Ich werde es Ihnen nachher dann noch einmal wiederholen. (StRin Karin Landauer: Wir machen nicht das Budget des WAFF!) Mittels des Budgets versuchen wir, das zu machen, was möglich ist, nämlich von Seiten der Stadt Wien dort zu investieren, wo wir es können. (StRin Karin Landauer: Glauben Sie wirklich, dass mit diesem Plakat einer einzigen Frau geholfen wird?)

Und wir setzen auch andere Initiativen. Heute ist ein historischer Tag. Heute ist nämlich der 1. Wiener Töchtertag. (StRin Karin Landauer: Das ist ein internationaler Tag! Das ist keine Erfindung von Wien! Das ist ein internationaler Töchtertag!) Es geht um Qualifikation, es geht darum, jungen Mädchen und Frauen zu zeigen, in welche Richtung sie sich ausbilden lassen sollten, um tatsächlich auch einmal zukunftsorientierte Jobs zu bekommen, die auch besser bezahlt werden. 

Der 1. Wiener Töchtertag findet heute in Wien auf Initiative von Frau StRin Brauner statt. Es gibt Vorbilder in den USA, wo das sehr gut funktioniert, und wir haben eine Initiative gestartet: "mädchen MACHT". Uns geht es um Qualifikation. In der Qualifikation junger Frauen und Mädchen liegt der Schlüssel für zukünftige Arbeitsplätze. Wenn wir wissen, dass sich nach wie vor zwei Drittel aller Mädchen für drei Jobs entscheiden, nämlich Friseurin, Sekretärin oder Verkäuferin, dann wissen wir, dass wir Initiativen dahingehend setzen müssen, dass Mädchen und junge Frauen andere Ausbildungen in Angriff nehmen und damit dann auch entsprechende Jobs und auch ein entsprechendes Einkommen erhalten werden. 

Das sind unsere Initiativen, auf Ihre Initiativen warte ich schon. Wo sind Ihre Initiativen, was wir konkret mit den Budgetmitteln machen sollen? (Abg Dr Monika Vana: Wir haben drei Vorschläge gemacht! Keinen einzigen haben Sie aufgegriffen!) Wir haben nicht gewartet, bis wir Ihre Vorschläge hören, denn da hätten wir lange warten können. Wir haben unsere Mittel in die Hand genommen und Initiativen gesetzt. Hier sind andere Initiativen, die ich Ihnen präsentiert habe. (StRin Karin Landauer: Mit Ihren Plakaten wird niemandem geholfen!) 

Ich lade Sie wieder einmal ein, sich mit uns gemeinsam hinzusetzen und gemeinsam nachzudenken. Sie haben das in den letzten Wochen leider nicht wahrgenommen. Wir haben inzwischen die Arbeit gemacht, neue Initiativen gesetzt, Budgetmittel in die Hand genommen. (StRin Karin Landauer: Sie haben inzwischen ein Plakat gemacht, das Frauen sicherlich nicht hilft!) Ich lade Sie trotzdem auch von dieser Stelle aus heute noch einmal ein: Setzen Sie sich mit uns gemeinsam zusammen und versuchen Sie, auch einmal konstruktiv zu sein! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass 1 schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus vier Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden diese Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Postnummer 1 (00831/2002-MDALTG) der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Wiener Umweltanwaltschaft an den Wiener Landtag. 

Ich darf den Vertreter der Wiener Umweltanwaltschaft, Herrn Dipl Ing Alfred Brezansky, recht herzlich hier bei uns im Sitzungssaal begrüßen. (Beifall bei der SPÖ und bei der ÖVP.)
Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Wiener Umweltanwaltschaft liegt zur Beschlussfassung vor. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Sommer-Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zuerst einmal möchte ich der Wiener Umweltanwaltschaft für diesen sehr ausgezeichneten und umfassenden Bericht danken. Kollege Maresch wird dann auch noch näher darauf eingehen. Ich möchte mich jetzt auf zwei Punkte konzentrieren.

Der eine Punkt, der auch in diesem Bericht angeführt wird, ist das Thema Vogelschlag. Es ist ein bekanntes Thema, dass in Wien gerade im Zuge von Neubauten, von Umbauten bei Stationen, bei öffentlichen Durchgängen immer wieder Glasflächen geplant werden, die zwar meistens auch sehr hübsch anzusehen sind und auch ihren Sinn haben, aber für die Vögel in dieser Stadt eher eine große Gefahr beziehungsweise eine Falle darstellen. Untersuchungen haben gezeigt, dass die Versuche, diese Flächen mit den schwarzen Vögeln, die Greifvögel ähnlich sein sollen, zu entschärfen, ihre Wirkung verfehlen und die Vögel diese angeblichen Angreifer nicht als solche wahrnehmen und trotzdem, auch direkt neben diesen Vögeln, gegen diese Glasscheiben prallen und elendiglich zu Grunde gehen beziehungsweise anderwärtig entsorgt werden, wie das im Bericht der Umweltanwaltschaft aufgeführt wird. Oft merkt man gar nicht mehr, dass diese Vögel dagegen geprallt sind, weil Ratten und andere Tiere diese gleich "entsorgen".

Es ist nun einmal so, dass wir uns hier schon auch überlegen müssen, ob wir Singvögel und die Vogelvielfalt in dieser Stadt haben wollen, weshalb wir uns unsere architektonischen Planungen auch unter diesem Aspekt anschauen sollten, denn es kann nicht sein, dass in Wien die Vögel dann an den Glasflächen picken, statt herumzufliegen beziehungsweise sich dort aufzuhalten, wo wir sie gerne haben möchten, nämlich in dieser Stadt. 

Ich werde einen Antrag einbringen, der sich genau mit dieser Vogelproblematik und dem Bauen und den Glasfronten beschäftigt, und zwar:

"Der Landtag wolle beschließen: 

Der Wiener Landtag spricht sich für den umfassenden Vogelschutz in Wien aus. Dazu gehört auch die Verhinderung von Kleinvogelanprall an Glasfronten. Dies wird in dem entsprechenden Materiengesetz verankert. 

Weiters wird das zuständige Mitglied der Landesregierung aufgefordert, alle gesetzlichen und sonstigen Maßnahmen zur Verhinderung von Kleinvogelanprall an Glasfronten zu treffen, insbesondere die Empfehlungen der Wiener Umweltanwaltschaft - im Einflussbereich der Stadt Wien -, alle neu errichteten großflächigen Verglasungen (U‑Bahn-Bauten, Lärmschutzwände, öffentliche Gebäude et cetera) beziehungsweise bestehende Verglasungen nachträglich mit den geeigneten Klebefolien zu versehen, zu berücksichtigen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Noch einmal, um das zu verdeutlichen: Es gibt eine dieser Glasflächen beim Kinderfreibad Hofferplatz, wo es immer wieder dazu kommt, dass diese Kleinvögel dagegen prallen. Ich glaube, gerade auch im Interesse der Kinder, die dann hinter dieser Glasfläche spielen, ist es vielleicht nicht so sinnvoll, dass in regelmäßigen Zeitabständen Kleinvögel und auch größere Vögel gegen diese Glasfläche detonieren, und es ist auch nicht schön anzusehen, wenn diese Tiere dann leidend am Boden liegen und sich niemand darum kümmert - außer den Ratten.

Zum zweiten Thema: Der Naturschutz wird auch im Bericht der Umweltanwaltschaft erwähnt, und ich möchte auf ein Thema kommen, das in der letzten Zeit ein bisschen aus den Augen beziehungsweise aus der öffentlichen Debatte verschwunden ist, nämlich die Gentechnik. Es hat 1997 ein Volksbegehren gegeben und die Nichtbehandlung dieses Volksbegehren im Parlament hat sich jetzt zum fünften Mal gejährt. Die Forderungen, die in diesem Volksbegehren erhoben wurden, sind eigentlich nach wie vor nicht wirklich umgesetzt, und ich glaube, dass Wien hier einen Schritt machen sollte - so wie das Burgenland am 18. April -, um eindeutig zu bekennen, was die Stadt Wien in Bezug auf Gentechnik zu sagen hat.

In Österreich und auch in anderen EU-Ländern ist das In-Verkehr-Bringen und die Verwendung von gentechnisch veränderten Pflanzen nach wie vor gesetzlich verboten, aber wer weiß, wie lange dem noch so ist. Es ist anzunehmen, dass der Zulassungsstopp für die Verwendung von so genannten Gentech-Pflanzen von der EU vielleicht auch aufgehoben wird, vielleicht sogar in unmittelbar nächster Zeit. 

Der Anbau von gentechnisch verändertem Saatgut kann in Österreich noch nicht stattfinden, aber es zeigt sich, dass durch Verunreinigungen des herkömmlichen Saatguts eine Kontaminierung mit Spuren von gentechnisch veränderten Organismen auf Grund der Praxis in der Pflanzenzüchtung, im Transport, im Anbau, in der Ernte und auch in der Verarbeitung nicht zu 100 Prozent ausgeschlossen werden kann. Ich denke, wir sollten daher ein Zeichen setzen, dass Wien schon auf gentechnikfreie Nahrung und auch Saatgut drängt und auch Initiativen setzt und nicht hinten nachhinkt. Denn auch in Vorarlberg gibt es schon Bestrebungen, dass sich hier etwas ändert. Die haben das auch im Naturschutzgesetz verankert.

Wir haben einen Antrag vorbereitet, dessen Begründung sehr ausführlich ist. Ich möchte sie daher auch nicht vorlesen, denn ich denke mir, Sie alle können das selber nachlesen und mir dann hoffentlich zustimmen. Ich möchte deswegen nur den Antrag einbringen: 

"Der Landtag wolle beschließen:

1. Die Wiener Landesregierung unternimmt alle notwendigen Schritte, um Wien als landwirtschaftlich gentechnikfreie Zone zu erhalten. Dies wird in entsprechenden Landesgesetzen verankert. Gentechnikfreie Zone heißt, dass keine gentechnisch veränderten Pflanzen angebaut oder freigesetzt werden. 

2. Die Stadt Wien verpflichtet sich, im Rahmen ihrer rechtlichen und organisatorischen Möglichkeiten, keine gentechnisch veränderten Organismen auf gemeindeeigenen Gütern und Flächen anzubauen oder freizusetzen. 

3. Die Stadt Wien verpflichtet sich weiter, durch ihre Organe alle geeigneten Maßnahmen wie Gespräche und Bildungsarbeit zu ergreifen, um die Landwirte und Grundbesitzer auf ihrem Gebiet zu überzeugen, keine gentechnisch veränderten Organismen auf deren Flächen anzubauen oder freizusetzen.

4. Die Stadt Wien fordert die verantwortlichen Politiker nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass in ganz Österreich auch in Zukunft keine gentechnisch veränderten Organismen angebaut oder freigesetzt werden dürfen. 

5. Die Stadt Wien fordert die verantwortlichen Politiker auf Landes- und Bundesebene nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Interessen jener Landwirte in Österreich, die gentechnikfrei produzieren wollen, in Hinkunft rechtlich geschützt und gewahrt werden, und dass alle geeigneten Maßnahmen ergriffen werden, um die Kontamination ihrer Flächen und Ernten durch gentechnisch veränderte Organismen vollständig zu vermeiden. 

6. Zur Verdeutlichung der Willenserklärung unterzeichnet die Stadt Wien die gleich lautende Resolution 'Keine Gentechnik auf unseren Feldern' von Global 2000."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich denke mir, dass Wien, wenn 1,2 Millionen Menschen, die 1997 das Volksbegehren für ein gentechnikfreies Österreich unterschrieben haben, damit klar zum Ausdruck gebracht haben, dass Gentechnik nach wie vor Risiken birgt und nicht das ist, was die ÖsterreicherInnen und auch die WienerInnen wollen, hier ein Zeichen setzen sollte und vor allem nicht hinter dem Burgenland zurückstehen sollte, das - wie ich eingangs erwähnt habe - beschlossen hat, dass das Burgenland eine gentechnikfreie Zone wird. Wir würden uns freuen, wenn auch Wien sich dieses Etikett "gentechnikfreie Zone" wirklich verdienen würde. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin! Sie haben in Ihrem Antrag bezüglich Gentechnik grundsätzlich Recht. Ich brauche nicht zu betonen, dass die Gentechnik in Österreich Gott sei Dank gesetzlich verboten ist. Aber ein paar Sachen bezüglich Ihres Antrags hätten wir gerne noch diskutiert. Daher tut es mir sehr, sehr Leid, dass Sie sofortige Abstimmung verlangen. Vielleicht können Sie Ihren Antrag noch umändern auf eine Zuweisung in den Ausschuss. Es wären einige Sachen, die wir diesbezüglich gerne noch diskutieren würden. Wir würden sehr gerne mitgehen mit diesem Antrag. Vielleicht können Sie sich überwinden und sagen, dass er dem zuständigen Ausschuss zugewiesen werden soll, wo wir dann noch einiges diskutieren könnten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Heute geht es hier primär um den Bericht der Umweltanwaltschaft. Grundsätzlich könnte man diesen Bericht zur Kenntnis nehmen und vielleicht ein paar Bemerkungen hinzufügen. Das wäre eigentlich der normale Ablauf so einer Debatte. Aber leider - durch die Führung des Umweltressorts bedingt - muss ich doch einige Kritikpunkte anbringen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben vor einiger Zeit in einer der Debatten zum Bericht der Umweltanwaltschaft kritisiert, dass es uns scheint, als gäbe es zwischen der Umweltanwaltschaft und dem Ressort keine inhaltlichen Koordinationen. Wir haben daher das politische Gefühl gehabt, die Arbeit erfolgt nebeneinander. Diesen Kritikpunkt ziehen wir wieder zurück, denn es hat sich bewiesen, die Umweltpolitik ist nur mehr in der Umweltanwaltschaft zugegen, denn Sie, Frau Stadträtin, haben sich von einer aktiven Umweltpolitik bereits verabschiedet. Es kann nicht Sinn einer aktiven Umweltpolitik sein, täglich - ich gebe zu, mit einem sehr schönen Bild - in der "Kronen-Zeitung", im "Kurier" zu sein, hier Steuergelder hineinzustecken, aber in der Umweltpolitik selbst geschieht nichts. (Beifall bei der ÖVP.) 
Hier mein Dank an Sie, Frau Dr Büchl-Krammerstätter. (Frau Dr Büchl-Krammerstätter steht hinter den Bankreihen und erwidert den Dank mit einem Kopfnicken und einem Lächeln.) Sie haben es verstanden, unabhängig Umweltpolitik zu machen, Sie haben es verstanden, heikle Themen aufzugreifen und diese auch beim Namen zu nennen. Danke schön dafür. Es tut mir wirklich Leid, dass Sie jetzt in einer anderen Funktion tätig sind, obwohl auch diese Funktion sehr, sehr wichtig ist. Mein Ersuchen an Sie: Behalten Sie auch in dieser Funktion diese Unabhängigkeit, diese Durchschlagskraft bei. Danke schön! (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir werden uns die neue Umweltanwältin beziehungsweise den neuen Umweltanwalt natürlich sehr kritisch anschauen. Wir würden gerne, Frau Stadträtin, mit der neuen Umweltanwältin, mit dem neuen Umweltanwalt mitgehen, aber es wird Ihre Entscheidung sein, und ich hoffe sehr, dass wir da gemeinsam einen Weg gehen können, denn die Wiener Umwelt hat sich wirklich nur den besten Umweltanwalt verdient. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Anwalt oder Anwältin - ich bin da natürlich geschlechtsneutral.

Eines möchte ich hier auch noch anmerken: Frau Stadträtin, Sie haben beim SUP bereits als Beamtin sehr führend mitgearbeitet. Sie haben genau beim Abfallwirtschaftsplan festgestellt: Wien braucht eine zusätzliche Müllverbrennungsanlage, und Sie haben ganz klar hervorgearbeitet: Der Flötzersteig muss geschlossen werden. Was haben Sie gemacht? - Sie haben sich herausgelehnt und haben ganz groß gesagt: In Wien kommt eine dritte Müllverbrennungsanlage und der Flötzersteig wird geschlossen. Sie haben es verabsäumt, von Anfang an dezidiert einen Standort, den die Fachleute bereits festgelegt haben, auch bekannt zu geben. 

Was ist dann passiert? - Alle mächtigen Bezirksvorsteher haben - Florianiprinzip - gesagt: Bei mir nicht! Überall anders. Was ist herausgekommen aus diesem Scherbenhaufen? - Heute müssen Sie, weil Sie diesem mächtigen Bezirksvorsteher entgegenkommen müssen - der hat sich ja auch weit hinausgelehnt, der hat gesagt, nur über meine Leiche kommt die Müllverbrennungsanlage in meinen Bezirk -, ihm gegenüber Kompromisse machen. Der Kompromiss schaut so aus, dass eine abgespeckte Anlage entstehen soll, aber der Flötzersteig bleibt bestehen. Das kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein. (Beifall bei der ÖVP.) 
Der Flötzersteig hat eine Technologie aus dem Jahre 1963, und ich glaube, da brauche ich überhaupt nicht zu erwähnen, wie sehr sich gerade in der Umwelttechnik seit 1963 alles geändert hat, wie sehr gerade dieser Standort heute nicht mehr möglich wäre bei unserer Westlage, wo der Wind immer wieder vom Westen kommt, wo er alles über das ganze Stadtgebiet trägt. Das wäre heute nicht mehr möglich. 

Daher: Ziehen wir doch die Konsequenz! Bauen wir eine Müllverbrennungsanlage, die dem jetzigen Standard entspricht. Bauen wir eine Müllverbrennungsanlage, die auch auf Zukunft hält. Denn eines sage ich Ihnen: Wenn Sie dieses Projekt durchführen, so müssen Sie spätestens - spätestens! - in zehn Jahren eine zusätzliche Müllverbrennungsanlage bauen, weil die Kapazität nicht ausreichen wird.

Leider Gottes steigt das Müllaufkommen in Wien noch immer und leider Gottes geben Sie 70 Millionen S für Aufklärung zur Müllvermeidung aus, aber Sie geben es nicht richtig aus, sonst müssten sich Erfolge zeigen. Noch einmal: Bezahlte Anzeigen in Tageszeitungen können ganz sinnvoll sein. Aber ich weiß nicht, ob es, wenn ich mit einer Blumenknolle dort stehe, für die Umwelt so richtig etwas bringt, ob das wirklich Müllvermeidung ist, ob diese 70 Millionen S dann wirklich gut angelegt sind.

Und etwas hat mich auch sehr getroffen, Frau Stadträtin: Wir haben in der Koalition in der vergangen Legislaturperiode das Klimaschutzprogramm für Wien beschlossen. Wir alle, alle Fraktionen in diesem Haus, haben es uns nicht leicht gemacht. Es wurde auch sehr viel Geld hineingebuttert. Zu Recht. Es wurden die besten Fachleute hinzugezogen. Von ganz Europa sind sie gekommen und haben uns beraten: Wie machen wir Wien zur Umweltmusterstadt? Welches Klimaschutzprogramm beschließen wir gemeinsam? - Wir sind monatelang gesessen bis wir den richtigen Kompromiss für diese Stadt, für die Luft in dieser Stadt gefunden haben, und wir haben es dann auch hier beschlossen. 

Ihnen war es vorbehalten, in der Öffentlichkeit zu sagen: Wir können die Ziele des Klimaschutzprogramms nicht erreichen. Jetzt frage ich mich: Wofür haben wir alle gearbeitet? All die Fachleute, haben die alle Unrecht? Haben wir damals, als wir gejubelt haben, dass wir eine Umweltmusterstadt sind, als wir dieses Klimaschutzprogramm hier beschlossen hatten, so Unrecht gehabt? Oder haben Sie Unrecht, wenn Sie sagen, Sie sind unfähig, das Ziel des Klimaschutzprogramms zu erreichen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Heinz Hufnagl: Da reden wir dann 2010 weiter! Denn bis dahin ist es dimensioniert!) 

Also Heinz, du warst selber dabei. Stundenlang, tagelang sind wir zusammengesessen. Tagelang! Wie oft haben wir beide Kompromisse gesucht, mit den Freiheitlichen, mit den Grünen. Wir haben alles hineingenommen. (Zwischenruf des Abg Paul Zimmermann.) Ja, Pauli, du genauso. Du genauso! Und ihr alle habt hier gejubelt. Hier seid ihr gestanden, so wie ich, und habt gesagt: Das ist eine Supersache! Gott sei Dank haben wir das durchgebracht! Und jetzt auf einmal gilt das nicht mehr? - Na ja, das kann ich mir nicht ganz vorstellen. 

Deshalb möchte ich schon an Sie appellieren, Frau Stadträtin: Arbeiten wir doch gemeinsam für unsere Stadt! Arbeiten wir doch gemeinsam für unsere Umwelt! Wir haben in der Koalition bewiesen, dass unsere Vorschläge gut sind. Unsere Vorschläge haben einiges bewirkt und unsere Vorschläge haben sich nicht geändert. Bitte lehnen Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit jetzt nicht alle Vorschläge ab, nur weil sie von der ÖVP kommen, sondern geben Sie unseren Vorschlägen hie und da auch Recht. Im Interesse unserer Umwelt! Ich bin überzeugt davon, dass das nicht zum Schaden der Umwelt dieser Stadt sein wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Die wenigen Damen und Herren, die da sitzen! 

Nichtsdestotrotz möchte ich im Namen der Freiheitlichen auch für diesen Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft danken. Ich hoffe, dass der Inhalt die Leute mehr anspricht, als die Anwesenheit das hier dokumentiert. Der Bericht zeigt auf, wie effizient und effektiv auch eine personell sehr kleine Institution arbeiten kann und was sie bewirken kann. Und wenn auch nicht immer alle Schritte - wie das die frühere Leiterin in ihren Einleitungsworten festgehalten hat - auf Wohlgefallen aller Fraktionen oder aller Politiker stoßen, so ist dennoch zu respektieren, dass viele wichtige Themenbereiche und Probleme von der Umweltanwaltschaft aufgegriffen und behandelt werden. 

So ist es beispielsweise zu begrüßen, dass Wien als erstes Bundesland zur Abfallwirtschaft eine Strategische Umweltprüfung in die Wege geleitet hat. Das Ergebnis wurde von uns Freiheitlichen nicht mitgetragen. Sie wissen, wir haben damals beanstandet, dass noch viele Fragen offen sind, dass viele Alternativen nicht geprüft worden sind. Und die Tatsache, wie jetzt weiter damit umgegangen wird, dass nämlich jetzt doch einiges wieder aufgehoben wird, anders kolportiert wird, dass man eigentlich jetzt nicht genau weiß, was wirklich kommen wird, all das hat unsere Kritik und unser Misstrauen mittlerweile bestätigt. 

Interessant im Bericht ist sicherlich auch die jeweils neueste Erkenntnis im Zusammenhang mit der Miniermotte. Es ist interessant zu sehen, dass die Umweltanwaltschaft immer darauf drängt, dass man die möglichst gelindesten Mitteln verwendet. Auch da wird beobachtet und immer wieder berichtet, was man zu tun gedenkt, aber in Wirklichkeit können wir leider doch nicht sehr viel tun. 

Gut erscheint mir auch die Aktivität, die die Umweltanwaltschaft im Zusammenhang mit der Information der Bevölkerung setzt. So ist zum Beispiel im Hinblick auf diesen zu erkennenden Hang der Wienerinnen und Wiener zu einer gewissen übertriebenen Hygiene und zum sorglosen Umgang mit Desinfektionsmitteln einiges in Richtung Meinungsbildung und Information der Bürger geschehen. Das ist sehr wichtig. 

Sehr wichtig ist mir auch - und darum habe ich auch gerne intensiv mitgearbeitet - der Arbeitskreis "Energie-
effizienz" erschienen, weil ich denke, dass es sehr wichtig war, auch auf Bezirksebene ein Bewusstsein zu schaffen, unseren Bezirksräten Möglichkeiten aufzuzeigen, wie man mit dem Bezirksbudget sparsam, aber auch energieeffizient umgehen kann, weil das auch eine große Breitenwirkung hat, weil das über die Bezirke natürlich dann auch ins Private wirkt, weil auch die Mitarbeiter in den Magistratsabteilungen etwas dazulernen und das dann auch mit nach Hause nehmen. Und dieser Schneeballeffekt ist etwas ganz Wichtiges.

Besonders positiv sehen wir Freiheitlichen auch den Einsatz der Wiener Umweltanwaltschaft bei der Förderung der Sonnenergie, der Fotovoltaik, denn wir vertreten schon seit Jahren die Meinung, dass die Zukunft ganz einfach bei der erneuerbaren Energie liegt.

Mein spezieller Dank in diesem Zusammenhang gilt auch den beiden Leiterinnen, die ja beide nicht mehr in der Umweltanwaltschaft tätig sind. Frau Dr Fohler-Norek wünsche ich viel Glück und Erfolg als Klimaschutzkoordinatorin. Sie hat dort eine sehr große und sehr wichtige Aufgabe und ich wünsche ihr viel Glück dabei und viel Umsetzungskraft. 

Frau Dr Büchl-Krammerstätter, die Leiterin, hat es trotz der knappen zeitlichen Ressourcen immer wieder möglich gemacht, zu zeigen, dass es ihr wichtig ist, was die Politik zu den Themen sagt. Sie hat immer alle Fraktionen mit eingebunden und hat dafür Sorge getragen, dass man auch über die wichtigen Themen sehr früh Informationen erhält. (Beifall bei der FPÖ und des Abg Robert Parzer.) 

Ich denke, sie hat mit ihrem großen Engagement und ihrer hohen Kommunikationsbereitschaft auch mit der Politik ihrem Nachfolger oder ihrer Nachfolgerin die Latte sehr hoch gelegt. Die Entscheidung ist meines Wissens noch ausständig. Die Frau Stadträtin wird sie treffen. Und wer auch immer die Umweltanwaltschaft leiten wird, ich hoffe, dass es auch in Zukunft eine so gute Zusammenarbeit mit allen politischen Fraktionen gibt, die im Sinne des Umweltschutzes in dieser Stadt positiv sein wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Herr Brezansky!

Dieser uns vorliegende Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft zeigt uns, so wie auch schon sehr viele vorangegangene Berichte das getan haben, dass die Qualität, mit der sich die Umweltanwaltschaft mit diversen Dingen, mit diversen Themen, die für die Wiener Umwelt relevant sind, beschäftigt, einerseits sehr breit ist, also eine große Themenvielfalt aufweist, andererseits ist die Qualität sehr hoch, und die Vorschläge, die Ideen, die Überlegungen gehen auch wirklich sehr in die Tiefe, was sehr zu begrüßen ist. 

Ich freue mich auch sehr - zumindest habe ich so den Eindruck, und das geht durchaus auch aus dem Bericht hervor -, dass die Wiener Umweltanwaltschaft in Wien mittlerweile wirklich zu einer Institution geworden ist und wir uns nicht mehr, wie das in anderen Bundesländern noch der Fall ist, darum streiten müssen, wie und ob wir eine einrichten. Ich glaube, dass - wie ebenfalls im Bericht erwähnt - auch die Tausenden Kontakte zeigen, dass die Umweltanwaltschaft ein sehr wichtiges politisches Instrument in Sachen Umweltschutz für die Wiener Bevölkerung ist.

Einige Aspekte im Bericht möchte ich kurz erwähnen, kurz streifen, vorher aber noch ganz kurz auf den Kollegen Klucsarits eingehen und zu dem, was Sie jetzt vor mir gesagt haben, und auch zu dem, was in Ihrer gestrigen Pressekonferenz so vorgekommen ist, nur ein paar Kleinigkeiten anmerken. 

Erstens. Die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig ist zwar 1963 gebaut worden, es dürfte aber Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit entgangen sein, dass sie 1993 saniert wurde, und zwar technisch saniert, nicht äußerlich, die Hülle, sondern technisch, und dass sie, so gesehen eigentlich, was den State of the art, den Stand der Technik betrifft, drei Jahre moderner ist, als die Müllverbrennungsanlage Spittelau. Also von einer überalterten Anlage kann keine Rede sein. 

Ein witziges Detail, das mir bei Ihrer Presseaussendung aufgefallen ist: Sie haben heute den Westwind erwähnt, der permanent über Wien streift. In diesem Zusammenhang finde ich es stadtgeografisch sehr spannend, dass in Ihrer Presseaussendung immer nur Penzing vorkommt, das geschützt werden muss, aber nie Ottakring, obwohl dort die Müllverbrennungsanlage steht und auch dorthin der Wind weht. Also Penzing ist sicherlich um einiges weniger betroffen. Sie haben sich irgendwie Gedanken über Bezirksspielereien gemacht, aber auch Ihre Bezirksspielereien sind für mich nicht wirklich ganz nachvollziehbar. Aber sei's drum. Ich denke mir, das können wir sicher auch noch ein anderes Mal ausdiskutieren. 

Ich habe gesagt, ich möchte einige Aspekte erwähnen, und ich möchte in diesem Zusammenhang auch sagen, dass ich es sehr toll, sehr gut und sehr mutig finde, dass sich die Wiener Umweltanwaltschaft auch niemals scheut, wirklich sehr große Projekte in Angriff zu nehmen und überall dort, wo Projekte auf uns zukommen, die zum Teil no end zu haben scheinen, wirklich aktiv dabei ist und die wichtige Rolle der Anwaltschaft für die Umwelt spielt, sei es jetzt in der Strategischen Umweltprüfung, sei es das Wiener Abfallwirtschaftsgesetz oder sei es die "SUPer NOW", die Strategische Umweltprüfung für die Nordostumfahrung Wien, die uns sicherlich während der nächsten Jahre sehr beschäftigen wird.

Aber auch in der Flughafenmediation spielt, denke ich mir, die Umweltanwaltschaft eine ganz, ganz wichtige Rolle, um die Interessen der Wienerinnen und Wiener zu beachten, die Umsetzung dieser Interessen einzufordern und für die Lebensqualität in Wien so aktiv tätig zu sein. Dafür vielen lieben Dank!

Um auf ein paar Dinge im Bericht einzugehen, ganz kurz. Einerseits: Auch wenn es vielleicht ein bisschen lächerlich klingt, aber es gibt eine zweite Auflage des G'stättenführers, der auf Lebensräume in der Stadt hinweist, die oft sehr versteckt sind, die sehr im Verborgenen blühen, die aber sehr wertvolle Rückzugsräume für bedrohte Tier- und Pflanzenarten darstellen und gleichzeitig ganz faszinierende, ganz tolle Spielmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche bieten. Dieser G'stättenführer weist auf diese Freiräume hin, bringt sie zum Teil auch in einem geschichtlichen Kontext, erklärt auch, wie man am besten öffentlich hinkommt, und spielt dabei eine wichtige Rolle, dass jungen Menschen - Kindern und Jugendlichen - Freiräume eröffnet werden, die sie dann verwenden können, wo sie spielen können. 

Wir haben ja auch in unserem Naturschutzgesetz ein sehr wichtiges Instrument in Form der Ausweisung von ökologischen Entwicklungsflächen. Daraus geht hervor, wie wir solche G'stätten unter Schutz stellen können, damit sie sich weiterentwickeln können. Das erscheint mir sehr wichtig zu sein. 

Ich weiß auch, dass es eine sehr hervorragende Arbeit von Jutta Kleedorfer aus der Magistratsdirektion - Baudirektion gibt, was die Mehrfachnutzung von temporär freistehenden Flächen betrifft, und ich hoffe sehr, dass es auch weiterhin eine sehr aktive Mithilfe der Bezirke gibt, solche Freiflächen, Baulücken, was auch immer, aufzuspüren und sie nicht nur für - das ist oft die erste Idee - Parkplätze zu verwenden, sondern, was mir viel wichtiger erscheint, für Freiräume für Kinder, für Spielplätze. 

In diesem Sinne halte ich auch den G'stättenführer für eine sehr wichtige Geschichte, weil sich hier einfach etwas ändert, weil G'stätten zurückgehen, weil G'stätten verschwinden, weil sich aber auch neue entwickeln. Das zu dokumentieren, ist eine tolle Aufgabe. 

Apropos Flächen und Räume. Zu vorsorgendem Naturschutz gehört aus meiner Sicht natürlich auch - es war heute schon Thema bei diesem Bericht - ein Verbot der Freisetzung gentechnisch manipulierter Organismen in der Stadt. 

Ich möchte mit Kollegen Hufnagl gemeinsam auch einen diesbezüglichen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, weil auch wir der Meinung sind, dass Wien seine Rolle als Umweltmusterstadt auf sehr vielfältige Art und Weise spielt. Dazu gehört unter anderem auch die Versorgung mit Lebensmitteln, die einwandfrei sind, wo nicht das Produktionsdenken über dem Gesundheitsdenken steht. Mir erscheint es deshalb auch sehr wichtig, wirklich darauf zu achten, dass in Wien die Flächen gentechnikfrei bleiben. Der Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich einbringen möchte, lautet wie folgt:

"Der Landtag wolle beschließen, das Wiener Naturschutzgesetz dahingehend zu novellieren, dass das Aussetzen oder Aussäen gentechnisch veränderter Organismen in der Natur verboten wird. 

Im Übrigen sind die verfassungsrechtlichen und kompetenzrechtlichen Abstimmungen mit dem Bundesrecht vorzunehmen."

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. 

Eine Kleinigkeit möchte ich auch noch zu PUMA sagen, zum Projekt Umweltmanagement in den Amtshäusern. Da gab es ein Pilotprojekt am Friedrich-Schmidt-Platz und da gibt es eine Weiterentwicklung in den Gebäuden und in den Räumlichkeiten der Muthgasse. Es passiert eine ganze Menge. Es werden Handbücher entwickelt, direkt auf den Gegebenheiten der Muthgasse basierend. Es wird im Bericht auch eine ganze Reihe von möglichen Maßnahmen aufgezählt, wie man nachhaltig wirtschaften kann, wie man auch eine ökologische Buchhaltung et cetera führen kann. 

Wichtig erscheint mir die Bewusstseinsbildung, die damit Schritt für Schritt einhergehen muss, sodass auch wirklich versucht wird, dass alle PUMA-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter dazu angehalten werden, ihre anderen Kolleginnen und Kollegen davon zu informieren, was da eigentlich los ist. Ich glaube, dass die PUMA-Info eine sehr wichtige Rolle spielt und natürlich auch die Öffentlichkeitsarbeit. 

Was mir persönlich dabei ein Anliegen ist und wo ich mir denke, dass es politisch auch in eine Richtung gehen sollte, ist, dass wir die Erfahrungen, die wir in sehr großräumigen Anlagen machen, auch herunterbrechen auf kleine Einheiten wie zum Beispiel Kindertagesheime. Ich kenne ein Pilotprojekt im 10. Bezirk, ein Kindertagesheim in der Migerkastraße, wo ich davon überzeugt bin, dass es sehr wichtig ist, das auch wirklich in kleinen Einheiten umzusetzen, gerade auch deswegen, weil dort natürlich auch sehr viel Kundenverkehr ist, weil man dort permanent zu tun hat mit Kindern, mit Eltern, die eine ganz wichtige MuliplikatorInnenrolle in der Frage bewusster Umgang mit ökologischen Ressourcen spielen. Also das Herunterbrechen auf kleine Einheiten schiene mir sehr wichtig. 

Ein Punkt im Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft, der in der letzten Zeit oft sehr emotional diskutiert worden ist, ist das Projekt Ökokauf Wien. Ich möchte an dieser Stelle nochmals betonen, dass auch mir und meiner Fraktion der Ökokauf extrem am Herzen liegt und dass ich, wo immer ich irgendwie kann, und wir alle miteinander mithelfen werden, das fehlende Geld dafür aufzustellen. Ich denke mir, dass sich wirklich schon gezeigt hat, dass die Überlegung, wie wirtschaftet die Stadt, wie kauft die Stadt ein, welche Ressourcen bringt die Stadt ein, eine sehr, sehr wichtige Frage ist. Die Wiener Stadtverwaltung ist die größte Einkäuferin in Wien. Wir haben eine irren Umsatz an Waren und an Energie, an allem Möglichen und nehmen natürlich, indem wir riesengroße Mengen kaufen, auch Einfluss auf den Markt, Einfluss darauf, was überhaupt angeboten wird, und damit stehen umweltfreundliche Dinge dann auch den allgemeinen Käuferinnen und Käufern zur Verfügung, was sonst vielleicht nicht der Fall wäre. 

Die Ausschreibungskriterien, was zum Beispiel Essen für Kindertagesheime betrifft, zeigen ja schon, dass wir da auf dem richtigen Weg sind, dass da eine ganze Menge weitergeht. Ich hoffe, dass das wirklich ein erster Schritt ist und wir sehr bald überall dort, wo wir es als Stadt verantworten, biologische Lebensmittel anbieten können. 

Ich möchte noch einen Bereich streifen, nämlich die Frage von Handys. Ich bin mir ganz sicher, dass wir uns mit all den Auswirkungen und Weiterentwicklungen der Informationstechnologien, und zwar auch auf umweltpolitischer Ebene, noch sehr ausführlich beschäftigen werden in nächster Zeit, viel mehr, als wir das jetzt möglicherweise erahnen. Allein was Handys und Handyakkus betrifft, ist es so, dass etwa 4 Millionen Althandys irgendwo in Schreibtischladen oder in Vorzimmerschränken lagern und total ungeklärt ist, was mit denen eigentlich passiert. Es ist gerade in dieser Frage sehr, sehr wichtig, auch ein öffentliches Bewusstsein dahingehend herbeizuführen, dass die nicht einfach in den Mist geworfen werden und dann in den ökologischen Kreislauf gelangen. Die modernsten, die neuesten Generationen von Handyakkus, die Nickel-Kadmium-Akkus, sind so gefährlich, dass sogar die Europäische Union überlegt, ein Verbot dafür auszusprechen. 

Ich denke mir, dass gerade, was Handyakkus und Handyrecycling betrifft, sehr klare Impulse und sehr klare Initiativen von Seiten des Bundes gefragt wären. Aber auch wir in Wien haben eine ganze Menge Möglichkeiten, wie wir agieren können, wie wir handeln können. Ich denke nur an die ganze Frage der Elektroschrott- und Elektronikschrottnachbehandlung, die Aufgabe ist, die Aufgabe werden wird. Ich glaube, dass das Reparatur- und Servicezentrum uns ganz ausgezeichnet vorzeigt, wie es möglich ist, Ökologie auf der einen Seite mit Beschäftigungsprojekten auf der anderen Seite zu verbinden und eine sehr sinnvolle Arbeit zu machen. Das auszubauen wird weiter notwendig sein, Hand in Hand mit der Beschäftigung rund um Handymasten, Elektroschrott, hohen Energieeinsatz von Handys und natürlich auch von dem Recycling der wertvollen Rohstoffe, die da drinnen sind. 

Zu etwas, was morgen aktuell wird, nämlich zur Agenda 21. Im Bericht der Umweltanwaltschaft ist ja auch die Historie der Local Agenda 21 erwähnt. Die Umweltanwaltschaft hat an einer Konferenz teilgenommen, bei der es auch einen internationalen Austausch hinsichtlich Umweltkommunikation und Partizipationsformen gab. Wir werden in Wien morgen hoffentlich mit der Konstituierung eines Vereins Local Agenda Wien einen wichtigen Schritt setzen, diese Local Agenda auf eine breitere Schiene zu bringen. Wir werden morgen mit der Gründung des Vereins beginnen, aus dem Pilotprojekt im 9. Bezirk, das meiner Meinung nach sehr positiv verlaufen ist, zu lernen und die positiven Ergebnisse von dort auch in anderen Grätzeln von Wien umsetzen. 

Auch wir lernen natürlich international, wir lernen zum Beispiel von Berlin, dass das Zur-Verfügung-stellen von Manpower alleine nicht genügt ohne Ressourcen, ohne die Möglichkeit von Öffentlichkeitsarbeit, ohne die wirklich eng vernetzte Zusammenarbeit mit den Bezirksvertretungen. All das ist notwendig. Ich hoffe, dass wir in Wien alle diese guten Aspekte nachmachen und stattdessen zum Beispiel von Stockholm lernen, und ich bin sehr zuversichtlich, dass wir da eine ganz tolle Wiener Local Agenda auf die Schienen stellen werden. 

Zum Schluss möchte ich noch auf etwas eingehen, was möglicherweise ein bisschen paradox erscheint, weil es etwas ist, wo die Umweltanwaltschaft eigentlich auf der Bremse gestiegen ist und etwas verhindert hat. 

Es ging nämlich um ein Bewilligungsverfahren für ein 15 Meter hohes Windrad im Schrebergarten. 

Ich glaube, dass Beispiele wie diese zeigen, dass sehr oft das Gegenteil von gut gemeint ist und dass es dort, wo es Projekte gibt, die ein bissel überdimensioniert sind, natürlich auch negative Auswirkungen geben kann auf Lebensqualität, auf Lärm, auf Ensembleschutz, auf Schutz von Vögeln und so weiter. 

Viel förderungswürdiger erscheint mir in diesem Fall die Solarenergie. Ich denke, dass wir gerade im Kleingartenbereich da einen sehr großen Schwerpunkt legen sollten. Es macht natürlich überall dort Sinn, wo es keine Fernwärmeanschlüsse gibt, die Solarenergie zu fördern. Mit Fernwärme zu konkurrenzieren, wäre wohl weniger sinnvoll. Aber ich hoffe oder ich bin mir ganz sicher, dass wir auch in dieser Frage eine sehr verlässliche Partnerin in der Wiener Umweltanwaltschaft für spätere Entwicklungen haben werden.

Lassen Sie mich auch am Ende bedanken bei der ganzen Mann- und Frauschaft der Wiener Umweltanwaltschaft, natürlich aber bei Karin Büchl-Krammerstätter ganz im Besonderen. Ich hoffe auch, dass du dir deinen Elan von der Umweltanwaltschaft in die MA 22 mitnimmst. Du wirst ihn auch dort ganz sicher brauchen. Und ich bin auch ganz sicher, dass du das sehr positive Betriebsklima, das während deiner Leitung in der Umweltanwaltschaft geherrscht hat, mitnimmst in die MA 22. Ich weiß, dass motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine ganz wichtige Voraussetzung sind, für eine gute Arbeit im Sinne der Umwelt. Die haben wir alle notwendig.

Es hat ja vor wenigen Tagen - auch das wurde schon erwähnt - das Hearing für die neue Leitung der Umweltanwaltschaft stattgefunden. Es waren eine ganze Menge ausgezeichneter Kandidatinnen und Kandidaten, die wir geheart haben. In den nächsten Tagen - Wochen, nehme ich an - wird die Entscheidung fallen. Ich wünsche mir sehr, dass ein so tolles Team wie das der Umweltanwaltschaft eine dementsprechend tolle Leitung bekommt, die dazu passt, und möchte mich auch noch einmal bedanken und sehr viel Spaß und viel Elan bei der zukünftigen und weiteren Arbeit für die Wiener Umwelt wünschen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächstem erteile ich Herrn Abg Mag Maresch das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Es macht mir natürlich ganz große Freude, einmal sozusagen nicht zu kritisieren, zunächst am Beginn, sondern zu loben. Zwei von den Menschen, die ich sehr, sehr loben möchte, sind anwesend. Danke an Karin Büchl-Krammerstätter und an Alfred Brezansky für ihre wirklich ausgezeichnete Arbeit. Und ich möchte mich besonders bedanken für ihre Arbeit unter den Umständen, unter denen sie gemacht wird, und zwar, sie haben wirklich gezeigt, was Weisungsfreiheit und vielleicht auch, sich mit der Macht manchmal anzulegen, bringen kann. Es kann bringen, dass aufrechter Gang in der Stadt Wien vielleicht wieder einmal Tradition wird und es ganz wichtig ist, dass Innovation nicht unbedingt immer mit sich bücken und sich krümmen zu tun hat. Das ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt. Mut ist das, was sie auszeichnet, beide. Dazu vielen Dank auf jeden Fall! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

So, und damit komme ich schon zum Mut. Es ist ja immerhin die Muthgasse, wo sie beide residieren, und da ist auch einiges zu tun sozusagen. Und da möchte ich mich sehr, sehr bedanken für die wahre Fülle. Ich meine, die Penny Bayr hat jetzt mehr oder weniger alles aufgezählt, hat mir praktisch fast nichts mehr übergelassen, was man noch sagen könnte. (Abg Heinz Hufnagl: Aber ...!) Aber - es kommt schon, das Aber, sehr verehrter Herr Vorsitzender - der Teufel steckt, wie man weiß, im Detail, und da muss man sagen: Ein weiteres wichtiges Kriterium, das die Umweltanwaltschaft auszeichnet, ist natürlich auch, ein bisschen sozusagen die Ehrlichkeit in die Politik zu bringen und da alles hineinzuschreiben, was so an wichtigen Dingen auf Wien zugekommen ist. Und nicht zufällig ist der erste Punkt, und zwar unter 1.1., Strategische Umweltprüfung, SUP: Wiener Abfallwirtschaftsplan. Ein riesiges Ding, das viele Kosten verursacht. Ein riesiges Investitionsvolumen lauert da auf die Wiener und Wienerinnen. Und da ist ja etwas anderes herausgekommen, als von der Umweltanwaltschaft beabsichtigt wurde. 

Ich möchte jetzt nur drei Sätze aus dem Bericht zitieren, den ich sehr, sehr befürworte, und deswegen werden wir heute auch dem Bericht auf jeden Fall zustimmen, und da steht: "Es ist eine völlig neue Kultur des Umgangs mit unterschiedlichen Interessen zu entwickeln." - Ein ganz wichtiger Satz. Wenn man bedenkt, was mit dem Ergebnis der SUP passiert ist, glaube ich nicht, dass das herausgekommen ist, was die InitiatorInnen sich dabei gedacht haben. Herausgekommen ist, dass es zwar einen Bericht gegeben hat, der hier zur Kenntnis genommen wurde, aber letztendlich ist nicht das herausgekommen, was da beschlossen wurde. Der gute Flötzersteig bleibt. Jetzt geht er gerade ein bisschen tratschen, der Herr Umweltsprecher. Er hat ja gestern eine ziemlich spacige Pressekonferenz, mit Kohlensäurekübel und so, gemacht im Landtmann. Es war ja sicher eine nette Geschichte. Aber herausgekommen ist, dass die ÖVP jetzt doch letztendlich dem Riesenmüllofen in Simmering zustimmt, weil der Flötzersteig, ist sie draufgekommen, endlich draufgekommen, doch ein bisschen stinkt. (Zwischenruf des Abg Dr Matthias Tschirf.) Sie hätten ja eigentlich ein paar Jahre Zeit gehabt, das zu machen. Kollege Tschirf, Sie waren ja meines Wissens, nein, in der Landesregierung waren Sie nicht, aber Sie sind zumindest eine Koalition eingegangen mit der SPÖ und da hätten Sie ja eigentlich ein paar Jährchen Zeit gehabt, das auch zu thematisieren. Das haben Sie nicht gemacht. Macht nichts. Wiederum zitiere ich den Herrn Vorsitzenden. Hühott ist Ihre Politik, einmal so, einmal so. Sie wissen eh, der Kübel, der stinkt, und überhaupt. Passt wunderbar. Die ÖVP wie immer bestens informiert, aber immer im Nachhinein. Nachtrabpolitik, nennt man das insgesamt. 

Interessanterweise ist es ja so: Normalerweise hat es ja für die Politiker im Umweltausschuss eine Präsentation des SUP-Berichts gegeben. Da habe ich keinen Ihrer beiden Politiker gesehen, sondern nur den Referenten. Nicht "nur", aber der ist nach der Hälfte der Zeit gegangen. Gut, wunderbar, keine Diskussion, macht nichts. Die ÖVP kennt sich aus. Es ist überall so.

Jetzt noch einmal zu dem endgültigen Bericht der SUP. Da gibt es noch zwei andere wichtige Dinge, die wir hier nicht unerwähnt lassen sollten. Hier steht: "Ökologisch positive und notwendige Maßnahmen wie die Abfallvermeidung mit oberster Priorität und die Errichtung einer Biogasanlage." Also, das ist das, was die Umweltanwaltschaft wünscht und auch in der SUP präferiert hat. 

Was ist aus der Abfallvermeidung geworden? - Die 70 Millionen S, hat mir ein Kollege von den Sozialdemokraten gesagt, stehen nicht im Bericht. Es steht schon im Bericht zusätzliche 70 Millionen S, aber die gibt es nicht, ganz im Gegenteil, sogar bei den jetzigen Abfallvermeidungsmaßnahmen wurde gekürzt und - ganz wichtig - diverse Artikel im "Standard" oder diverse Gratiszeitungen werden aus diesem Budget bezahlt. Wahrscheinlich, damit man den Leuten die Müllvermeidungsmaßnahmen näher bringt. Na, wunderbar. Ich habe sie zwar nicht lesen können, vielleicht habe ich gerade keine Brille auf gehabt oder waren die Augen ein bisschen schlecht und so, ich habe sie nicht gefunden. Gut. Ganz egal, die Frau Stadträtin sitzt hinter mir, und sie kann uns ja einmal erklären, wie das mit der Müllvermeidung funktioniert. Es gibt ja auch eine Gruppe, die bereits arbeitet. Vielleicht ist es nur eine virtuelle Gruppe, aber vielleicht gibt es auch eine. 

Noch eine Kleinigkeit: Budgetierte Abfallverminderung. Und dann natürlich ein wichtiger Punkt: Schließung des Flötzersteigs. Der sehr verehrte Herr Vorsitzende hat mir in den Medien erklärt - nicht mir, sondern der ÖVP; hat auch gepasst, ich habe es aber auch gelesen -, dass man die Investitionen im Flötzersteig nicht so einfach wegtun kann. Ganz wichtig: Flötzi muss bleiben. 

Ich bin wiederum nicht die Frau Hannelore, Sie wissen schon, sondern ich sage einfach: Ein alter Ofen, der herumstinkt, unglaublich, aber es bleibt. Okay. Wunderbar. 

Was bleibt also über von der SUP? - Leider Gottes, muss ich sagen, keine Müllvermeidung. Das mit der Gruppe weiß man nicht genau. Der Flötzersteig bleibt stehen und Simmering kriegt eine Megamüllverbrennungsanlage, und zwar ohne Bürgerbeteiligung. Die Leute werden nicht gefragt, sondern es wird hingesetzt. Friss, Vogel oder stirb. Mehr oder weniger.

Dann möchte ich noch auf eine wichtige Sache eingehen, und zwar auf den Ökokauf. Die Penny Bayr hat davon gesprochen. Man muss schon dazusagen: Der Ökokauf ist ein bisschen budgetär unter die Räder gekommen. Ein paar kleine Reduktionen, so in der Preislage zwei Drittel, drei Viertel des Budgets hat es schon gegeben, aber immerhin, man kann ja sagen, klein, aber fein, ein Drittel ist besser als gar nichts. 

Diese sozialdemokratische Umweltpolitik - besser ein bissel was, anstatt viel. Immerhin, man sieht, reges Interesse der Sozialdemokraten an der Umweltpolitik. 

Letzter Punkt, bevor ich mich dann ein bisschen mit dem Bestellungsmodus beschäftige, ist, ganz tolle Hinweise: G'stättenführer. Wunderbar. Toller G'stättenführer, 2. Auflage, Wilfried Doppler ist der Autor, hervorragend. 

Wiederum Penny Bayr zitiert: Ganz tolle Geschichte, aber ... Hier drinnen haben die Sozialdemokraten beschlossen die Verbauung von zwei G'stätten, und zwar in dieser Legislaturperiode. Es ist keine drei, vier Monate her, da hat man uns erklärt: Die G'stätten sind halt G'stätten und die gehören eigentlich verbaut, temporär und überhaupt. Wunderbar. Davon ein wunderschönes Bild in Floridsdorf, in Jedlesee. Wunderbar, schönes Bild. Dort prangt jetzt mittlerweile bald eine Baustelle. Aber es ist ein schöner G'stättenführer. Danke schön. Wiederum, der G'stättenführer, hervorragend. 

Ganz mutig war es von der Umweltanwaltschaft, auch bei der B 301 mitzumischen, und zwar nicht in dem Sinne so unkritisch, bauen wir es halt, fahren wir drüber über die Leute, sondern durchaus die Bevölkerung unterstützend und Diskussionen mit NGOs, mit Menschen, die nicht von vornherein sagen: Okay, liebe SPÖ, Ja und Amen, alles passt. 

Entscheidender Punkt ist jetzt: Die Umweltanwaltschaft verändert sich, alles fließt. Panta rhei, haben schon die griechischen Naturphilosophen gesagt, die ionischen, genauer gesagt. 

Und natürlich auch: Hervorragenderweise gibt es eine neue Leiterin der MA 22. Gratuliere, liebe SPÖ. Eine hervorragende Leiterin. Allerdings, jetzt nicht mehr in der Umweltanwaltschaft. Deswegen war es ja notwendig, auszuschreiben. 

Es ist zuerst der Satz gefallen, und der hat durchaus doppelte Bedeutung: Wir werden in der Umweltanwaltschaft eine verlässliche Partnerin haben. Der hat doppelte Bedeutung. Dass dort natürlich verlässliche Menschen arbeiten und sich wirklich einsetzen - oder jemand, der schön brav Ja und Amen sagt -, das hat semantisch eine doppelte Bedeutung. Ich finde es interessant. Hoffentlich ist es die eine. 

Die Umweltanwaltschaft - noch einmal - ist weisungsfrei. Was macht man in einer Situation mit einer weisungsfreien Umweltanwaltschaft, bei der SUP und den bösen Menschen, die gegen die Umfahrung im Nordosten sind? - Da hätten wir gerne eine Umweltanwaltschaft, die vielleicht ein bissel leiser tritt. Nicht so stark nach außen geht. Vielleicht ein bissel Verpflichtungen hat gegenüber der eigenen Partei und so. Es ist schon so. 

Also, schauen wir uns einmal die Liste an. 16 Menschen haben sich beworben, 1 hat es vorgezogen, nicht zu kommen. Er war, glaube ich, in der Karibik surfen oder so. Also 15. Davon besitzen, sage ich jetzt einmal, 5 Menschen das SPÖ-Parteibuch. Nun, tun wir kurz einmal raten, wer die ersten Drei im Vorschlag sind: Drei von den Fünfen. Gut. Meine Stimme haben sie nicht gekriegt, macht nichts. Aber sie haben dafür neun Stimmen aus der SPÖ bekommen. Immerhin. Absolute Mehrheit. Passt eh.

Also, noch einmal, es gibt genug Zeugen im Grünen Rathausklub: Ich habe gewettet auf die Nummer eins, zwei, drei. Die richtige Reihenfolge habe ich erraten. Ich habe zwar kein Auto gewonnen, aber immerhin habe ich Recht gehabt. Ich habe sie erraten. Ich habe auch Menschen bei den Bewerbern mitgeteilt: Ihr werdet sehen, es wird so ausgehen, eins, zwei, drei. Und ich habe gewonnen. Wunderbar. Fritz Kreuz, hervorragend zum Beispiel. Eine einzige Stimme, meine, sage ich gleich dazu. Fritz Kreuz, mitgearbeitet bei der SUP, eine Stimme - nichts. Über den Alfred will ich jetzt nicht reden, weil er hinter mir sitzt. Auch eine Stimme, sage ich nur, immerhin stellvertretender Umweltanwalt. Eine Stimme. So. Sepp Eisenriegler, Reparatur- und Servicezentrum RUSZ, hat mitmachen dürfen, erfährt dann allerdings per Zettel: nur bedingt geeignet. Keine Stimme. Uh, schlecht. 

Wie viele Fragen hat es gegeben? - Ich glaube, zehn Fragen. 

Die zehn Fragen haben mich wahnsinnig an die Schule erinnert. Ich habe einen Lehrer gehabt, bei dem hat man in Geografie einen Einser gehabt, wenn man die Hauptstadt von Nicaragua gekannt hat. Nun, die Hauptstadt von Nicaragua? (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Managua!) Managua, genau. Super, setz dich nieder, hast einen Einser. Du kennst dich gut aus. 

Die SPÖ fragt zum Beispiel: Wie viel Prozent oder welcher Anteil des gesamten Wiener Stadtgebiets fällt unter derartige Schutzgebiete? Gemeint sind Naturschutzgebiete. Richtige Antwort: 38 Prozent. Wer weiß es? Zwei Menschen: Nummer eins und zwei. 

Also, denke ich mir: Es legt, sage ich jetzt einmal, ein bissel den Verdacht nahe, dass manche Menschen mehr wissen als andere. Gut, die haben sich wahrscheinlich besser vorbereitet. (Abg Heinz Hufnagl: Zusatzbericht lesen! Da steht es genau drinnen!) Wenn mir einer sagt, was man lesen muss. Uhhh, weiß ich nicht genau. 

Wichtiger Punkt. Also ich sage noch einmal: Schauen wir uns an, schauen wir uns unsere Karten an. 

Aber wir glauben, in einer Situation, wo eine absolute Stadtregierung ist, dann kommt ein veritables SPÖ-Mitglied als Umweltanwältin- oder –anwalt, so denke ich mir, ist für uns Grüne mal Skepsis angesagt. Wir werden sehen, was sie oder er machen werden. Möglicherweise ist es so, dass die Frau Stadträtin einen Er will und andere eine Sie, was weiß ich, werden wir schon sehen. Punktum ist: Wir Grüne bleiben skeptisch und schauen uns einmal an, was da kommen soll.

Ich werde mich mit beiden Spitzenkandidaten, sage ich einmal, vielleicht einmal treffen, werde mit ihnen diskutieren darüber. Aber jetzt, kann ich einmal sagen, gefällt mir dieser Bestellungsmodus überhaupt nicht. 

Aber am Schluss noch einmal zum Bestellungsmodus. Es war klar: Die Mehrheit, zehn Fragen, wunderbar. Aber ein Hearingverfahren, wo keiner, der zum Hearingverfahren kommt, zunächst einmal sich selber präsentieren kann, das ist kein Hearingverfahren, das ist eine Biologieprüfung oder noch besser, es ist eine Prüfung über die SPÖ-Umweltpolitik in Wien. Als solche hätte es eigentlich auch bezeichnet werden müssen. Ist okay, wenn ich die Mehrheit habe. Aber dann muss man das Kind beim Namen nennen. Und da sage ich noch einmal: Eigentlich unwürdig der Umweltanwaltschaft, so eine Vorgangsweise. Ganz, ganz wichtig. Weil bisher hatte die Umweltanwaltschaft - und das muss man schon sagen - einen ausgezeichneten Ruf.

Und deswegen noch einmal vielen Dank für die bisherige Arbeit und ich hoffe, das geht zumindest halb so gut weiter. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Blind zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft nehmen wir zustimmend zur Kenntnis.

Aber viele Projekte, bei denen die Umweltanwaltschaft maßgeblich beteiligt war, werden - wenn man den Medienberichten Glauben schenken kann - in dieser Legislaturperiode nicht verwirklicht. Sie werden wahrscheinlich nicht einmal angedacht oder gar vorbereitet werden. 

Ich zitiere die Seite 9 des Tätigkeitsberichts. Da geht es um die Strategische Umweltprüfung - SUP. Auf diese SUP sind wir ja so maßlos stolz. Es wird immer mit Schlagworten und sozialistischer Propaganda herumgeschwafelt, dass wir eine Umweltmusterstadt sind. Aber wenn man dann schaut, was aus diesen konkreten Vorschlägen wird: Es wird in den nächsten Jahren, jedenfalls bis 2006, gar nichts passieren, außer Ankündigungspolitik. 

Auf Seite 9 steht: "Als wichtiger Schritt zur Verbesserung der Verwertung der biogenen Fraktion aus dem Gewerbe- und Industriebereich soll die Stadt Wien die Rahmenbedingungen schaffen, damit zunächst einmal 25 000 Tonnen derartige Abfälle in einer Vergärungsanlage behandelt werden können." - Das steht schön da. Und dann hofft noch die Umweltanwaltschaft: "Wir sind zuversichtlich" - das sind aber leider die einzigen Zuversichtlichen in Wien, die anderen müssen von den Schlagworten der Sozialisten leben -, "dass es nach Abschluss und Auswertung der noch laufenden Untersuchungen rasch zu einer Umsetzung der im Wiener Abfallwirtschaftsplan vorgesehenen Vergärung von zunächst einmal 25 000 Tonnen biogenen Abfällen kommen wird." 

Jetzt meine Frage an die Frau amtsführende Stadträtin: Ist diese Hoffnung der Umweltanwaltschaft berechtigt oder sind die Zeitungsmeldungen, die gestern losgelassen wurden, der Weisheit letzter Schluss, dass von dieser Biogasanlage leider in den nächsten Jahren nichts kommen wird und sie nicht einmal in Projekten vorkommen? 

Und was steht auf der Seite 9 weiters zur SUP: "Außerdem stehen die derzeit vorhandenen Deponien in Wien auf Grund der Bestimmungen der Deponieverordnung künftig für Ablagerungen von unbehandeltem Restmüll nicht mehr zur Verfügung." Gut, das steht hier, das ist klar. "Daher soll eine neue, mit modernsten Filterstandards ausgestattete Müllverbrennungsanlage errichtet und anschließend die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig stillgelegt werden." 

Das heißt, das soll möglichst bald passieren. Aber wie es so ausschaut, wird der Flötzersteig überhaupt nicht geschlossen. Und daher sind da einmal schon zwei Punkte von der SUP, von der Strategischen Umweltplanung, den Bach runtergegangen. Wie gesagt, diese zwei Säulen sind zusammengebrochen und es wird weder eine Biogasanlage geben, noch wird die dritte Deponie gebaut. Offensichtlich - und da sind wir froh - war StR Hatzl - das ist kein Stadtrat mehr -, war GR Hatzl mit BV Brix in Peking. Sie haben sich dort, glaube ich, bei den Kommunisten erkundigt, wie man den Müll dort behandelt, sind zurückgekommen und haben jetzt festgestellt: Simmering kriegt keine Müllbehandlungsanlage und dann kriegt sie auch ganz Wien nicht. 

Oder wo war der Hatzl? Was hat er mit dem Brix in Peking gemacht? Hat er seine kommunistischen Freunde besucht? - Weil der Herr Hatzl hat uns ja heute so was von Demokratie erklärt, wenn er gerade von den Kummerln kommt. 

Auf Seite 33 können Sie lesen, wie es beim Lainzer Tunnel zugegangen ist. Beim Lainzer Tunnel hat die SPÖ- und die ÖVP-Regierung, wie sie noch in der Koalition waren, den Bürger nicht gefragt, die betroffenen Bürger zum Lainzer Tunnel überhaupt nicht eingebunden. Und genauso war es auch mit der SPÖ-ÖVP-Regierung in Wien. Die war um nichts besser als die Koalitionsregierung. Und wir danken der Umweltanwaltschaft, dass sie es zusammengebracht hat, wie Sie auf Seite 33 und 34 des Umweltberichts lesen können, dass sie die Wiener Stadtregierung und die HL-AG vom Ross heruntergeholt hat und endlich auch die besorgten Bürger in dieses Verfahren eingebunden wurden und endlich einmal die Ängste der Bürger wenigstens ein bisschen ernster genommen wurden. 

Ich kann Ihnen, wenn Sie das gerne wollen, vielleicht die Passage auf Seite 33 und 34 genau vorlesen. 

Apropos, Überheblichkeit der SPÖ: Seit die SPÖ nun wieder alleine regiert, und der Herr Bürgermeister sprach ja immer von der Demut vor den Wählern, gehört Wien nun offensichtlich wieder ganz der SPÖ. Im "Wiener Bezirksblatt" - ich habe so eine schöne bunte Ausgabe hier, man kann es den Genossen ja zeigen (Der Redner hebt es in die Höhe.), im "Wiener Bezirksblatt West", Ausgabe 4A 2002 - das wurde im April 2002 verteilt -, wird von einer Delegation des Umweltausschusses berichtet. Ich lasse dann gerne der Frau Stadtrat eine Kopie zukommen. Sie ist ja so schön auf dem Bild drauf beim Wassertrinken mit lauter anderen Wassertrinkern. Da wird also von einer Delegation des Umweltausschusses berichtet. 

Und jetzt frage ich Sie, meine Herrschaften hier: Wer hat diese Delegation bestellt und wer hat diese Delegation beschlossen? - Denn wenn das eine Delegation vom Umweltausschuss ist, dann müsste der Umweltausschuss davon etwas wissen.

Aber nur, die freiheitlichen Vertreter, die ja im Umweltausschuss immer da sind, wissen nichts, dass wir eine Delegation bestellt haben. Daher muss ich den Ausschussvorsitzenden Hufnagl fragen. (Zum Abg Christian Oxonitsch:) Sie waren ja auch dabei, Sie gehören ja auch zu der Delegation des Umweltausschusses. (Abg Christian Oxonitsch: Ich bin nicht einmal drinnen! Aber die Partei hat mich delegiert!) Ah, von der Partei ist der Umweltausschuss. Das ist gut. (Abg Christian Oxonitsch: Ich bin nicht im Umweltausschuss!) Ach so. Aber da steht: Die Delegation des Umweltausschusses. Also, die Partei hat Sie delegiert. Aha. Das ist gescheit. Weil da steht nämlich etwas anderes. Ich habe ja nicht gewusst, dass Wien und die Partei dasselbe ist. Weil da steht: ein hochkarätiger Regierungsausflug. Sind Sie auch schon Regierungsmitglied? (Abg Christian Oxonitsch: Das bin ich auch schon!) Ah, das sind Sie auch schon? 

Na ja, es wird ja da alles in der sozialistischen Propaganda gedreht und gewendet und geschwindelt, das andere ist sozialistische Ausdrucksweise. Aber auf das kommen wir schon noch. Das heißt: Was waren Sie jetzt wirklich? Waren Sie von der Partei dort? - Von der Partei. Und die Partei hat es gezahlt? (Abg Christian Oxonitsch: Bitte?) Die Partei hat das gezahlt, den Ausflug? (Abg Christian Oxonitsch: Wenn die Fraktion fährt?) Was für eine Fraktion? Die Partei gibt einen Auftrag, dass die sozialistische Fraktion einen Spaziergang macht. Na, das ist ja entsetzlich. Also, wie geht das jetzt? Erzählen Sie mir das. Wer hat Sie delegiert? - Die Partei, haben Sie gesagt. Na, wie sind Sie dort hinkommen als Delegation des Umweltausschusses? (Abg Christian Oxonitsch: Waren Sie schon dort?) Das ist nicht die Frage. Die Frage ist an Sie. Sie waren dort Wasser trinken. Sie sagen, das war eine Delegation des Umweltausschusses. Und auf einmal ist es die Partei gewesen, die Sie hingeschickt hat. Na, ganz schön. Aber das ist ja die Verquickung. 

Also, wir werden eines machen. Es war ein reiner SPÖ-Propagandaausflug, ohne Wissen der Opposition, zum Zweck der Wählertäuschung. Das war es. Zum Zweck der Wählertäuschung. (StRin Karin Landauer: War die Frau Stadträtin auch dabei?) Und wer hat diesen Ausflug bezahlt? - Da werden wir die Frau Stadträtin fragen, wer diese Ausflüge bezahlt. Die Partei beauftragt da offensichtlich wen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Nein, nein, der ist nicht auf dem Foto. Nein. Da ist nur drauf Godwin Schuster, ein Wassertrinker, Zimmermann, bekanntlich Wassertrinker, Kossina selbstverständlich, Hufnagl, Oxonitsch, Bayr, Valentin, Klier. Nein, da kann man niemanden hineinziehen. Die Wassertrinker sind hier versammelt. Die Partei hat sie delegiert, und wir werden natürlich die Frau Stadtrat fragen, wer diesen Parteiausflug gezahlt hat. Das werden wir fragen. Und wenn sie es uns heute nicht sagt, dann werden wir eine Anfrage machen. Wir erwarten eh wieder eine schnoddrige Antwort, so wie die Letzte, die werde ich Ihnen dann vorlesen. Wir erwarten wieder so eine schnoddrige Antwort, ist eh klar. Wien gehört uns, das ist die Partei, aber wir werden schauen, ob Sie nicht auf Steuerkosten da so einen lieben SPÖ-Propagandaausflug gemacht haben.

Und in dem Bericht über den SPÖ-Ausflug - ich nehme an, wie gesagt, das ist auf Kosten der Steuerzahler gewesen - behaupten Sie gleich wieder, und zwar unter dem Titel "Angriff abgewehrt", die Bundesregierung, die ganz böse, verkauft die Seen und das Wasser an profitorientierte Konzerne oder gar ans Ausland. Das Ausland ist ganz was Schlimmes. Auf der einen Seite hetzen Sie immer gegen das Ausland und auf der anderen Seite soll man für die Osterweiterung sein. Das ist schon ein bissel schizophren, meine Herrschaften. Weil die Osterweiterung, das ist schon auch ein Ausland, bitte. Also nicht in dem Blatterl schreiben, ui, da geht es um das böse Ausland, da hetzen wir aufs Ausland, und dann sind wir natürlich für die Osterweiterung auch, aber das ist eben nicht Ausland. Aber, wie gesagt, das ist Ihre Sichtweise.

In Wirklichkeit geht es gar nicht um einen Verkauf der großen Wälder der Bundesforste. Die haben 8 500 Hektar verkauft von insgesamt 4 Millionen Hektar Wald. Das haben sie an die Bauern verkauft zu einer Arrondierung und nicht an das Ausland oder nach irgendwelchen Gruselmärchen sozialistischer Art. Das sind 2,5 Prozent des Gesamtwaldbestands, sagt Frau Sonja Ramskogler. Das hat sie in ihrer letzten Rede behauptet auf Seite 16 des Protokolls. Wenn man aber nachrechnet, dann sind die 8 500 Hektar Wald 0,2 Prozent des gesamten Walds in Österreich und nicht gleich 2,5 Prozent. Also ich muss eines sagen: Mit dem Rechnen hapert es auch noch ein bissel bei den Sozialisten. 

Ich stelle hier nochmals fest: Die Österreichische Bundesregierung hat die österreichischen Seen an die Bundesforste verkauft und nicht ans Ausland und sowohl der Wald wie auch das Wasser werden nicht an irgendwen verscherbelt. Auch wenn Sie das den Leuten noch tausend Mal einreden wollen, es ist einfach falsch. Und Sie wissen, dass es falsch ist. Aber Sie wissen ganz genau, und das ist ja Ihre Taktik: Wenn man Falsches über die Presse nur oft genug verbreitet, es wird schon was hängen bleiben.

Nun zurück zur sozialistischen Reisepolitik. Zum Kaiserbründl sind die Genossen gefahren. (Abg Heinz Hufnagl: Geflogen sind wir!) Was? - Ich trau es Ihnen sogar zu, dass Sie das auch noch machen. Überheblich genug sind Sie ja. Da sind Sie gefahren. Aber eine andere Frage: Zum Kaiserbründl haben Sie uns nicht informiert, muss nicht sein. (Abg Heinz Hufnagl: Wir dürfen doch eine Eigeninitiative setzen ohne Zustimmung des Klubs der Blauen!) Haben Sie das selber bezahlt, die Reise, oder ... (Abg Heinz Hufnagl: Der SPÖ-Klub, falls Sie dem Gehör schenken!) Haben Sie es bezahlt? Meine Frage war: Der SPÖ-Klub ist hingefahren. Haben Sie es auch bezahlt? Ja oder nein? Jetzt können Sie zwischenrufen, laut rufen Sie zwischen. (Abg Heinz Hufnagl: Der Bundes-Klub wird uns eingeladen haben zur Fahrt zum Kaiserbründl!) Na, geben Sie eine Antwort!

Präsident Johann Römer (unterbrechend): Entschuldigen Sie, bitte! Herr Redner, sprechen Sie bitte zum Saal! 

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ja, gut, mache ich gerne! 

Präsident Johann Römer (unterbrechend): Ich bitte alle, von Zwischengesprächen Abstand zu nehmen.

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Mache ich. Auf den Kollegen Hufnagl komme ich dann schon noch mit seinen witzigen Einwürfen. Er traut sich die Antwort ja doch nicht zu sagen. Wir werden die Anfrage ja beantwortet bekommen. (Abg Heinz Hufnagl: Jawohl!)

Und wie war es mit der Studienreise nach Skandinavien, nach Holland und nach Italien? - Wir von der stärksten Oppositionsfraktion wurden nicht informiert, dass es da eine Studienreise gibt. Und da haben wir eine Anfrage gestellt an die Frau Stadträtin, und zwar, wie das war mit der Fact-Finding-Mission zum Biomassekraftwerk. Da kommt eine schnoddrige Antwort zurück: Alle, die sich angemeldet haben, haben mitfahren können. Nur, ich frage Sie, meine Herrschaften: Wie soll sich einer zu einer Studienreise anmelden, wenn er nicht weiß, dass es diese Reise gibt? - Das ist ja, sagen wir, ein bisserl eine eigenartige Möglichkeit, die Opposition von Informationen abzuhalten. Und ich muss Ihnen sagen: Diese Art lehnen wir entschieden ab. Die Opposition ist bei Studienreisen ebenso zu informieren, damit sie die Möglichkeit hat, sich daran zu beteiligen. 

Apropos Informationen. Ich komme jetzt zum Fragenkatalog des GR Hufnagl zum Hearing vom 9. April 2002. Da ging es um die Bestellung eines neuen Umweltanwalts. Und siehe da, einer der Kandidaten hatte die Frage 7 - ich zitiere die Frage: "Wie beurteilen Sie die Installierung eines Antiatombeauftragten der Stadt Wien?" - in einer kleinen, bunten Broschüre schon mit. Ich habe sie jetzt auch. Das heißt, da gibt es eine Frage 7 vom Kollegen Hufnagl, die lautet: "Wie beurteilen Sie die Installierung eines Antiatombeauftragten der Stadt Wien?" Das steht da. Die Kopie können Sie gerne haben. Und einer der Kandidaten hat die Frage schon ausgedruckt bunt mit, das ist erstaunlich, und zwar die Errichtung eines Atomschutzbeauftragten in der Wiener Umweltanwaltschaft. 

Jetzt meine Frage: Bei Fernsehdiskussionen gibt es schon Leute, die haben ein kleines Kofferl mit und da haben sie ihre Sachen drinnen. Und wenn sie was gefragt werden, zeigen sie irgendwas her oder zitieren daraus. Aber eines ist schon komisch: Wenn der so einen Riesenkoffer gehabt hätte, dann hätte er vielleicht auf alle Fragen, die so kommen könnten vom Herrn GR Hufnagl, das Richtige herauszupfen können. Aber aus so einem mickrigen kleinen Kofferl, dass man da zufällig die Frage schon in Form einer kleinen, bunten Broschüre beantworten kann, das ist ein sozialistisches Geheimnis. 

Jetzt ist natürlich klar: Wusste Hufnagl, was in dem kleinen Kofferl drinnen ist? Wusste er das, dass der was zum Verteilen mit hat? - Ich sage: Hufnagl wusste es sicher nicht. Oder ahnte gar der Kandidat, was der Gemeinde Hufnagl so fragen könnte? (Zwischenruf des Abg Heinz Hufnagl.) Bitte? (Abg Heinz Hufnagl: Hufnagl ist keine Gemeinde!) Gemeinderat! Nein, Sie müssen deutlicher hören. Gemeinderat. Ich sage es nicht immer so laut, aber Gemeinderat. Nein, Sie sind nicht die ganze Gemeinde, das geht nicht, nein. 

Also: Wusste der Kandidat, was der GR Hufnagl so fragen könnte? - Sicher auch nicht. Aber wissen Sie, das ist schon ganz, ganz eigenartig, dass der witzige GR Hufnagl gesagt hat: Und die Frage 7, das ist die Heimhörerfrage. Ich habe das mitgeschrieben, Herr GR Hufnagl. Sie haben die Frage 7 als die Heimhörerfrage tituliert. Da ist halt eines passiert: Sie haben zu Hause - Heimhörerfrage - halt unter den Sozialisten so laut gedacht, dass die Sozialisten mitdenken oder miterraten konnten, welche Heimhörerfrage da kommt, und haben sie vorsorglich auf die Heimhörerfrage vorbereitet. 

Aber ich sage Ihnen: Das gehört sich halt nicht. Es gehört sich halt nicht, und zwar gehört es sich deswegen nicht, weil die anderen Kandidaten, die nicht im Hause sind und die nicht so gute Verbindungen haben, die sind ja da bei der Gleichbehandlung wirklich ausgenommen. Es geht nicht, dass die Insider alles erahnen können, weil es so laut durch die Räume raunt, was da gefragt werden könnte, und die anderen sind die Depperten, weil sie nicht im Haus sind oder keine Sozialisten sind. (Abg Johann Driemer: Das ist nicht sachlich!) Das ist Ihnen nicht sachlich genug? Was wollen Sie noch? Hufnagl, Umweltausschuss, was wollen Sie noch haben? Frage 7. Das ist ein Faktum.

Daher mein Resümee: Die Strategische Umweltprüfung ist wie eine Seifenblase zerplatzt. Zwei der Punkte vom SUP sind zerbröselt. Es gibt, wie gesagt, keine Biogasanlage bis zum Jahr 2006 und es gibt auch weiterhin nur den unbehandelten Müll auf der Deponie.

Der Lainzer Tunnel war eine katastrophale Vorgangsweise seitens der SPÖ. Sie haben den Bürger nicht eingebunden, Sie haben die Ängste der Bürger nicht ernst genommen. Erst die Umweltanwaltschaft hat es zusammengebracht, dass dieses Verfahren etwas bürgernäher wurde.

Wasser- und Waldverkauf, das Gespenst, das die SPÖ immer an die Wand malt, ist sozialistische Panikmache. Es ist alles hinten und vorn nicht wahr. 

Die Reisepolitik zum Kaiserbründl war ein SPÖ-Ausflug und die Fahrt oder die Fahrten zu den Biomassekraftwerken nach Skandinavien, Italien und auch Holland fanden ohne die größte Oppositionspartei statt. Das ist eine politische Frechheit. 

Das Hearing, die Frage 7, war ein aufklärungswürdiger Vorgang (Abg Heinz Hufnagl: Werde ich tun!), und der Herr Kollege Hufnagl sollte in Zukunft solche Fragen stellen, dass alle daran Beteiligten gleiche Chancen haben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Hufnagl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren des Wiener Landtags!

Bevor ich mich der eigentlichen Inhaltlichkeit dieses Tagesordnungspunkts zuwende, möchte ich doch auf die etwas grotesk-pittoresken Fragestellungen meines Vorredners eingehen und die alles entscheidende Frage, ob es im Hearing mit korrekten, mit objektiven, mit fairen Prinzipien für alle beteiligten Bewerberinnen und Bewerber zugegangen ist, am Beispiel der von ihm als ominös dargestellten Frage 7 beantworten. 

Die Frage 7 hat gelautet: "Wie beurteilen Sie die Installierung eines Antiatom-beauftragten der Stadt Wien?" - Im Wahrnehmungsbewusstsein des Kollegen Blind ist es einfach unerklärlich und damit aufklärungswürdig, dass jener Mitarbeiter des Hauses, der diese Aufgabenstellung zu seinem ursächlichen Aufgabengebiet wahrzunehmen hat, nämlich der interimistische Leiter der Umweltanwaltschaft, diese Frage nicht nur verbal gut beantworten konnte, sondern auch einfach in der Einschätzung, es könnten aktuelle Themen der Wiener Umweltanwaltschaft Gegenstand des Hearings zur Leitung eben dieser sein, eine schriftliche Unterlage zur Hand hatte. Das ist das ganze Rätsel dabei. Und Herr Dipl Ing Brezansky hat im letzten Umweltausschuss eben diese Installierung eines Atomschutzbeauftragten der Stadt Wien, was die budgetäre Ausstattung und die grundsätzliche Einrichtung einer solchen Position in der Umweltanwaltschaft betrifft, selbst vorgetragen. Er wurde von Ihnen noch mit Zusatzfragen im Umweltausschuss konfrontiert. Ich glaube, dass dann auch die Beschlussfassung der Errichtung einer solchen Position einvernehmlich über die Bühne gegangen ist. Das ist das ganze Mirakel. Da hat es weder eine Bevorteilung noch eine Bevorzugung in irgendeiner Art und Weise gegeben. Da hatte Herr Dipl Ing Brezansky, einfach weil er ursächlich und arbeitsorientiert mit der Frage befasst ist, natürlich besondere Detailkenntnisse. 

Aber die Fragen waren in der Tat so abgehandelt, dass sie für alle internen und externen Kandidaten, soweit sie an der Materie interessiert sind, diese Aufgabe auch wirklich anstreben wollten und auch ein bisschen die Medien der letzten Wochen und Monate verfolgt haben, durchaus gleichwertig zu beantworten waren. Ich werde aber dann in meinen weiteren Ausführungen darauf noch detailliert Bezug nehmen.

Zur Stellungnahme der Österreichischen Volkspartei, die den gestrigen Tag zu einem Anti-Flötzersteig-Tag gemacht hat und gleich mit drei Klubmitgliedern vor die Journalisten getreten ist, würde ich sagen: Die jetzt ultimative Forderung der ÖVP, den Flötzersteig zu schließen, ist der letzte Punkt einer wahrlichen Zickzacklinie, einer Schlangenpolitik in Sachen "thermische Restmüllverwertung in Wien". Und ohne die Aufmerksamkeit des Wiener Landtags über Gebühr zu strapazieren, darf ich nur erinnern: Es gab einmal einen Umweltsprecher der ÖVP, ein durchaus kompetenter und honoriger Abgeordneter dieses Hauses, Dr Johannes Hawlik. In der Zeit, wo die ÖVP verschiedene Großeinrichtungen Wiens einfach abschalten oder während des Baus beenden wollte - die Forderung auf Beendigung des AKH-Baus ist in diese Zeit gefallen -, hat Ulli Hawlik gemeint: Da müssen wir ganz einfach den Flötzersteig einstellen und tut man das nicht, dann ist eine entsprechende Nachrüstung, eine qualifizierte Aufwertung des Flötzersteigs unerlässlich. Mit dieser Forderung hat er sich mit den Ansichten der Sozialdemokratie gedeckt. 

Deswegen haben wir in den Neunzigerjahren sehr, sehr viel Geld in die Hand genommen, es waren 750 Millionen S, die hier in eine Nachrüstung der Filtertechnologie, in den Einbau von Rauchgaswäschen investiert wurden. Und dieses Kapital und die strategische Standortreserve der Fernwärme Wien, was die Verteilung in den westlichen Bezirken betrifft, und die Knotenfunktion des Flötzersteigs, dieses betriebswirtschaftliche Vermögen kann vielleicht eine Oppositionspartei aus einer tagespolitischen Laune heraus für obsolet erklären und die Schließung des Flötzersteigs verlangen. Jedoch die Fernwärme Wien wäre gezwungen, das eins zu eins bei den Tarifen ihrer Abnehmer von Fernwärme und von Heißwasser in Rechnung zu stellen. Und dann kommt wieder die gewandelte ÖVP und sagt: Es trifft eine Lawine von Belastungen diese Stadt. Da hätte man doch vorsorglich den Flötzersteig besser in Funktion lassen sollen, bevor man hier einfach ein existentes und durchaus funktionsfähiges Kraftheizwerk für beendet erklärt.

Es gab dann die Situation, dass plötzlich Klucsarits auf die Idee gekommen ist, dass eine dritte Standortsituation unerlässlich ist und hat uns sogar noch 1998 die jetzt ohnedies angedachte Örtlichkeit in Simmering bei der EBS nahe gelegt und kein Wort in dem Zusammenhang geäußert, dass der Flötzersteig plötzlich entbehrlich wäre und abgeschaltet werden soll.

Aber Gerstl kam mit Müh und Not in ein Grundmandat. Gerstl muss für seinen 14. Bezirk populistisch irgendwas tun und deswegen hat er halt den Umweltsprecher der ÖVP bei der Hand genommen und im Landtmann schlicht Unmögliches, weil Widersinniges, verlangt. 

Soweit der vorläufige Endpunkt des Müllzickzacks der Österreichischen Volkspartei. 

Als kleines Schmankerl dazu sei noch erwähnt, dass der Parteiobmann der sehr, sehr kleinen Simmeringer ÖVP, ein Herr Prochazka, mit "z" geschrieben, im Gegensatz zum ehemaligen Klubobmann, wiederum sagt: Also, Simmering kommt überhaupt nicht in Frage. - Wahrscheinlich werden wir einen 24. Bezirk in Wien schaffen müssen, damit auch weiterhin die thermische Restmüllverwertung nach der Sicht der Volkspartei eine Zukunft besitzt.

Nun zum Bericht der Umweltanwaltschaft. Ich denke, meine insgesamt sechs Vorredner haben hier bereits sehr ausführlich die ganze Vielzahl von Aktivitäten, von selbstinitiierten Projekten und von mitgestalteten Aktivitäten der Umweltanwaltschaft beleuchtet. 

Ich stehe nicht an, hier ergänzend zu sagen: Auch für mich als Vorsitzenden des Umweltausschusses ist die partnerschaftliche und kollegiale Zusammenarbeit mit der Umweltanwaltschaft stets eine sehr, sehr angenehme und von gegenseitiger Wertschätzung getragene gewesen. In einer Vielzahl von Initiativen, begonnen von der Strategischen Umweltprüfung Wiener Abfallwirtschaft über die zu Recht aufgezeigte Problematik bei den GSM-Magnetfeldern und deren noch immer nicht geklärte Auswirkung auf die gesundheitliche Befindlichkeit der Menschen bis hin zum Ökokauf, zum Umweltmanagement für Amtsgebäude und sonstige Einrichtungen der Stadt Wien, besser bekannt unter dem markanten Begriff PUMA, und zur Frage, wie man Handys und vor allem Althandys ökologisch sinnvoll behandeln und entsorgen kann, ist der breite Bogen der Aktivitäten der Umweltanwaltschaft zum Ausdruck gekommen. 

Besonderer Dank in dem Sinn nicht nur der jetzt in die Leitung der MA 22 gewechselten Frau Ing Dr Büchl-Krammerstätter, sondern auch ihrer früheren Stellvertreterin, der Frau Dr Fohler-Norek, und dem Herrn Dipl Ing Brezansky, die wirklich guten Teamgeist für die übrigen Mitarbeiter ihrer Crew, aber auch eine kollegiale und faire Zusammenarbeit mit den politisch Verantwortlichen der Stadt, unter steter Beachtung ihrer Weisungsfreiheit und ihrer Unabhängigkeit, zum Ausdruck gebracht haben.

Aber aus aktuellem Anlass und weil es auch vom Kollegen Maresch in einer breiteren Form heute thematisiert wurde, möchte ich doch den Wiener Landtag ganzheitlich - 15 Mitglieder waren ja über den Umweltausschuss bereits entstehungsgeschichtlich befasst damit - mit der Neubestellung der Leitung dieser Wiener Einrichtung vertraut machen. 

Durch den Wechsel von Frau Dr Büchl-Krammerstätter in die Leitung der Umweltschutzabteilung ist ihre frühere Position vakant geworden und im Sinne des Gesetzes zum Schutz der Wiener Umwelt war eine formgerechte Ausschreibung durch die Magistratsdirektion vorzunehmen. Diese ist zeitgerecht noch vergangenes Jahr über die Bühne gegangen und 16 honorable Persönlichkeiten mit beachtlichen Lebensläufen und guten Kompetenzen haben sich bereit erklärt, sich einem Kandidatenhearing zu stellen. Dieses Hearing wurde in einem sehr fairen zeitlichen Vorlauf von sechs Wochen dann auch vom Büro der Frau StRin Kossina eingeladen und schlussendlich sind 14 Kandidatinnen und Kandidaten auch der Einladung zum Hearing gefolgt, das dann am 9. April ab 8.00 Uhr Früh mit etwa 20‑minütigem Rhythmus für alle anzuhörenden Damen und Herren über die Bühne gegangen ist. Ich habe Ihnen das Procedere jetzt etwas detaillierter berichtet, weil die weitere Vorgangsweise dann von zwei Oppositionsparteien in bezeichnender Form in Medienkommentaren interpretiert wurde, und ich glaube, diese Stellungnahmen der Volkspartei und der GRÜNEN, um die es geht, verdienen es, in das Licht dieser heutigen Landtagssitzung gehoben zu werden. 

Nach dem Abschluss des Hearings, das immerhin fünfeinhalb Stunden in Anspruch genommen hat, gab es eine kurze Unterbrechung, um den Fraktionen Beratungen und Konsultationen zu ermöglichen. Schließlich gab es bei den GRÜNEN zwei Stunden nach Hearingbeginn einen fliegenden Wechsel von der Frau Dr Pilz zum Herrn Maresch, und bei der Volkspartei ist überhaupt der Kollege Parzer lange Zeit ein Einzelkämpfer gewesen, bis ich ihn ermutigt habe, sich doch im Sinne der Geschäftsordnung von Ausschüssen des Wiener Landtags und Gemeinderats auch der Hilfe eines Ersatzmannes für den unentschuldigt gebliebenen Kollegen Klucsarits zu bedienen. 

Nachdem also die Fraktionen und die fliegenden Wechsel bei den Oppositionsparteien ausreichend Möglichkeit zur Abstimmung hatten, traf man sich erneut, hat man in einem Wahlvorgang mit normierten Stimmzetteln geheim abgestimmt, wobei jede Dame, jeder Herr des Umweltausschusses bis zu drei Stimmmöglichkeiten hatte, im Sinne eines zu erstellenden Dreiervorschlags. Das Ergebnis war sodann ein durchaus eindeutiges. Die drei Bestgereihten haben 12, 9 und 7 Stimmen erreicht und das wurde sofort in ein Protokoll aller vier anwesenden Landtagsparteien auch entsprechend zu Buche gebracht. 

Nun kamen Reaktionen, die seltsam sind und die sicherlich auch nicht, was die Wortmeldung des Kollegen Maresch betrifft, ohne entsprechende Reflexion bleiben können. Die GRÜNEN haben sich eines Interviews bei der Zeitung "Kurier" bedient und das lautet: "GRÜNE kritisieren Vorschlag. Wie befürchtet, hat die SPÖ ganz trocken drei ihr nahe stehende Kandidaten durchgesetzt, ärgerte sich Rüdiger Maresch, Umweltsprecher der GRÜNEN. Der ganze Vorgang war in wenigen Minuten erledigt." - Vermutlich ist er durch den Umstand, dass er zwei Stunden zu spät gekommen ist, ein bissel in seinem zeitlichen Wahrnehmungsvermögen gestört worden, denn fünfeinhalb Stunden Hearing und 20 Minuten Fraktionsberatungen als "wenige Minuten" zu interpretieren, würde, glaube ich, eine Frage vielleicht des Ohrenarztes oder des Uhrmachers nach sich ziehen. 

Jedenfalls, und das meine ich jetzt ernsthaft, Kollege Maresch: Nicht die SPÖ hat in einem willkürlichen Verfahren drei Kandidaten durchgesetzt, sondern die mit Abstand besten Drei aus dem Hearing heraus haben die Mehrheit der Ausschussmitglieder und dabei sogar teilweise Oppositionsabgeordnete überzeugen können. Das ins Stammbuch der GRÜNEN zum Thema "Bestellung der Wiener Umweltanwaltschaft". Und Ihr Versuch, nach dem Motto, ein Abgeordneter majorisiert 14 andere, und wenn das nicht passiert, was der eine sich vorstellt, dann ist das ganze Verfahren verwerflich, ist an und für sich zurückzuweisen und demokratiepolitisch äußerst bedenklich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ungewöhnlich für ihn, aber noch ein Quäntchen deftiger fiel die Presseaussendung des ÖVP-Umweltsprechers aus. Kollege Klucsarits meint hier: "Rote Dampfwalze trifft wieder parteipolitische Parteientscheidungen. Beim gestrigen Hearing für die Bestellung des Umweltanwalts der Stadt Wien wurde einmal wieder die rote Personaldampfwalze in Gang gesetzt. Die sozialistische Mehrheit im Rathaus wurde prompt dazu missbraucht, um die verhinderte Wunschkandidatin der SPÖ vom letzten Wahlgang im Jahr 1998 diesmal durchzudrücken." 

Nun, Kollege Klucsarits: Ich halte dem Herrn Kommerzialrat zugute, dass er vielleicht momentan als Mitglied der Wahlvorschlagskommission der Wiener ÖVP in dem heißen Marsch durch die Wüste Richtung Oase "Neuer Wiener ÖVP-Obmann" eine Art Fata Morgana in Form einer roten Dampfwalze gehabt hat. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Fakt ist aber, inakzeptabel ist aber, und das ist durchaus ernsthaft gemeint, dem ganzen Hearing unentschuldigt, bis auf zwei Handytelefonate mit dem Fraktionskollegen Parzer fernzubleiben, damit auch nicht den fulminanten Auftritt und die überzeugende Leistung der Kandidatin Schnattinger zu erleben, aber danach diesen versäumten Auftritt der Kollegin OMRin Dr Schnattinger in den Medien, die sich wirklich als eine souveräne Kandidatin präsentiert hat, als vereinnahmte Machtmissbrauchsdemonstration einer sich unbändig gebärdenden sozialistischen Mehrheit darzustellen. Das ist schäbig, Kollege Klucsarits, und wirft ein bezeichnendes Licht auf die Befindlichkeit der Wiener ÖVP, aber leider Gottes auch ihres derzeit nicht sehr seriös agierenden Umweltsprechers. (Beifall bei der SPÖ.)

Den Vogel allerdings mit elf Tagen Verspätung hat die Zeitung mit dem großen Format abgeschossen. Da heißt es unter der "Rathausgeflüster"-Kolumne: "Verzweifelte Suche nach Wiener Holding-Chef." - Da wird sehr spekulativ zuerst überlegt, warum ein Podkowicz eigentlich nicht mehr und Brauner nicht wirklich wollend die Nachfolge vom GenDior Stadler antritt. Dann kommt man aber zu den vorliegenden Fakten des vollzogenen Hearings der Umweltanwaltschaft, und da schreibt der Herr Redakteur: "Leichter tut sich die SPÖ bei der Personenauswahl für die Neubesetzung der Wiener Umweltanwaltschaft. Zu einem Hearing im Ausschuss waren insgesamt 16 Personen geladen. Die mussten, eher ungewöhnlich für ein Hearing, 12 Wissensfragen beantworten."

Das ist einmal die erste falsche Information. Erstens, es waren 10 Fragen, wie auch schon von Oppositionsrednern hier betont wurde, und es waren beileibe nicht nur Wissensfragen, sondern da ging es auch darum, inwieweit die Kandidaten bereits Führungsverantwortung ausgeübt haben, wo sie Konfliktmanagementqualitäten bewiesen haben, wie ihre Einschätzung der Rolle der Umweltanwaltschaft schlechthin ausschaut, und schlussendlich hatten sie in der letzten Frage die Möglichkeit, wenn Sie so wollen, ihr Ceterum censeo, ihre Philosophie, wenn sie mit der Führung beauftragt werden, auszudrücken, mit der Frage: "Welche Schwerpunkte würden Sie setzen, sollten Sie die Leitung der Wiener Umweltanwaltschaft übertragen bekommen?" 

Aber es kommt noch viel prekärer: "Am Ende blieben drei Kandidaten, auf die sich der Ausschuss einigte, in dem 9 Vertreter der SPÖ, 3 der FPÖ, 2 der ÖVP und 1 Mandatar der GRÜNEN vertreten sind." Das stimmt ausnahmsweise. 

"Die Erstgereihte erhielt 12 Stimmen, SPÖ und dem Vernehmen nach FPÖ." 

Nun muss ich Ihnen sagen, meine Damen und Herren: Die Abstimmung war erstens natürlich geheim und zweitens hat auch das Ergebnis gezeigt, dass es durchaus fraktionsübergreifend hier unterschiedliche Mehrheiten gegeben hat, und nicht alle Abgeordneten haben bis zu 3 Stimmen auch tatsächlich wahrgenommen, sonst wären nicht 42, sondern 45, nämlich 3 mal 15, abgegeben worden. Woher also dieses Vernehmen kommt bezüglich der 3 Stimmen, die die Kollegin Schnattinger über die theoretischen 9 SPÖ-Stimmen zusätzlich bekommen hat, weiß ich nicht. Offensichtlich war es nicht der Pferdeeinflüsterer, sondern ein Oppositioneller, der hier gewirkt hat. 

Und jetzt kommt es dann ganz falsch: "... die Zweitgereihte 7." Die Zweitgereihte war blödsinnigerweise männlich und hat 9 Stimmen bekommen. Und der Drittgereihte hat nicht 6 gekriegt, sondern war weiblich und hat 7 bekommen. 

Ich kann also dem Kollegen Rief, der auch in seiner Kritik an der Kommunalpolitik nicht allzu zaghaft und zögerlich ist, den guten Rat geben, sich hier nicht einer Ghostwriter-Aktivität hinzugeben, sondern vom 9. bis zum 20. April eine seriöse Eigenrecherche zu setzen; dann kann man wenigstens das Abstimmungsergebnis tatsachengerecht und richtig wiedergeben. 

Aber sei’s drum, meine Damen und Herren, Faktum ist, und das darf ich hier namens der Sozialdemokratischen Fraktion verkünden: Wir werden auch der Umweltanwaltschaft unter neuer Federführung mit Respekt und Anerkennung entgegentreten, die Hand zur Zusammenarbeit ausstrecken und das, was für den gesamten Wiener Landtag und auch die Wiener Landesregierung gilt, selbstverständlich beherzigen. Oberstes Gebot ist die Unabhängigkeit und die Weisungsfreiheit der Umweltanwaltschaft. So haben wir es bisher gehalten und so werden wir es auch künftighin tun. 

Ich danke dem Auditorium für die geschätzte Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als nächster Redner ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, danke schön. 

Kollege Hufnagl, ich glaube, du weißt es. Ich habe dich bisher immer sehr hoch geschätzt. Ich bewundere, wie du den Vorsitz im Umweltausschuss führst, umsichtig und mit sehr großem Engagement. 

Was du heute hier gesagt hast, stimmt nicht. Ich war entschuldigt. Ich war entschuldigt in einer ganz persönlichen Angelegenheit, die mich äußerst getroffen hat. Aber das hat da nichts zu tun. Das hat mich sehr getroffen. Und ich habe geglaubt, ich werde kommen können. Dramatischerweise konnte ich nicht kommen. Ich war dauernd in Verbindung mit dem Kollegen Parzer. Und erst dadurch ist dann der Kollege Fuchs für mich gekommen. - Das war nicht gut von dir. 

Ich hoffe, dass auch alles andere, was du noch über mich da jetzt gesagt hast, so nicht zutrifft, weil das eine hat mit dem anderen überhaupt nichts zu tun. Das wollte ich nur klarstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Ich erteile nun dem Vertreter der Wiener Umweltanwaltschaft, Herrn Dipl Ing Alfred Brezansky, das Wort. 

Vertreter der Wiener Umweltanwaltschaft - Dipl Ing Alfred Brezansky: Sehr geehrte Frau Umweltstadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir einige Worte auch zu unserem Umweltbericht. Ich denke, unser Tätigkeitsbericht ist ein eindrucksvoller Beweis der Leistung des kleinen Expertenteams der Wiener Umweltanwaltschaft, und ich bin auch stolz darauf, Ihnen diesen vorgelegt zu haben. Ich danke Ihnen für die positive Aufnahme, und dies vor allem auch in Vertretung der ehemaligen Leiterin der Wiener Umweltanwaltschaft, Frau Dr Büchl-Krammerstätter, in deren Amtszeit dieser Bericht auch fällt. 

Ich möchte jedenfalls auch allen danken für die größtenteils sehr kooperative, gute und meistens sehr sachliche Zusammenarbeit.

Ich bin auch sehr froh darüber, dass unsere Arbeit als unabhängige und weisungsfreie Einrichtung des Landes Wien, ohne jegliche Versuche von Interventionen und Einflussnahmen auf unsere Tätigkeit, passiert ist und wir diese ausüben konnten, was unsere Arbeit auch sehr erleichtert hat. Ich denke, das ist auch ein Beweis einer demokratiepolitischen, reifen Einstellung einer unabhängigen Einrichtung gegenüber, die heutzutage vielleicht nicht mehr ganz so selbstverständlich ist, und ich wünsche mir, dass das auch zukünftig so bleibt. 

Allerdings haben wir auch immer wieder feststellen müssen, dass im Umweltbereich Dinge sehr oft eindimensional, vereinfacht, polarisierend dargestellt werden, auch in der politischen Diskussion und in den Medien. Und gerade das ist uns immer ein wichtiges Anliegen gewesen, in unserer Arbeit keine Schwarzmalerei zu betreiben, sondern auch auf diese komplexen Zusammenhänge der Dinge im Umweltbereich hinzuweisen und diese in sachlichen Diskussionen darzustellen. 

Und damit bin ich auch schon bei unserer Rolle als Vermittler zwischen Bürger, NGOs, Behörden und Politiker, die uns besonders wichtig ist und die immer mehr einen Schwerpunkt unserer Arbeit darstellt. Das zeigt sich auch ganz deutlich in unserem Tätigkeitsbericht, indem die Instrumente des Konfliktmanagements im Umweltbereich von uns sehr unterstützt und eingesetzt werden und auch initiiert werden. Ich weise hier nur eben auf unseren Beitrag im Rahmen der Agenda 21 hin, auf unsere Bemühungen im Bereich der Umweltmediation und der Strategischen Umweltprüfung. 

Auch durch die oft frühzeitige Einbindung der Umweltanwaltschaft bei konfliktträchtigen Themen und Fällen ist es uns meist gelungen, kritische Punkte schon im Vorfeld abzuklären und gemeinsam gute Lösungen und Konsens zu erarbeiten. Dadurch war es auch nachfolgend die Ausnahme, dass wir die Mittel der Berufungen und Beschwerdeerhebungen ergreifen mussten. 

Wenn Sie mir jetzt noch einen kurzen Ausblick erlauben. Ich denke, der Einrichtung einer Umweltanwaltschaft, die so derzeit einzigartig in Europa ist und um die wir bereits von vielen Seiten beneidet werden, kommt auch zukünftig im Rahmen der EU-Gesetzgebung und in Folge der Bundesgesetzgebung bei umweltrelevanten Gesetzen eine immer größere Bedeutung und auch Verantwortung als Vertreter der Bürger, sozusagen als qualifizierte Öffentlichkeit, zu. Im Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz wurde unsere Parteienstellung gestärkt - leider auch auf Kosten der Parteienstellung der Bürger. Umso mehr ist hier unsere Verantwortung gegeben. Im Bundes-Abfallwirtschaftsgesetz haben wir eine Parteienstellung dazubekommen.

Auch im Rahmen der Umsetzung der Strategischen Umweltprüfungsrichtlinie der EU, die wir in den nächsten zwei, drei Jahren durchführen müssen, stellt sich immer wieder die Frage: Wie bezieht man die Öffentlichkeit im Bereich von solchen Verfahren, die oft auf einer noch übergeordneten planerischen Ebene durchgeführt werden, wo oft noch nicht wirklich die persönliche Betroffenheit der Bürger für die Bürger selbst sichtbar ist, wie bezieht man hier die Öffentlichkeit ein? - Und ich denke, da bietet sich eine Einrichtung wie die Umweltanwaltschaft als ideale Institution an, diese Vertreterrolle als qualifizierte Öffentlichkeit wahrzunehmen. 

Und abschließend noch eine kurze Anmerkung. Ich schließe mich hier auch ganz der Meinung unserer ehemaligen Leiterin der Wiener Umweltanwaltschaft an, dass Umweltbewusstsein zwar schon zu einem großen Teil in den Köpfen der Menschen ist, aber das Problem ist es, dies auch in die Herzen zu bringen. Und das, meine ich, gelingt uns nicht durch Polarisieren, sondern einfach durch Beispielwirkung, dadurch, dass man den Meinungen und Ansichten auch der anderen Verständnis entgegenbringt, ihnen zuhört und auch dem anderen mit Wertschätzung gegenübertritt. 

Nur das, so denke ich, kann die Basis für einen vernünftigen Umgang bei Konflikten sein und nur das kann auch die Grundlage für eine erfolgreiche Überzeugungsarbeit sein. 

Schließlich möchte ich noch mit dem letzten Satz aus unserem Tätigkeitsbericht enden, der da heißt: "Der respektvolle Umgang mit anderen Lebewesen manifestiert sich unserer Ansicht nach bereits im Kleinen, ist aber die gemeinsame Wurzel für Menschen, Tier und Umweltschutz." 

Ich danke Ihnen recht herzlich. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Römer: Danke Herr Diplom-Ingenieur! - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Brezansky!

Ich möchte mein Schlusswort dahin gehend nützen, Ihnen und der Wiener Umweltanwaltschaft für die Hilfe und für die Unterstützung in der Wiener Umweltpolitik wiederum meinen Dank auszusprechen. Ich sage es hier, weil dieser Bericht, der mir hier vorliegt, anzeigt, dass neue Themen anfallen. Sie haben es angesprochen: Die Parteistellung im Abfallwirtschaftgesetz. Das sind die neuen Möglichkeiten, die die Umweltanwaltschaft nunmehr hat, nämlich auch im AWG-Verfahren, auch im wichtigen abfallwirtschaftlichen Verfahren Parteistellung zu haben. 

Neue Themen kommen auf uns im Bereich der Strategischen Umweltprüfung zu. Bürgerbeteiligung ist gefragt. Das sind alle diese neuen Bereiche. 

Die neue Leitung - dafür möchte ich mich beim Herrn Vorsitzenden des Umweltausschusses recht herzlich bedanken - wird in den nächsten Wochen beschlossen werden. Ich möchte mich beim Herrn Vorsitzenden für das perfekt abgeführte Hearing bedanken. Für die besten Kandidaten liegen drei Vorschläge vor. Die Entscheidung wird in den nächsten Wochen fallen. Ich gehe davon aus, dass die Wiener Umweltanwaltschaft weisungsfrei ist, unabhängig ist. Das schreibt das Gesetz vor. Eine neue Leitung wird diese Vorgabe, weisungsfrei und unabhängig zu sein, perfekt wahrnehmen. 

Ich bin mir auch sicher, dass für uns im Bereich der Abfallvermeidung hier Unterstützung gegeben sein wird, ein Pfandsystem auf Bundesebene durchzusetzen und dass hier Mitarbeit gegeben sein wird, um weiterhin bei der Mediation Flughafen erfolgreich mitzuarbeiten. 

Öko-Kauf, auch das liegt mir am Herzen. Ich möge nur entgegnen, die Budgetmittel sind für Öko-Kauf selbstverständlich vorhanden, wenn auch nicht bei der MA 22, so wie es bisher war.

Auch die Handy-Entsorgung ist ein Projekt, das wir gemeinsam mit der Wiener Umweltanwaltschaft, gemeinsam mit der MA 48 durchführen werden. 

Daher herzlichen Dank an die Wiener Umweltanwaltschaft. Herzlichen Dank an die erfolgreiche Abwicklung des Hearings. 

Ich ersuche den Wiener Landtag, den Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Wiener Umweltanwaltschaft zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Wiener Umweltanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig beschlossen.

Es liegen drei Beschlussanträge vor. 

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN, betreffend Vogelschutz, eingebracht worden und in formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit.

Der zweite Antrag, ebenfalls von den GRÜNEN, betrifft eine gentechnikfreie Zone Wien. Hier wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist ebenfalls abgelehnt.

Der dritte Antrag ist von den Abgen Bayr und Hufnagl von der SPÖ eingebracht worden. Er betrifft die Novellierung des Wiener Naturschutzgesetzes. In formeller Hinsicht wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig angenommen.

Postnummer 2 (00843/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landwirtschaftskammergesetz geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landwirtschaftskammergesetz geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Klucsarits. Ich erteile es ihm. - Bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich weiß, dass das Thema Landwirtschaft hier in diesem Haus immer sehr einhellig behandelt wird und bei allen Debatten zeigt sich ja, dass Einstimmigkeit herrscht. Ich glaube, gerade unsere Wiener Landwirtschaft verdient sich diese Einhelligkeit und verdient sich diese Unterstützung, weil unsere Bauern Gärtner sind, die Landschaftserhalter schlechthin. Sie sind diejenigen, die unseren Grüngürtel sichern, die unsere Lebensqualität sichern, indem sie hervorragende Lebensmittel herstellen. Und nicht zuletzt, was manchmal ein wenig untergeht, sichern sie in Wien auch den Fremdenverkehr. 

Laut letzter Statistik kommen 67 Prozent aller Wien-Besucher nicht nur wegen dem Heurigen, aber sie besuchen den Heurigen. Ich glaube, auch wir alle gehen sehr gerne zu unseren Wiener Heurigen und verkosten ihre Produkte. 

Aber unsere Bauern brauchen auch eine Hilfe zur Selbsthilfe. Daher möchte ich sagen, dass gerade dieses Gesetz, das heute hier beschlossen wird, für unsere Landwirte sehr wichtig ist.

Eines muss man auch hier sagen, dass wir es in der Koalitionsregierung waren, die - und es war damals nicht ganz einfach, sich gegen unseren Koalitionspartner durchzusetzen - ein zeitgemäßes Landwirtschaftsgesetz durchgesetzt haben. Wien war das einzige Bundesland in Österreich, das dieses Gesetz nicht hatte. Es ist uns gelungen, dieses Gesetz durchzubringen und auf das sind wir sehr, sehr stolz. 

Wir sind auch stolz darauf, was ja gar nicht so bekannt ist, dass Wien die größte Agrargemeinde Österreichs ist. 300 Bauern in Wien erzeugen mehr Brotgetreide als die Bundesländer Tirol, Vorarlberg und Kärnten zusammen. Ich glaube, auch das ist eine ganz, ganz große Leistung unserer Landwirte. (Beifall bei der ÖVP.)
5 000 Menschen sind in der Wiener Landwirtschaft direkt beschäftigt. 5 000 Arbeitsplätze gibt es indirekt in unserer Landwirtschaft. Auch hier zeigt sich, dass Bauern, wie es immer so heißt, nicht nur jammern, sondern dass Bauern sehr wohl etwas für die Allgemeinheit tun. 

Da gehört auch diese Aktion dazu, die unsere Bauern gemeinsam mit der MA 22 ins Leben gerufen haben, wo die Öko-Reststreifen - das sind die Streifen, die zwischen den Ackerflächen übrig bleiben - neu belebt werden, weil in diesen grünen Zungen ja sehr viele Tiere und sehr viele Pflanzen ihren Lebensraum haben. Auch hier zeigt sich, wie konstruktiv unsere Bauern sind.

Unsere Bauern gehen aber auch wirtschaftlich neue Wege. Sei es durch die Direktvermarktung, die sehr, sehr gut ankommt, oder sei es durch die Biomasse für Heizzwecke. Gerade hier haben wir eine erneuerbare Energie, die sehr gut ankommt, und die der Umwelt gut tut. Egal, ob es Holz ist oder Stroh ist, die Bauern wissen, dass sie hier am richtigen Weg sind. 

Die Bauern sichern auch die Lebensqualität der Wiener, indem sie hier in Wien sehr, sehr gute Lebensmittel, sehr gute, gesunde Gemüsesorten erzeugen. Daher ist dieses Gesetz so wichtig und deshalb brauchen sie nicht nur unsere Hochachtung, sondern brauchen auch unsere Unterstützung.

Wir stimmen diesem Gesetz gerne zu. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Zimmermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich werde jetzt versuchen, doch ein bisschen auch zu dem Gesetz zu reden, das wir heute zu beschließen haben. 

Die gegenständliche Gesetzesnovelle hat als Schwerpunkt folgende Themenbereiche zum Inhalt: 

Zum Ersten die Erweiterung des Personenkreises der Kammerzugehörigkeit und damit auch verbunden die Wahlberechtigung für die Vollversammlung der Landwirtschaftskammer. 

Zum Zweiten die Vereinfachung des Wahlverfahrens vor allem für die Vollversammlung der Landwirtschaftskammer. 

Alle Fraktionen, meine sehr verehrten Damen und Herren, waren sich darüber einig, das Wahlgesetz zu verabschieden und ein neues zu installieren, das besondere Inhalte hat, auf die ich gern ein bisschen eingehen möchte. Wenn ich sage alle Fraktionen, so sind die GRÜNEN in der Landwirtschaftskammer nicht vertreten und konnten in diesem Fall nichts dazu beitragen. 

Auf Grund eines Wunsches der Landwirtschaftskammer und der dortigen Fraktionen sollen zwecks demokratiepolitischer Aufwertungen der Interessenvertretung in der Wiener Landwirtschaft zukünftig auch Familienangehörige und allenfalls auch Pensionisten per Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen, die ja vorgeschrieben sind, als Kammerzugehörige gelten. Der Begriff der Kammerzugehörigkeit, um das ein bisschen zu erläutern, war bislang - von einer Ausnahme abgesehen, und zwar wenn man eine Steuernummer gehabt hat - nur auf eine kammerzugehörige Person pro Betrieb ausgerichtet. Die Struktur entspricht jedoch nicht mehr den heutigen Anforderungen in einem komplexen und sich ständig veränderndem Umfeld. Die beabsichtigte Ausweitung des Personenkreises der Kammerzugehörigkeit erscheint daher geboten, um das Zusammengehörigkeitsgefühl und auch die Bereitschaft, im Bereich der Land- und Forstwirtschaft auch weiterhin tätig zu sein, zu stärken. 

Durch die Einbeziehung der mitarbeitenden Familienangehörigen soll weiter sichergestellt werden, dass alle Personen, die in einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb hauptsächlich hauptberuflich tätig sind, auch die Zusammensetzung ihrer Berufsvertretung mitentscheiden können. Die Erweiterung des Personenkreises der Kammerzugehörigkeit vor allem jetzt bei den Wahlen, findet auch in einer Änderung des Wahlverfahrens ihren Niederschlag. Die bisher praktizierte kostenintensive Form der Erfassung der Wahlberechtigten zum Beispiel durch Wähleranlageblätter soll daher entfallen. Stattdessen hat die Landwirtschaftskammer ein Mitgliederverzeichnis zu führen, auf Grund dessen die Eintragung in das Wählerverzeichnis vorzunehmen ist. Diese Maßnahme wird einerseits eine Vereinfachung des Wahlverfahrens und andererseits auch eine Reduzierung der in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten mit sich bringen. 

Ich denke, meine sehr verehrten Damen und Herren - und die meisten von Ihnen wissen das ja -, dass die Landwirtschaft in Wien und da besonders die Gärtner schwierigen Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt sind. Die vorliegende Gesetzesnovelle soll dazu beitragen, die Motivation, in der Landwirtschaft zu arbeiten, zu heben. 

Ich danke Ihnen. Ich darf auch mitteilen, dass meine Fraktion diesem Antrag sehr gerne zustimmen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Wir werden natürlich diesem Landwirtschaftsgesetz zustimmen, aber wir kritisieren bei der Wiener Stadtlandwirtschaft noch immer, und das hat sich bis dato nicht geändert, dass letztendlich die ÖVP Landwirtschaftspolitik in Wien betreibt. ÖVP heißt für mich Landwirtschaftskammer. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Was ist daran schlecht?) Was daran schlecht ist? - Das kann ich Ihnen gleich sagen. 

Daran ist schlecht, dass sich die Landwirtschaftspolitik in Wien im Grunde genommen überhaupt nicht von der österreichischen Landwirtschaftspolitik unterscheidet, und die wird meiner Meinung nach auch von der ÖVP gemacht, das heißt ... (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Auch nicht schlecht!) Ja, auch nicht schlecht! Kommt schon, kommt schon, kommt schon! In Wien gibt’s bis dato nur acht Biobauern und alle anderen sind konventionell. Es ist so, dass bei den Ölpoolförderungen, die wie eine Gießkanne über alle Bauernlandwirtschaften drübergestreut werden, es noch immer so ist, dass derjenige, der die Gegend etwas mehr verdreckt als der andere, auch mehr bezahlt bekommt. Ich habe Ihnen letztes Mal vorgelesen, dass man in Wien sogar eine Förderung bekommt, wenn man Welkemittel auf Äckern ausbringt, wo darunter Grundwasserströme laufen, die dann zum Beispiel in der Lobau herausgepumpt werden, um das Trinkwasser zu verstärken. Genau das macht Ihre Landwirtschaftskammer, dass sie genau solche Umweltschweinereien weiterhin fördert! - Danke schön. (Abg Rudolf Klucsarits: Bitte schön! - StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Bitte schön!)
Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. - Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Postnummer 3 (01111/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz geändert wird. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herzlichen Dank, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz. Ich bin jetzt seit einem Jahr in diesem Landtag Abgeordnete und das Tierschutzgesetz ist eines der Gesetze, das wir hier eigentlich am häufigsten behandelt haben, denn immer wieder alle zwei Monate, würde ich schätzen, wird uns eine Novellierung dieses Gesetzes vorgelegt. 

Jetzt ist diese Änderung in diesem Gesetz natürlich sehr sinnvoll und wir werden dieser Novellierung auch zustimmen, denn natürlich sprechen sich die GRÜNEN gegen das Quälen von Tieren mit elektrisierenden Zuchtgeräten oder auch durch die Stachelhalsbänder aus. Das ist keine Frage. Wir werden dem zustimmen. Nur die Vorgangsweise bezüglich des Tierschutzgesetzes sollte doch wirklich einmal angeschaut werden, denn ist es sinnvoll, ein Gesetz immer wieder wegen Neuigkeiten, Kleinigkeiten oder auch Nicht-Kleinigkeiten zu novellieren, wenn doch ein Gesamtentwurf vielleicht klüger und auch zeitsparender wäre? 

Jetzt sind wir ja gespannt, denn für morgen wurde zu einem so genannten Hundegipfel eingeladen. Das wurde intelligenterweise am Tage einer Gemeinderatssitzung um 14 Uhr angesetzt, was mir die Teilnahme nicht ermöglicht, weil ich da die Schriftführung habe und somit auch nicht teilnehmen kann. Ich weiß nicht, ob die anderen Mitglieder der Parteien dort teilnehmen können, weil ja eigentlich die Anwesenheit hier im Gemeinderat vorgesehen wäre. Trotzdem gibt es jetzt diesen Hundegipfel, sinnvoll, klug, gescheit, und es ist abzusehen, dass es dann vielleicht bezüglich Chippung - wie wir schon beim letzten Mal davon geredet haben - wieder eine Novellierung geben wird und dann vielleicht auch bezüglich des Hundeführerscheins. 

Ich glaube, dass die Vorgangsweise, mit Gesetzen so umzugehen - zitzerlweise, scheibchenweise immer wieder etwas zu ändern -, nicht sinnvoll ist und würde bitten, bei der nächsten Novellierung, wenn es noch einmal eine gibt, was ich sehr hoffe, die Verchippung und den Hundeführerschein gemeinsam zu behandeln und nicht wieder in zwei Einzelanträgen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm 

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Frau Kollegin, ich gebe Ihnen in jeder Beziehung bei dem, was Sie gesagt haben, voll Recht. Ich kann Ihre Wortmeldung total unterstützen, auch das mit dem Hundegipfel. Sie haben vollkommen Recht. Wie soll das Ganze funktionieren, wenn man hier im Plenum sein soll und irgendwo findet dann ein Hundegipfel statt? - Ich glaube, das war nicht ganz gescheit gemacht. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Alois Mayer: Statt Buffet!) Bitte? (Abg Dr Alois Mayer: Statt Buffet!)
Aber eines möchte ich auch noch sagen. Es kommt ja heute bei der Behandlung fast so etwas wie Feiertagsstimmung auf. Es ist nämlich das dritte Mal innerhalb von 14 Monaten, dass wir zum selben Gesetz einen Beschluss machen! Und es ist ja dazu auch ganz sicher nicht der Letzte. Also, das ist schon ein bisschen eine gute Sache und es heißt wahrscheinlich: Gut Ding braucht seine Weile. Aber, meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, mit dieser Vorgangsweise können wir ganz einfach nicht einverstanden sein! (Beifall bei der ÖVP.)  

Dass wir hier in unserer Stadt dringend Lösungsvorschriften für die Hundekotverschmutzung brauchen, das, glaube ich, ist ja keine Frage. Schon mein Kollege (Abg Dr Alois Mayer: Jetzt sind wir beim Thema! Jetzt sind wir beim Thema!) Franz KARL hat ja so viele Vorschläge gebracht und Franz KARL - ich bin noch immer mit ihm in direkter Verbindung - lebt ja dafür. 

Man müsste nur seine Vorschläge übernehmen und durchführen, denn wo bleibt zum Beispiel die Zweckbindung der Hundesteuer für die Straßenreinigung? Für was nehmen wir denn die Hundesteuer ein? - Nehmen wir sie doch als Zweckbindung dafür. Warum kommt denn keine Informationskampagne, die wirklich den Hundebesitzer aufklärt, und wo man sagt: "Hörst, bitte, bemüh' dich, dass der Hund im Rinnsaal, räum' das weg." Das wäre doch ganz einfach. Legen wir ein kleines Merkblatt bei, wenn wir die Hundesteuer ausschicken. Das lasst sich doch alles ganz einfach machen. Man braucht nur ein bisschen einen guten Willen dazu. Oder die Aufstellung von entsprechenden Automaten mit Hundesets. 

Ich war jetzt in St. Johann in Tirol auf Urlaub. Dort funktioniert das. Gut, das ist in der Größe nicht ganz vergleichbar, aber dort funktioniert das. Dort sind überall die Automaten. Dort gibt es keinen Hundekot. Dort wird das von der Gemeinde beworben. Warum nicht in Wien? - Das müsste sich doch in Wien auch machen lassen! 

Oder die ganz eindeutige Definition von Hundezonen, Hundeauslaufzonen und einen Netzverschluss von den beiden. Machen wir doch mehr Hundezonen in Wien. Sie werden angenommen. Bei uns in der Rudolf Waishorn-Gasse ist alles bumsvoll. Dort fühlen sich die Hunde wohl, dort fühlen sich die Hundebesitzer wohl. Ich freue mich jedes Mal, wenn ich vorbeigehe, weil sie dort unter sich sind. Machen wir mehr davon. Das wäre doch etwas. 

Oder die Anbringung von Reinhaltepiktogrammen auf besonders verschmutzten Gehsteigzonen. 

Oder ein echter Modellversuch für die Einführung von selbstreinigenden Hundeklos, wie ihn schon Franz KARL immer wieder gefordert hat. Machen wir einmal den Versuch. Ich höre immer wieder, es funktioniert woanders. Probieren wir es! Das ist ja nicht so viel. Bevor wir das Gesetz noch sechs Mal ändern, wäre das doch einfacher. 

Eines möchte ich auch noch, und zwar einen weiteren Schritt, eine wirkliche Kontrolle der Einhaltung der Reinhalteverordnung mit anfänglichen Abmahnungen bei Übertretungen. Der Hundebesitzer oder die Hundebesitzerin soll ein schlechtes Gewissen bekommen und er soll ihn anreden. Unsere Parksheriffs haben jetzt wieder einen Rekord an Einnahmen gemacht. Sie sind ja sehr stolz darauf. Na, vielleicht können die auch das mitnehmen. Das wäre ja auch nicht schlecht, wenn sie nur ein bisschen auf die Hunde schauen würden. Die machen das sicher gerne. Davon bin ich überzeugt. (Abg Dr Alois Mayer: Ja, ja, ja!) Das wäre auch im Interesse von uns allen. 

Sie sehen, es gibt von uns eine Menge Vorschläge. Bitte nehmen Sie sie an, bevor wir noch sechs Mal das gleiche Gesetz irgendwo wieder reparieren müssen und bevor ich demnächst wieder da stehe und sage, wir haben mit dem vierten Mal einen neuen Rekord. Bitte nehmen Sie die Vorschläge an! Ich glaube, das ist im Sinne von uns allen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Selbstverständlich lehnen wir Freiheitliche die Verwendung von Stachelhalsbändern und allen anderen Halsbändern, die Schmerzen und Pein verursachen, klipp und klar ab. Selbstverständlich lehnen wir Freiheitliche auch die Zucht und die Ausbildung zu Kampfhunden ab. Was wir allerdings auch ablehnen, ist, dass das Tierschutz- und Tierhaltegesetz in mehreren Tranchen so alle paar Monate novelliert werden muss. 

Ja, es ist richtig, für die Chippung brauche ich eine EU-Notifizierung, und es ist auch richtig, dass das dauert. Was nicht notwendig ist, dass es noch immer andauert. Wir haben im Fernsehen gesehen, dass es in Südtirol bereits umgesetzt ist. Warum dauert es bei uns so lange? - Wir haben vor, ich weiß nicht, eineinhalb, zwei Jahren noch unter StR Svihalek den ersten Entwurf zu einem überarbeiteten Gesetz, also eine Gesetzesnovelle, in Händen gehabt, die damals sehr überzogen war. Dann hat man gesagt: Na, so kann es nicht kommen, da gehört einiges reduziert und es ist nichts mehr geschehen. Dann war die Wahl und danach ist wieder nichts geschehen. Ich habe auch ein paar Mal nachgefragt, was denn jetzt mit diesem modifizierten Gesetzesvorschlag ist. 

Es hat so lange gedauert, dass wir eben erst vor kurzem an die Kommission mit dem Ergebnis herantreten konnten, dass wir vor ein paar Monaten eine Novelle hatten, jetzt eine Novelle haben und wahrscheinlich im Laufe dieses Jahres noch eine Novelle haben werden. Es ist ganz einfach nicht sinnvoll, halbjährlich Gesetzesänderungen durchzuführen. Das entspricht weder der Wirtschaftlichkeit noch der Zweckmäßigkeit und schon gar nicht der Rechtssicherheit. Lediglich gegen diese Vorgangsweise richtet sich die ablehnende Haltung der Freiheitlichen, weil es die einzige Möglichkeit ist, unseren Protest zu dieser Vorgangsweise kundzutun. Es ist daher auch absurd, so zu tun, als ob wir Stachelhalsbänder oder Kampfhundezucht befürworten würden. 

Ebenfalls ein Grund, warum wir immer misstrauisch gegen jede weitere Novelle sind, ist, dass eine wirkliche Problemlösung - und Herr Kollege Klucsarits hat es ja angesprochen - der großen Probleme, wobei das Problem an sich klein ist, aber häufig und zwar mitten am Gehsteig und überall dort, wo man es nicht haben möchte, nach wie vor von Seiten der Stadtregierung zum Thema Hundekot nicht in Sicht ist. Es ist nach wie vor die Frage offen, wer die Leinen- und Beißkorbverpflichtung kontrollieren und ahnden wird, wenn sie nicht eingehalten wird. 

Problematisch erscheint uns in diesem Zusammenhang auch, gerade was die Hundehaltung anbelangt - und das ist auch immer wieder von allen Fraktionen gesagt worden -, die unterschiedliche Regelung in den Bundesländern. Gerade dieses Naheverhältnis Wien und Niederösterreich, wo es viele Leute gibt, die in beiden Bundesländern einen Wohnsitz haben, ist ja immer wieder diskutiert worden.

Seit Jahren wird jetzt nun die Schaffung von bundeseinheitlichen Tierschutzbestimmungen debattiert. Bislang leider ohne Erfolg und die Verhandlungen scheitern immer wieder. Das liegt auch daran, dass natürlich die Bundesländer fürchten, dass zu sehr in ihre Landeskompetenzen eingegriffen wird, der Föderalismus sozusagen aufgelöst wird, und dass, wenn man mit einem Landesgesetz beginnt, das zu durchlöchern und zu einer Bundesbestimmung zu machen, dann andere folgen werden. Daher ist diesen Bedenken irgendwo auch mit Verständnis zu begegnen. Aber es gibt auch andere Möglichkeiten, dem entgegenzuwirken. 

Aus diesem Grund wollen wir einen Resolutionsantrag einbringen, dass es bundesweit zu Vereinheitlichungen von grundlegenden Rahmenbedingungen des Tierschutzes kommt, gleichzeitig aber auch auf landesrechtliche Kompetenzen Rücksicht genommen wird und dass einheitliche Standards geschaffen werden. 

Wir bringen daher folgenden Resolutionsantrag ein: 

"Der Wiener Landtag möge beschließen: 

Der Landeshauptmann wird ersucht, im Zuge der Landeshauptleutekonferenz mit seinen Amtskollegen, aber auch mit den zuständigen Regierungsmitgliedern, Gespräche aufzunehmen, mit dem Ziel der Schaffung eines bundeseinheitlichen Standards auf dem Gebiet des Tierschutzes." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.)  

Wir ersuchen den Herrn Landeshauptmann, leider ist er nicht da, nichtsdestotrotz ersuchen wir den Herrn Landeshauptmann, auch darauf einzuwirken, dass die anderen Bundesländer da nachziehen, denn wir haben in den Wiener Bestimmungen sicher vieles, was für andere Bundesländer ein Vorbild sein könnte. Wir erhoffen uns auch, dass wir dort, wo Wien vielleicht noch ein wenig nachhinkt, dem Vorbild anderer Bundesländer nachziehen, sodass im Sinne des Tierschutzes die bestmöglichen Regelungen für alle Bundesländer getroffen werden können. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Mayer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dankenswerterweise hat Kollege Klucsarits bereits vorgearbeitet und hat darauf aufmerksam gemacht, dass wir innerhalb von 14 Monaten die dritte Novelle haben. In weiser Voraussicht wurde erkannt, dass es sicherlich noch weitere geben wird. Bis daher sind wir einer Meinung. 

Jetzt möchte ich einmal über meinen Schatten springen, denn bis jetzt habe ich mich immer geweigert, bei Tierhaltung und Tierschutz über die Hundstrümmerl zu reden, das Lieblinsthema der Österreichischen Volkspartei. Da sich auch die Freiheitlichen zum Teil angeschlossen haben, wahrscheinlich auf Grund der Koalition im Bund, möchte ich doch ein bisserl darauf ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Nein, nur mit dem Bürger! - StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Nur mit dem Bürger!) Koalition mit dem Bürger, gut. Also auf Grund der Koalition mit dem Bürger möchte ich ein wenig darauf eingehen. 

Ich finde es ein bisserl kühn, wenn ich sicherlich auch akzeptiere, dass St. Johann in Tirol ein enormer Erholungswert für dich gewesen ist, dass du jetzt St. Johann mit Wien vergleichst. (Abg Dr Matthias Tschirf: Als Muster schon!) Die Hunde, die dort sind, werden sich ein bisserl in Grenzen halten. Außerdem nehme ich an, dass in fußläufiger Entfernung Grünland ist, wo jeder vernünftige Mensch seinen Hund ausführen wird, wenn er das vor der Türe hat. 

Ebenso wird das Problem im 23. Bezirk oder auch natürlich in Hietzing, aber auch in Penzing leichter zu lösen sein, als in der Inneren Stadt. Daher liegt das Problem nicht so einfach, wie da behauptet wurde. Denn das Problem beginnt bei der Anschaffung des Hundes, um mich da zum zigsten Mal zu wiederholen, und dass die Leute vorher überlegen müssen, wo sie wohnen und was sie eigentlich mit einem Hund bezwecken. Nur so weit zu gehen, dass man jetzt in Innenstadtbezirken vielleicht noch limitiert oder regelt, wer einen Hund haben darf oder nicht, wollen wir eigentlich nicht.

Zur Idee, dieses Restproblem, die eben so geliebten Hundstrümmerln, von Parksheriffs und anderen Organen überwachen zu lassen, würde ich sagen, bei ein bisserl nachdenken im Sinne der Koalition mit dem Bürger, die ihr so gerne habt, möchte ich anmerken, dass dann ein programmierter Konflikt vorhanden sein wird. Denn ich glaube nicht, dass die Bevölkerung Parksheriffs und ehrenamtliche Organe, die man dann auch noch erfinden könnte, akzeptiert, wenn sie sozusagen auf der Lauer liegen und warten, bis der Hund einen Fehltritt macht - meistens macht ihn aber nicht der Hund, sondern der Hundeführer -, um hier einzuschreiten. Ich glaube, die Exekutive macht das recht gut in Wien und das sollte man auch dabei belassen.

Das Wesentliche ist aber heute - zumindest für mich - eigentlich nicht das Hundstrümmerl, sondern das Gesetz, das wir hier zu behandeln haben. Es ist mir schon klar, dass wir relativ oft novelliert haben und wahrscheinlich richtigerweise weiter novellieren müssen. Nicht wollen, sondern müssen. Es wurde bereits die EU-Notifizierung erwähnt, aber es wurde auch das nicht vorhandene bundeseinheitliche Tierhalte- und Tierschutzgesetz angesprochen. Da sind natürlich die Österreichische Volkspartei und die Freiheitliche Partei aufgerufen, darauf einzuwirken, dass endlich eines zustande kommt. Ich glaube, es muss doch möglich sein, dass Sie mit Ihren Kolleginnen und Kollegen im Nationalrat ein ernsthaftes Gespräch führen, um hier ein Gesetz zu schaffen, woran sich die Bürger auch halten können und wonach sie sich richten können. Denn jetzt ist wirklich das Problem, dass man nicht nur eine Landkarte braucht, um ein Ziel zu erreichen, sondern einen genauen Plan, wenn man einen Hund mit hat, um zu wissen, was man in welcher Ortschaft machen darf. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist der Unterschied zwischen St. Johann und Wien!) Bei St. Johann, das ist richtig, kann ich den Kollegen Klucsarits fragen. Da hat er Erfahrungswerte, was ich dort mit dem Hund machen darf und wo ich Gassi gehen kann. Er wird mir auch die Automatenstellplätze erklären, um dann eben alles wieder sauber zu machen.

Unser Thema heute ist: Die Veränderung in diesem Gesetz, die schon lange fällig war und notwendig ist, nämlich der Schutz des Tieres, im Konkreten der Schutz des Hundes, dass er mit Stachelhalsbändern, Elektroschocks und anderen Quälereien nicht mehr untergeordnet werden kann, sondern dass man es so macht, wie es zeitgemäß ist und wie es dem Verhalten eines Tieres auch entspricht, nämlich mit Druck, aber nicht mit körperlichem Druck und Schmerz, sondern indem man auf die Wesensart des Tieres eingeht und ihn dann so abrichtet beziehungsweise erzieht, dass er innerhalb einer Gesellschaft unter den Menschen leben kann. Wenn man dann den Hundehalter noch so weit bringt, dass er ein paar Schritte mit dem Hund geht, dann werden wir auch das restliche Problem, nämlich die Verschmutzung, in den Griff bekommen.

Die Rechtssicherheit, die angesprochen wurde, wünschen wir uns schon lange. Nur wie gesagt, es ist eine bundeseinheitliche Lösung notwendig. Das Chippen sowie der Hundeführerschein sind nur dann sinnvoll, wenn wir österreichweit eine gleiche Lösung haben. Es macht keinen Sinn, wenn jemand in Perchtoldsdorf eine andere Möglichkeit hat, als der im 23. Bezirk Wohnende. Vor allem müsste man dann die Bestimmung der Anmeldung des Hundes lösen, damit der Hund nicht dort angemeldet wird, wo es am günstigsten ist, beziehungsweise man müsste auch eine Lösung herbeiführen, dass alle Hunde angemeldet werden. Denn wie Sie wissen, sind 50 Prozent der in Wien befindlichen Hunde nicht bei uns beziehungsweise gar nicht angemeldet. Da entgeht sehr, sehr viel Geld. Auch das gehört geregelt, allerdings bundesweit, sonst würde es nicht funktionieren.

Ich denke, dass diese Novelle eine gute Novelle ist, der man zustimmen soll. Ich finde, dass die Freiheitliche Partei hier einen wesentlichen Fehler macht, wenn sie nicht zustimmt. Denn wenn sie sich damit einverstanden erklärt, die Tiere zu schützen und gegen die Stachelhalsbänder und Quälerei von Tieren zu sein, dann ist das Argument, dass man deshalb nicht zustimmt, weil es schon wieder eine Novelle ist und weil verschiedene Punkte nicht drinnen sind, kein tragbares. Allerdings ist es natürlich die freie Entscheidung der Freiheitlichen Partei.

Ich hoffe, dass sie zumindest jenen Schritt tut, dass sie auf ihre Freunde im Parlament einwirkt, damit wir ein bundeseinheitliches Gesetz bekommen und dann natürlich auch in Wien unsere Rahmenbedingungen abstecken können. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit sind die Verhandlungen geschlossen.

Ich frage, ob die Frau Berichterstatterin das Schlusswort wünscht? (Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Ja!) Ja, sie hat es.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabelle Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur noch einmal darauf eingehen. Es geht hier nicht um eine Kleinigkeit. Hier geht es um eine Novelle des Tierschutzgesetzes, die ganz, ganz wichtig für uns, für die Tiere und für die Sicherheit der Menschen ist, die mit den Tieren dann auch umgehen. 

Es geht ja darum, dass hier bei der Hundeerziehung keine Foltermethoden mehr erlaubt sein werden. Es geht um das Verbot brutaler Abrichtemethoden und darum, die Zucht, die Ausbildung und den Handel mit dem Ziel der Aggressionsfreiheit zu steigern. Hier geht es darum, dass Tiere nur mehr so aufgezogen werden, dass sie artgerecht gehalten werden können. 

Zum Hundegipfel selbst möchte ich sagen: Hier werden verschiedene Experten von der Polizei bis zu Kynologen, Veterinärmediziner, Universität und MA 60 eingeladen werden. Hier geht es darum, dass wir mit Experten über das Chippen und über den Hundeführerschein sprechen werden. 

Mir geht es darum, im Tierschutz diese Regelungen so rasch wie möglich umzusetzen. Auch hier sind Regelungen der EU zu berücksichtigen. Das tun wir mit dieser Gesetzesänderung. Daher ersuche ich, diesen Gesetzesvorschlag zu beschließen.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke der Berichterstatterin. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig gegen die FPÖ angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Resolutionsantrag der FPÖ-Abgen Reinberger, Schmalenberg und Blind, betreffend bundeseinheitlichen Tierschutz. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. 

Ich frage: Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig. Somit ist dieser Resolutionsantrag einstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich nunmehr zum Gesetz die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig gegen die FPÖ beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Meine Damen und Herren! Bevor ich schließe, will ich mich nicht verschweigen, wobei ich sage, es hat heute auch eine Diskussion zu Bemerkungen von mir am Beginn gegeben. Es gibt durch Zufall morgen sicherlich in der Gemeinderatssitzung die Gelegenheit, über den politischen Inhalt dieser Diskussion das Gespräch zu führen.

Aber als Erster Präsident des Wiener Landtags möchte ich doch zu vier Dingen eine Feststellung treffen, damit nicht ein Irrtum im Raum stehen bleibt. 

Frau Abg Korosec hat gemeint, dass sie es nicht für vereinbar hält, dass bei der Eröffnung einer Landtagssitzung der Präsident zu einem tagespolitischen Thema eine parteiliche Aussage macht. Ich akzeptiere, dass einem das als Meinungsäußerung nicht gefällt, aber vom Grundsatz ist es möglich und es steht nicht in Widerspruch und ich habe von dem Gebrauch gemacht. 

Frau Abg Lakatha hat davon gesprochen, dass ich in der Früh unter Missbrauch meiner Funktion dem Innenminister unterstellt habe, dass er nicht nach Rechtsstaatlichkeit vorgeht. Ich bitte ganz einfach, das Protokoll nachzulesen. Diese Äußerung hat es von mir nicht einmal in angedachter Form gegeben, sondern es hat von mir eine Bemerkung gegeben, wo ich gesagt habe, dass ich den Innenminister auffordere und bitte, aber natürlich klarerweise nach dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit, meiner Auffassung nach alles zu tun - und ich habe keine Namen von Organisationen und Veranstaltern genannt - und dafür zu sorgen, dass es in den nächsten Tagen keine Kundgebungen gibt, die mit dem Verbotsgesetz in Gegensatz stehen. Ich will auf das ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Damit ist implizit genau das gegeben!) Ich will das dezidiert ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Diese Form ist aber bitte entbehrlich! Diese Form ist entbehrlich! Das ist entbehrlich! - Abg Dr Matthias Tschirf: Aber damit ist doch genau das gegeben!) Ich will das dezidiert sagen. Sie brauchen nur das Wortprotokoll nachzulesen und werden draufkommen, dass das so nicht ist. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aber genau das ist damit doch gegeben!)
Frau StRin Landauer hat gesagt, dass ich die Geschäftsordnung und den Vorsitz missbraucht habe. Ich halte fest, dass ich in der Form das nicht getan habe. Und ich halte auch fest und weise den Vorwurf der Frau Stadträtin zurück, wortwörtlich, wo sie auf mich bezogen sagt: "Er hat nicht die Wahrheit gesagt." - Frau Stadträtin! (Abg Dr Wilfried Serles: Das stimmt auch! Das stimmt auch! Das stimmt!) Und ich sage das jetzt, Herr Abg Serles, ganz dezidiert (Abg Dr Wilfried Serles: Das stimmt! Das stimmt!): Ich lasse mich von niemandem, von der FPÖ und auch von anderen nicht, zu einem Lügner stempeln und ich will es momentan dabei bewendet wissen, ohne eine entsprechende Antwort auf eine grobe Form in ähnlicher Art und Weise zu geben! Ich stelle mich mit Ihnen nicht auf diese Stufe! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.) 
Und, meine Damen und Herren, ich habe auch ein Problem, wenn der Dritte Präsident des Landtags in seiner Rede dem Ersten Präsidenten vorwirft, dass er sein Amt missbraucht (Abg Johann Römer: Theoretisch! Theoretisch! - Aufregung bei Abg Dr Wilfried Serles.) - "missbraucht", so war es, "er geht her und missbraucht sein Amt als Erster Präsident" - und ich weise auch das in entsprechender Form zurück. 

Ich sage ganz offen, ich habe ein Problem, wenn eine Stadträtin und ein Dritter Präsident - Problem wäre es auch bei Gemeinderäten, aber in diesen zwei Fällen ein stärkeres Problem - offensichtlich die Verfassung und die Geschäftsordnung nicht kennen und jemandem, der sich genau in diesem Rahmen befindet, dann etwas vorwerfen. Ich empfehle dringend, sich etwas besser mit der Geschäftsordnung und mit der Verfassung vertraut zu machen. 

Der Dr Tschirf will zur Geschäftsordnung reden. Ich nehme an, dass Sie - um es ganz konkret zu sagen - nach dem § 20 Abs. 3 zur formellen Geschäftsbehandlung das Wort wünschen. - Sie haben es. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Parlamentarische Regeln sind etwas sehr, sehr Heikles und dazu gehört es auch, dass man zwei Dinge sehr klar voneinander trennt: Einerseits die inhaltliche Diskussion, die hier zu führen ist, und andererseits die Führung von Sitzungen. Es ist gefährlich, wenn man das eine mit dem anderen vermischt. Und ich war es eigentlich in diesem letzten Jahr, in dem ich der Präsidiale angehöre, hier gewohnt, dass wir in einer sehr konstruktiven Art und Weise in der Präsidiale den Ablauf von Sitzungen besprochen haben. 

Wir haben heute erlebt, dass zunächst einmal der Herr Präsident eine inhaltliche Position bezogen hat, indem er eben gemeint hat, er müsse den Herrn Innenminister zu etwas auffordern, was für den Innenminister sowieso eine Selbstverständlichkeit ist, nämlich die Rechtsordnung einzuhalten.

Ich verlange daher, dass jetzt eine Präsidiale stattfindet, damit hier über dieses Auseinanderhalten zwischen den formellen Abläufen und der inhaltlichen Diskussion entsprechende Klarheit geschaffen wird. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)  

Präsident Johann Hatzl: Zur formellen Geschäftsbehandlung hat sich auch Frau StRin Landauer gemeldet.

StRin Karin Landauer: Herr Landtagspräsi ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Darf ich in diesem Zusammenhang auf das Problem aufmerksam machen. (Abg Dr Wilfried Serles: Haben Sie das Wort erteilt oder nicht?) Ich habe gesagt, Sie hat sich gemeldet. (Abg Dr Wilfried Serles: Also, haben Sie es erteilt?) Ich habe es noch nicht ... (Abg Dr Wilfried Serles: Haben Sie das Wort erteilt oder nicht?) Entschuldigung, Herr Abgeordneter. Ich habe es noch nicht erteilt. (Abg Dr Wilfried Serles: Also, ist es jetzt erteilt oder nicht?) Ich habe es nicht erteilt, wenn Sie nachlesen. (Aufregung bei der FPÖ.) 

Ich habe gesagt, die Frau Stadträtin hat sich zu dieser formellen Geschäftsbehandlung gemeldet und ich stelle fest, dass nach § 20 Abs. 3 in diesem Zusammenhang für Landtagsabgeordnete das besteht, aber selbstverständlich auch durch Abs. 4 für Mitglieder der Landesregierung. Daher erteile ich ihr diese Wortmeldung jetzt. (Heiterkeit bei der SPÖ, bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.)
StRin Karin Landauer: Herzlichen Dank, Herr Landtagspräsident! 

Ich ersuche um Unterbrechung dieser Sitzung! (Abg Rudolf Hundstorfer: Warum? Warum? - Abg Godwin Schuster: Haben Sie ein Problem? - Abg Christian Oxonitsch: Was ist der Grund? Warum? - Aufregung bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Die Sitzung ist unterbrochen. 

Ich habe die Sitzung momentan unterbrochen. Es tut mir Leid, ich weiß nicht, was ich machen soll. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

(Die Sitzung wird um 13.47 Uhr unterbrochen und um 13.48 Uhr wieder aufgenommen.)

Präsident Johann Hatzl: Ich nehme die Sitzung wieder auf. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.)
Herr Mag Chorherr hat sich zum Wort gemeldet, zur formalen Geschäftsbehandlung. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ist das Wort erteilt? - StR Johann Herzog: Ist das Wort erteilt?) 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Präsident! (Abg Dr Wilfried Serles: Ist das Wort erteilt? - Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ist jetzt das Wort erteilt? - StR Johann Herzog: Ja, ist jetzt das Wort erteilt? - Aufregung bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Natürlich! (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Abg Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Meine Damen und Herren! 

Wir sind ziemlich am Ende der ordentlichen Landtagssitzung. Wir können auf den letzten 20 Millimetern dieses nicht ganz so langen Marathons die Sitzung jetzt unterbrechen, in eine, glaube ich, länger dauernde Präsidiale und dann formal zu Ende kommen. 

Vielleicht wäre es ein Vorschlag, formal die Sitzung zu beenden und im Anschluss eine Präsidiale vorzunehmen. Ich erwarte mir nicht den Applaus aller Fraktionen, aber ich denke mir, dass das zumindest mit der Lebensqualität dieser schönen Stadt konform ist. – Dan-

ke schön. (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich greife den Vorschlag auf und werde nach Ende der Sitzung gleich jetzt formal zu einer Präsidiale einladen. 

Zur formellen Geschäftsbehandlung wird noch das Wort vom Abg Oxonitsch gewünscht. Er hat es.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Also, ich will es jetzt nicht künstlich verlängern. Ich bin mit der vorgeschlagenen Vorgangsweise sehr einverstanden. Ich komme aber trotzdem nicht umhin festzustellen, dass wir jetzt gerade noch einmal ein bisschen die Fortsetzung des Vormittags erlebt haben. 

Es war keine inhaltliche Auseinandersetzung auf der einen Seite mit der Mitteilung des Ersten Landtagspräsidenten. Es war jetzt auch nicht einmal eine Auseinandersetzung mit den formellen Bestimmungen der Geschäftsordnung. Eine völlig im Raum stehende Unterbrechung zu fordern, ohne einen Sinn und Zweck zu definieren, zeigt letztendlich schon, mit welcher Ernsthaftigkeit man sich mit diesem Thema auseinander setzt. 

Wenn es anlässlich eines Gedenktags eine Mitteilung des Ersten Präsidenten gibt, indem er dem hohen Haus seine Vorgangsweise als Erster Präsident mitteilt, dann ist das erstens demokratiepolitisch hervorragend und ausgezeichnet und dem gebührt auch Lob. Ob man damit inhaltlich einverstanden ist oder nicht, das wird man sicher morgen letztendlich in der Debatte in der Aktuellen Stunde noch erörtern können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Lauter Polemik!) 

Präsident Johann Hatzl: Es gibt keine weitere Wortmeldung. 

Die Sitzung des Landtags ist geschlossen. 

Die Präsidiale findet in 2 Minuten im Nebenraum statt. 

(Schluss um 13.50 Uhr.)

